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Beginn der Sitzung: 10.00 Uhr

Präsident Dr. Knoblich:

Meine Damen und Herren! Ich begrüße Sie zur 96. Sitzung des
Landtages Brandenburg in seiner 3. Wahlperiode. 

Mit der Einladung ist Ihnen der Entwurf der Tagesordnung zu-
gegangen. Gibt es Ihrerseits diesbezüglich Anmerkungen? -
Das scheint nicht der Fall zu sein. Dann möchte ich einige Be-
merkungen machen:

Zum Tagesordnungspunkt 4: Die 1. Lesung des Gesetzes zur
Bestätigung der landesweiten Gemeindegebietsreform nach
weiterer Bevölkerungsanhörung wird mit Redezeitvariante 1,
also fünf Minuten je Fraktion, durchgeführt. 

Es gibt einen zusätzlichen Tagesordnungspunkt 7, nämlich zur
1. Lesung des Gesetzes über die Errichtung einer Brandenbur-
gischen Kulturstiftung Cottbus, Drucksache 3/7446, Redezeit-
variante 1.

Zum Tagesordnungspunkt 9 - Bericht des Ministers des Innern
über den Vollzug von Maßnahmen aufgrund § 33 Abs. 3 des
Brandenburgischen Polizeigesetzes - wird vorgeschlagen, ihn
ohne Debatte zu behandeln. 

Schließlich zum Tagesordnungspunkt 10: Der Antrag der Frak-
tion der PDS „Kulturhauptstadt Europas 2010“, Drucksache
3/7448, wurde vom Antragsteller zurückgezogen. Dafür erfolgt
nunmehr die Beratung des Antrags des Hauptausschusses
„Landtag für Potsdam als Kulturhauptstadt Europas 2010“, Re-
dezeit: fünf Minuten zur Begründung für den Präsidenten des
Landtags. 

Gibt es von Ihrer Seite weitere Anmerkungen zur Tagesord-
nung? - Wenn das nicht der Fall ist, dann bitte ich um Ihr zu-
stimmendes Handzeichen, dass wir so verfahren. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - 

(Muschalla [SPD]: Herr Präsident, uns wurde gerade ge-
sagt, dass zum Tagesordnungspunkt 7 - 1. Lesung des Er-
sten Gesetzes zur Änderung des Brandenburgischen Ju-
ristenausbildungsgesetzes - auch nicht geredet wird.)

- Herr Abgeordneter, ich hatte Sie gefragt, ob Sie noch Bemer-
kungen haben. Da haben Sie sich nicht gemeldet. - Es besteht
die Möglichkeit, innerhalb des Ablaufs der Tagesordnung -
auch als Vereinbarung zwischen den Fraktionen - auf eine Re-
dezeit zu verzichten. Das sehe ich nicht als sonderlich proble-
matisch an. 

Wir verfahren also so, wie eben abgestimmt worden ist, und
ich bitte die Verwaltung,  die Tagesordnung neu zu drucken. 

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Wir brauchen keine neue Ta-
gesordnung! Papierverschwendung!)

- Die Abgeordneten verzichten also darauf, sie haben alles ver-
standen und registriert. Insofern sind wir bestens im Bilde. -
Herzlichen Dank.

Über eine Reihe von Abwesenheitserklärungen rede ich nicht
weiter.

Wir sind damit beim Tagesordnungspunkt 1:

Ernennung der Präsidentin sowie Ernennung und
Vereidigung eines Richters des Verfassungsgerichts
des Landes Brandenburg

In der gestrigen, der 95. Sitzung des Landtages Brandenburg
sind die Präsidentin sowie ein Verfassungsrichter des Verfas-
sungsgerichtes des Landes Brandenburg gewählt worden.

Ich frage Sie, Frau Monika Weisberg-Schwarz: Nehmen Sie die
Wahl zur Präsidentin des Verfassungsgerichtes des Landes
Brandenburg an?

Frau Weisberg-Schwarz:

Ja.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke schön. - Ich komme nunmehr zur Ernennung der Präsi-
dentin des Verfassungsgerichtes des Landes Brandenburg. Frau
Weisberg-Schwarz, kommen Sie bitte zu mir. Ich ernenne Sie
zur Präsidentin des Verfassungsgerichtes des Landes Branden-
burg und darf Ihnen die Urkunde überreichen. 

Ich darf den Text der Urkunde verlesen:

„Der Präsident des Landtages Brandenburg ernennt Frau
Monika Weisberg-Schwarz für die Dauer bis zum 11. No-
vember 2008 zur Präsidentin des Verfassungsgerichtes
des Landes Brandenburg. - Potsdam, den 13. Mai 2004“

Frau Weisberg-Schwarz, ich gratuliere Ihnen herzlich und wün-
sche Ihnen viel Erfolg bei dieser verantwortungsvollen Arbeit.

(Allgemeiner Beifall)

Ich frage Sie, Herr Prof. Michael Dawin: Nehmen Sie die Wahl
zum Verfassungsrichter des Verfassungsgerichtes des Landes
Brandenburg an?

Herr Prof. Dawin:

Ich nehme die Wahl an.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Prof. Dawin, ich darf Sie zu mir bitten. Ich komme nun-
mehr zur Ernennung eines Verfassungsrichters des Verfas-
sungsgerichtes des Landes Brandenburg. Ich darf auch hier den
Text der Urkunde verlesen: 

„Der Präsident des Landtages Brandenburg ernennt
Herrn Prof. Michael Dawin für die Dauer von zehn Jah-
ren zum Verfassungsrichter des Verfassungsgerichtes des
Landes Brandenburg. - Potsdam, den 13. Mai 2004“

(Allgemeiner Beifall)

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von den Plätzen
zu erheben. - Herr Prof. Dawin, nachdem Sie ernannt sind, bit-
te ich Sie, vor dem Landtag Brandenburg den Eid zu leisten.



Herr Prof. Dawin:

Ich schwöre, das Richteramt getreu dem Grundgesetz für die
Bundesrepublik Deutschland, getreu der Verfassung des Lan-
des Brandenburg und getreu dem Gesetz auszuüben, nach be-
stem Wissen und Gewissen, ohne Ansehen der Person zu urtei-
len und nur der Wahrheit und Gerechtigkeit zu dienen. So wahr
mir Gott helfe. 

Präsident Dr. Knoblich:

Ich gratuliere Ihnen zur Wahl und zur Ernennung und wünsche
Ihnen alles Gute für diese verantwortungsvolle Tätigkeit zum
Wohle der Brandenburger Menschen. 

Herr Prof. Dawin:

Vielen Dank. 

(Der Ministerpräsident und weitere Mitglieder der Lan-
desregierung sowie die Fraktionsvorsitzenden gratulieren
Frau Monika Weisberg-Schwarz und Herrn Prof. Dawin
und überreichen Blumen.)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich schließe Tagesordnungspunkt 1 und rufe Tagesordnungs-
punkt 2 auf:

Fragestunde 

Drucksache 3/7516
Drucksache 3/7517
Drucksache 3/7518
Drucksache 3/7460

Wir beginnen mit der Dringlichen Anfrage 65 (Massive GA-
Kürzungen durch die Bundesregierung), gestellt vom Abgeord-
neten Bartsch, der nun Gelegenheit hat, seine Frage zu formu-
lieren. 

Bartsch (CDU):

Aus dem Bundestag wurde am Freitag berichtet, dass die
Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur drastisch zurückgefahren werden.
Allein im Jahr 2005 sollen nach bisherigen Planungen nur noch
35 % der eingegangenen Verpflichtungen zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Ich frage die Landesregierung: Welche Auswirkungen haben
die geplanten Kürzungen auf den Aufbau Ost im Land Bran-
denburg?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Wirtschaftsminister, Sie haben das Wort. 

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Sehr geehrter Herr Abgeordneter, es ist in der Tat
so, dass der Bund dem Land Brandenburg bis jetzt nur einen
Anteil von 55,171 Millionen Euro der für 2004 vorgesehenen

Verpflichtungsermächtigungen von insgesamt 98,52 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt hat. Die nur teilweise Bereitstel-
lung der im Jahre 2004 veranschlagten Verpflichtungsermäch-
tigungen des Bundes, deren Verteilung auf die einzelnen
Bundesländer auf dem Beschluss des GA-Planungsausschusses
vom 1. März 2004 beruht, wurde mit erheblichen Bewirtschaf-
tungs- und Einsparauflagen beim Einzelplan des Bundesminis-
teriums für Wirtschaft und Arbeit begründet. 

Eine endgültige Zuweisung der Verpflichtungsermächtigungen
könne daher erst nach dem Beschluss des Bundeskabinetts - so
sind wir informiert - zum Bundeshaushalt 2005 und der 
Finanzplanung 2004 bis 2008 voraussichtlich Ende Juni dieses
Jahres erwartet werden. Sollte der Bund in diesem Jahr keine
weiteren Verpflichtungsermächtigungen mehr zur Verfügung
stellen, entstünde für Brandenburg - und das ist zu vermuten -
sowie für alle anderen neuen Bundesländer eine außerordent-
lich schwierige Situation. Aufgrund der fehlenden Bundesver-
pflichtungsermächtigungen von rund 43,349 Millionen Euro
könnten in gleicher Höhe keine Landesverpflichtungsermächti-
gungen und darüber hinaus EFRE-Mittel kofinanziert werden.

Damit wären zum einen bereits Ende Mai, bis auf einen für
Kleinvorhaben im Technologie- und Beratungsbereich von mir
reservierten Betrag, de facto keine Bewilligungen mehr mög-
lich. Zum anderen würde die nationale Kofinanzierung von
Gemeinschaftsmitteln des Europäischen Fonds für regionale
Entwicklungen und damit die Einhaltung der so genannten 
„n+2-Regelung“ gefährdet, was die Gefahr in sich birgt, dass
die europäischen Mittel verfallen würden. Da der Bund die Be-
reitstellung seiner Barmittel über die Belegung von Verpflich-
tungsermächtigungen steuert, würde der Bund in den Jahren
2005 bis 2007 in Höhe der nicht bereitgestellten Bundesver-
pflichtungsermächtigungen seine Barmittelzuweisung entspre-
chend reduzieren.

Um eine Stagnation bei der regionalen Wirtschaftsförderung zu
vermeiden, habe ich mich bereits Ende April an den Bundes-
wirtschaftsminister gewandt und ihn gebeten, sich im Kabinett
für die volle Zuweisung der im Bundeshaushalt veranschlagten
und natürlich auch durch Bundeshaushaltsgesetz veröffentlich-
ten Verpflichtungsermächtigungen an die einzelnen Bundes-
länder einzusetzen und diese Gemeinschaftsaufgabe zur Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur über die Vertei-
lung der Bundesverpflichtungsermächtigungen im Jahre 2004
möglich zu machen. 

Vor dem Hintergrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage
und der anhaltend hohen Arbeitslosigkeit werde ich alle Mög-
lichkeiten nutzen, darauf hinzuwirken, dass dieses eintritt. 

Es muss mit aller Klarheit festgestellt werden, dass eine solche
Vorgehensweise ein gravierender Eingriff in unser wirtschafts-
politisches Handeln ist. Die Verflechtungen zwischen den Fi-
nanzierungsströmen habe ich dargestellt. Es ist also keine An-
gelegenheit, die wir allein nur mit Wirkungen in die Region
hinein erörtern müssen, sondern es muss festgestellt werden,
dass damit eine Reduzierung der Investitionskraft einhergeht.
Das heißt, dass Haushaltskonsolidierung auf Bundesebene in
der Weise erfolgen soll, dass die Investitionskraft reduziert
wird. Das halte ich für prinzipiell falsch.

Zum Zweiten schadet ein so zeitnaher Eingriff in die Arbeit mit
Verpflichtungsermächtigungen und in die öffentlichen Förde-
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rungen natürlich dem Vertrauensverhältnis zwischen Landesre-
gierung und Wirtschaft, die sich in hohem Maße natürlich nicht
nur enttäuscht, sondern bei ihren Planungen über den Tag hin-
aus „hinter die Tanne geführt“ sieht .

Ich glaube, wir sollten gemeinsam dafür Sorge tragen, dass die
notwendige Haushaltskonsolidierung nicht durch Reduzierung
der Investitionskraft in den neuen Bundesländern geschieht. -
Danke.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. Es gibt noch Klärungsbedarf. Herr Lunacek, bitte.

Lunacek (CDU):

Herr Minister, können Sie sich angesichts der Tatsache, dass
der Bund seine Mittel drastisch zurückgefahren hat - für die
Wirtschaftsförderung in den letzten zehn Jahren immerhin 
auf rund ein Drittel, nämlich von umgerechnet ursprünglich
660 Millionen Euro im Jahr 1994 auf inzwischen nur noch et-
was mehr als 200 Millionen Euro -, vorstellen, dass die Lan-
desregierung den Druck auf den Bund erhöht, hier wieder zu
mehr Wirtschaftsförderung in den neuen Ländern zu kommen?

Minister Junghanns:

Ja. Ich glaube, das ist auch gemeinsame Auffassung der Lan-
desregierung, dass wir in diesen Zeiten - auf welchen Wegen
auch immer; da müssen verschiedene Wege gegangen werden -
durch eine gemeinsame Positionierung klarstellen, dass der
wirtschaftliche Aufschwung in den neuen Bundesländern im
gemeinsamen Interesse der Entwicklung in Deutschland nicht
durch Reduzierung der Investitionen erfolgt. 

Präsident Dr. Knoblich:

Danke schön. - Wir sind bei den Dringlichen Anfragen 63 
(Finanzierungszusage zum Bau der Chipfabrik) und 64 (Chip-
fabrik: Milliarden-Zusage an Dubai). Ich bitte die Fragesteller
um Verständnis, dass wir die Fragen gemeinsam beantworten
lassen, da sie sich auf das gleiche Thema beziehen. Geht das,
Frau Osten?  

Frau Osten (PDS):

Wenn Sie das so sagen, Herr Präsident.

Präsident Dr. Knoblich:

Bitte schön.

Frau Osten (PDS):

In der Öffentlichkeit wurde bekannt, dass die Landesregierung,
konkret der Ministerpräsident, dem Investor der Chipfabrik aus
Dubai konkrete schriftliche Zusagen zur Finanzierung der Fa-
brik in Höhe von 1 Milliarde Euro gemacht hat. Aufgrund die-
ser Zusagen von Fördermitteln und Bürgschaften soll es von-
seiten der Investoren aus Dubai nun Schadensersatzklagen ge-
gen das Land in dreistelliger Millionenhöhe geben. 

Ich frage deshalb die Landesregierung: Wann und mit welchem
Inhalt wurde diese öffentlich benannte Zusage des Ministerprä-
sidenten für die Finanzierung der Chipfabrik gegeben?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Claus, bitte sehr, Ihre Frage.

Claus (DVU):

Meine Frage ist fast identisch, nur die Fragestellung etwas an-
ders. Es gibt einen vom Ministerpräsidenten abgeschickten
Brief. Ich frage die Landesregierung: 

Warum liegt dieser Brief vom 14. Mai 2003 nicht dem Unter-
suchungsausschuss vor, obwohl der Ausschuss auch von der
Landesregierung alle Unterlagen im Zusammenhang mit der
Chipfabrik angefordert hatte?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Junghanns, Sie haben erneut das Wort.

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren
Abgeordnete! Werte Gäste! Sehr geehrte Abgeordnete, die die-
se Fragen gestellt haben! Zur Frage von Frau Osten: Wie der
Chef der Staatskanzlei schon am 11. Mai in der Öffentlichkeit
klargestellt hat, ist mit dem Brief vom 14. Mai 2003 keine Zu-
sicherung von Fördermitteln und Bürgschaften gegeben wor-
den, die einem ungedeckten Scheck gleichkäme. Sondern in
diesem Brief ist ausgewiesen, dass Fördermittel und Bürg-
schaften in Aussicht stehen, wenn die Gesamtfinanzierung ge-
schlossen wird. Nach Schließen der Gesamtfinanzierung wa-
ren diese Mittel in Aussicht gestellt worden. Die Bedingung ist
nicht erfüllt worden und deshalb ist es auch keine Zusage in der
von Ihnen geschilderten Form.

Zur Frage 64: Von der Landesregierung sind nicht alle Unterla-
gen, die in irgendeinem Zusammenhang zur Chipfabrik stehen,
angefordert worden. Nach dem Gesetz bestimmt der Untersu-
chungsausschuss zunächst den Untersuchungsgegenstand.
Dann erhebt der Ausschuss die durch den Ausschussgegenstand
gebotenen Beweise, indem er durch einzelne Beweisbeschlüsse
eine Eingrenzung, eine Bestimmung der Inhalte vornimmt.
Durch die gegenüber der Landesregierung bisher ergangenen
Beweisbeschlüsse hat der Untersuchungsausschuss die Vorlage
des Briefes vom 14. Mai 2003 in der Form nicht erwähnt.

(Zurufe von der DVU - Lachen der Abgeordneten Hessel-
barth [DVU])

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Osten, bitte.

Frau Osten (PDS):

Ich möchte zumindest meine Verwunderung darüber ausdrücken,
dass, wenn ich nach einem Brief vom Ministerpräsidenten frage,

(Klein [SPD]: Frage!)

der Wirtschaftsminister antwortet.

Meine drei Nachfragen - erstens -: Ist dieser Brief Grundlage
wirklicher Schadensersatzansprüche aus Dubai - ich meine po-
litisch wie juristisch? 



Zweitens: Ist dieser Brief auf Druck Ihres Ministeriums bzw.
von Ihnen, Herr Minister Junghanns, oder auf der Grundlage
eines Kabinettsbeschlusses entstanden? Es geht ja hier um sehr
viel Geld.

Ich frage drittens: Inwieweit war diese Zusage von 1 Milliarde
Euro mit den Bundesministerien abgestimmt, da es sich ja -
nehme ich an - um Landes- und Bundesmittel handelt?

Minister Junghanns:

Frau Osten, es gibt keine Schadensersatzansprüche im juristi-
schen Sinne von Dubai.

Ich habe schon vor Wochen dargestellt, dass es aus der Sicht
von Dubai Ansinnen gibt. Aber sie sind mir als solche nicht ab-
gefordert worden.

(Zuruf der Abgeordneten Osten [PDS])

Wir sind in folgender Situation - ich bitte das auch vor dem
Hintergrund der öffentlich geführten Debatte noch einmal klar-
stellen zu dürfen -: Nach einem gescheiterten Projekt ist es le-
gitim und für alle nachvollziehbar, dass die Positionen der am
Projekt Beteiligten unterschiedlich dargestellt und aufgestellt
werden. 

Wir sind gegenwärtig in einer Situation, dass es gegebenenfalls
unterschiedliche Positionen gibt. Unsere Auffassung ist, dass
es nach dem Scheitern keine Schadensersatzansprüche geben
kann. Wenn das ein anderer anders sieht, dann hat er es in der
Hand, damit umzugehen. Das würde dann in geeigneter Weise
zu klären sein. 

Ich bitte auch bei der Art und Weise der öffentlich geführten
Diskussion zu bedenken, dass wir in einem Verfahren, das in
seinem weiteren Verlauf noch nicht ganz überschaubar ist, auch
entsprechende Positionen sicherstellen müssen, die den Inte-
ressen des Landes Brandenburg gerecht werden.

(Zustimmung des Abgeordneten Gemmel [SPD] - Frau
Osten [PDS]: Das ist in unserem Sinne!)

- Ja, genau. Deshalb sage ich das. - Ich kann keinen Partner im
Verfahren in seiner Position beeinflussen. Wenn dann eine me-
diale Verarbeitung hinzukommt, ist das der Sache regelmäßig
eigen, aber kann mich von meiner Haltung nicht abbringen. 

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Die Öffentlichkeit hat ein
Recht auf Information!)

- Die Öffentlichkeit bekommt natürlich das Recht auf Informa-
tionen erfüllt, aber die Öffentlichkeit hat auch ein Recht, dass
die Verantwortlichen in der Landesregierung die Interessen der
Öffentlichkeit und damit auch die Interessen des Landes Bran-
denburg sowie die Struktur ihrer Aufstellung im Verfahren in
geeigneter Weise inhaltlich sicherstellen. 

(Beifall bei der CDU)

Zweiter Punkt: Die Verwendung des Schreibens vom 14.05. in
diesen Tagen wird der Situation zum damaligen Zeitpunkt
nicht gerecht. Am 14.05. hat der Ministerpräsident im Vorfeld
des zu schließenden ISA-Closing, also Eigenkapitalclosing, die

Position des Landes im bevorstehenden Investment klargestellt.
Er hat auf die Bedeutung dieses Investments und auf die Be-
achtung der Positionierung des Landtages, welcher uns beauf-
tragt hat, zum Erfolg dieses Projektes beizutragen, hingewie-
sen. Und er hat vor dem Hintergrund der zu erwartenden und
notwendigen Finanzierung, sprich: des ausstehenden Eigenka-
pitals, von Dubai darauf hingewiesen, dass das ein partner-
schaftliches Projekt ist, in das das Land mit einem hohen Risi-
ko einsteigt, und dass wir uns auf dem Weg der Schließung der
Gesamtfinanzierung befinden. Wenn dieses Ergebnis erreicht
wird - das ist eindeutig nachlesbar -, dann ist das Land mit 
einem hohen öffentlichen Risiko beteiligt. Dieser Brief hat na-
türlich in diesem Zusammenhang die Gemeinsamkeit gestärkt.
Es ist aber in keiner Weise, auch nicht von anderen ableitbar, so
unsere juristische und politische Bewertung, dass damit irgend-
wie ein Freibrief gegeben wurde. Das ist falsch. - Danke schön.

(Frau Osten [PDS]: Ich hatte drei Fragen gestellt!)

Bezüglich womöglich ausgeübten Drucks hatten Sie noch ge-
fragt?

(Frau Osten [PDS]: Kabinettsbeschluss und Bundesab-
stimmung!)

Es bedurfte für diesen Inhalt in diesem Verständnis keiner Ab-
stimmung mit dem Bundeskabinett, weil wir uns in unserer Po-
sition als Mitgesellschafter und Antragsteller im Verfahren ge-
nau in Übereinstimmung mit den einschlägigen Verfahrensre-
geln bewegen. Wir haben etwas Bekanntes nur noch einmal mit
aller Klarheit dargestellt. Deshalb war die Entwicklung des In-
vestments eine förderliche Positionierung des Landes, die allen
Beteiligten klargestellt hat, mit welch großem Anteil wir an
diesem Unternehmen beteiligt und gewillt sind, für gemein-
schaftlichen Erfolg Verantwortung zu übernehmen. - Danke.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Claus, bitte.

Claus (DVU):

Ich habe zwei Nachfragen, und zwar geht es ebenfalls um den
Brief. Da der Brief hin- und hergefaxt wurde, wie man erken-
nen konnte, ist er leider nicht mehr lesbar. Meine Frage lautet:
Wie ist der genaue Wortlaut des Briefes vom 14. Mai 2003 von
Ministerpräsident Matthias Platzeck an den Kronprinzen und
Verteidigungsminister des Emirates Dubai?

(Unruhe)

Man kann gar nichts lesen. - Die zweite Frage: Welche Motiva-
tion hatte der Ministerpräsident, diesen Brief zu einem Zeit-
punkt zu schreiben, als im Wirtschaftsausschuss noch über eine
wesentlich geringere Förder- und Garantiesumme verhandelt
wurde?

Minister Junghanns:

Sehr geehrter Abgeordneter, ich habe die Motivation gerade
noch einmal genannt. Ich glaube, dass ich Ihnen diesen Brief
zugänglich machen kann. Ich halte es nicht für gegeben, in die-
ser Runde diesen Brief im Einzelnen vorzulesen. Sie bekom-
men ihn, das ist klar.
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Ich habe gerade die Motivation für das Verfassen dieses Briefes
noch einmal zum Ausdruck gebracht und habe dem nichts hin-
zuzufügen. Wenn es sich hier um eine Zusammenfassung der 
1 Milliarde US-Dollar handelt: Zu diesem Zeitpunkt - natürlich
ist das eine pauschale Beschreibung, wenn ich das jetzt, ohne
die Zahlen noch einmal nachlesen zu können, sage - ging es in
etwa um eine Förderung, die über eine Bürgschaft getragen
wird, Basis 80 %, von 650 Millionen. Damals war der Arbeits-
stand 282 Millionen öffentliche Förderung; das haben wir ja al-
les schon einmal diskutiert. Drittens haben wir natürlich auch
das hinzugezählt, was wir an Beteiligung bzw. an infrastruktu-
reller Erschließung gemacht haben. Insofern ist diese Klarstel-
lung durch den Ministerpräsidenten nicht falsch, sondern hat
die Bedeutung unterstrichen und die Beteiligten haben dies
auch so verstanden. 

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Dr. Schröder, bitte.

Frau Dr. Schröder (SPD):

Herr Minister, wir haben aktuell aus den Medien erfahren, dass
gestern ein Fax aus Dubai bei der Regierung eingegangen ist.
Der Regierungssprecher bestätigte, dass der Inhalt des Faxes
aus Dubai als Schadensersatzforderung verstanden werden
könne. 

Drei Fragen: Welchen Inhalt hat das Fax? In welcher Höhe wer-
den Schadensersatzforderungen darin beziffert und welche
Stellungnahme geben Sie dazu ab?

Minister Junghanns:

Frau Dr. Schröder, ich wiederhole: Auch wenn medial darge-
stellt worden ist, man könne dies als Schadensersatzforderung
sehen, sehe ich das nicht so. Damit wiederhole ich noch einmal
das, was ich Frau Osten schon gesagt habe: Ich sehe keine
Grundlagen für eine Schadensersatzforderung von unserem
Partner in der Gesellschaft von DAFZA.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Hammer, bitte.

Hammer (PDS):

Herr Minister Junghanns, in der 94. Sitzung des brandenburgi-
schen Landtags habe ich Ihnen die Frage nach den 145 Milli-
onen Dollar erste Rate Dubai gestellt. Sie benutzten in Ihrer
Antwort den Begriff der Aufrechnung. Daraus ergeben sich für
mich zwei Fragen. Haben Sie damit nicht schon die Rechtspo-
sition von DAFZA akzeptiert?

Zweitens: Welche konkreten Leistungen verbergen sich hinter
dem Begriff der Aufrechnung und können Sie garantieren, dass
es sich nicht um IHP-Technologie handelt?

Minister Junghanns:

Ich habe an anderer Stelle, ständig mit den Fragen in diesem
Zusammenhang konfrontiert, gesagt, dass ich mich mit einem
Ansinnen konfrontiert sehe, das in dieser Form zu behandeln.
Ich kann ja mit der Positionierung und mit der Interpretation

des Partners nicht anders umgehen. Für mich ist das aber ein
Ansinnen, welches keine juristischen Grundlagen hat. Dies hat
DAFZA von mir schriftlich bekommen. 

(Zuruf des Abgeordneten Hammer [PDS])

- Diese Positionierung hat DAFZA von uns schriftlich bekom-
men. 

Herr Hammer, nach meiner Kenntnis - ich muss vorsichtig
agieren, weil ich auch Gegenstand Ihrer Untersuchungen im
Untersuchungsausschuss bin - handelt es sich bei diesen Vor-
gängen um Vorgänge nach dem Scheitern des Projektes, wel-
che nicht Gegenstand der Untersuchungen im Ausschuss sind. 

(Hammer [PDS]: Aber die vertraglichen Beziehungen
können die Ursache sein.)

Präsident Dr. Knoblich:

Meine Herrschaften, bitte keine Dialoge. - Die Frage ist geklärt
gewesen.

Minister Junghanns:

Zur zweiten Frage: Es ist sichergestellt, dass damit kein Tech-
nologietransfer geschieht. 

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Wir sind bei der Frage 2092 (Jagd auf Verkehrssün-
der?), gestellt vom Abgeordneten Bochow. Bitte, Herr Bochow.

Bochow (SPD):

In einer dpa-Pressemitteilung vom 2. Januar dieses Jahres hieß
es, die Landesregierung werde ihre „Jagd auf Verkehrssünder“
nochmals verschärfen.

Auf meine Nachfrage hin teilte der Minister des Innern mit, dass
diese Formulierung von der Deutschen Presseagentur selbst ge-
wählt wurde. Wie weiter mitgeteilt wurde, „erscheint diese For-
mulierung aus Sicht der Landesregierung nicht geeignet, die
Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei zutreffend zu beschreiben.
Sie findet daher im polizeilichen Sprachgebrauch keine Verwen-
dung“. Umso überraschender ist es, dass die Formulierung „Jagd
auf Verkehrssünder“ als Teil der Überschrift der dpa-Pressemit-
teilung auf der Homepage des Ministeriums des Innern zu fin-
den ist. Zumindest hieraus lässt sich nicht auf eine Distanzierung
von der oben genannten Formulierung schließen.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: Welche
Maßnahmen ergreift sie, um sich von aus ihrer Sicht unzutref-
fenden Kommentierungen bzw. Beschreibungen ihrer Politik
zu distanzieren?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister des Innern, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Bochow, zunächst freue ich mich, dass Sie so aufmerksam die



Homepage des Innenministeriums lesen. Ich gehe davon aus,
dass auch Sie sagen, dass diese lesenswert ist und zur Weiter-
bildung beiträgt. 

Wenn man sich das anschaut, wird man feststellen, dass wir die
Agenturmeldung, so wie Sie es dargelegt haben, eingestellt ha-
ben, aber es ist eben keine Pressemitteilung, sondern eine
Agenturmeldung. Agenturmeldungen sind so abgefasst, wie es
die Agentur vorsieht. Wir als Innenministerium - das betrifft
auch die anderen  Häuser - stellen solche Agenturmeldungen in
unsere Homepage ein, soweit sie die Arbeit des Innenministeri-
ums betreffen. Die entsprechende Dokumentation erfolgt origi-
nalgetreu, also unzensiert. Das gilt auch für die Überschriften.
Hierdurch wird den interessierten Internetbesuchern als
Dienstleistung eine noch bessere Informationsversorgung an-
geboten. Eine solche Informationsbereitstellung ist kein Hin-
weis darauf, dass eine Formulierung, die in der jeweiligen Mel-
dung vorgesehen ist, sozusagen auch der Auffassung des
Innenministeriums entspricht. Es ist ein Angebot an die Mit-
bürger.

Im Zusammenhang mit der ersten Anfrage von Ihnen vom
08.03.2004 zu der dpa-Meldung „Polizei verschärft Jagd auf
Verkehrssünder“ habe ich die Auffassung der Landesregierung
bereits ausführlich dargelegt. Die Antwort lautete zusammen-
fassend, dass sich die Verkehrssicherheitsarbeit der Polizei mit
einer derartigen Formulierung nicht beschreiben lässt und auch
im Sprachgebrauch der Polizei keine Anwendung findet.

Zu Ihrer Frage, wie wir uns damit auseinander setzen: Es kann
nur eine politische Auseinandersetzung sein, indem man ver-
sucht, die Botschaft zu transportieren, was Inhalt der Arbeit ist.
Das machen wir vom Innenministerium wie auch die anderen
Ressorts recht intensiv.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Herr Bochow, bitte.

Bochow (SPD):

Herr Minister, ich freue mich das zu hören. Gleichwohl sieht
man, wenn man heute hineinschaut, dass diese, wie Sie sagen,
Agenturmeldung immer noch auf Ihrer Seite präsent ist. Wäre
es nicht sinnvoll, dazu eine entsprechende Erklärung im Sinne
dessen, was Sie hier dargestellt haben, anzufügen? 

Minister Schönbohm:

Herr Kollege Bochow, das ist eigentlich eine grundlegende
Frage. Wenn wir Agenturmeldungen haben, die sich mit politi-
schen Sachverhalten befassen, zu denen wir eine andere Auf-
fassung haben, müssten wir diese kommentieren und sagen:
Diese entspricht nicht der Auffassung der Union oder des
Innenministers, da sie von deren  Auffassung abweicht. Damit
würden wir uns auf einen etwas schwierigen Weg begeben. 

Die einzige Sache, der ich nachgehen möchte, ist die Frage,
wie lange wir die Agenturmeldungen in der Homepage stehen
lassen sollten.  Ich fände es richtig - da gebe ich Ihnen Recht -,
wenn wir alle Meldungen einstellten, die die wesentliche Ar-
beit des Innenministeriums betreffen, sodass sich Intenetbesu-
cher diese anschauen können. Diese Anregung nehme ich ger-
ne auf. Aber wenn wir jede Meldung kommentieren wollten,

hätten wir ein Problem. Wir haben ein einfaches Redaktions-
team. Ich würde Sie bitten, mir eine zusätzliche Stelle für einen
Redakteur zu bewilligen. 

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an den Abgeordneten Dr. Niekisch, der die Fra-
ge 2093 (Bahndesaster in Potsdam) formulieren wird.

Dr. Niekisch (CDU):

Zur Jahreswende 1996/97 hat sich der Potsdamer Verkehrsbe-
trieb entschieden, neue Straßenbahnen, und zwar von der Sie-
mens AG, anzuschaffen, die nicht erprobt waren. Vor allen Din-
gen geschah das zuungunsten eines Produktes, das in Branden-
burg hergestellt wird, was an sich schon ein sehr merkwürdiger
Vorgang ist. Es hat sich im vorigen und in diesem Jahr ergeben,
dass diese Straßenbahnen in einem furchtbaren technischen
Zustand sind. Sie waren, wie gesagt, nicht erprobt. 

Ich frage daher die Landesregierung - sie hat ja als Fördermit-
telgeber und als Ratgeber auf die Entscheidung Einfluss ge-
nommen, Siemens-Straßenbahnen zu kaufen und nicht die, die
im Land Brandenburg hergestellt werden -, wie sie ihre Verant-
wortung sowohl organisatorisch und finanziell als auch hin-
sichtlich ihrer  Kontrollfunktion wahrnimmt.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Szymanski, Sie haben das Wort.

Minister für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr
Szymanski:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr
Dr. Niekisch, ich möchte darauf hinweisen, dass der öffentliche
Personennahverkehr wie vom Landtag im ÖPNV-Gesetz auch
festgelegt, Sache der Aufgabenträger ist, das heißt in diesem
Fall der Stadt Potsdam. Das trifft natürlich auch Investitions-
entscheidungen. Die Probleme, die durch die bedauerlicher-
weise jetzt aufgetretenen Mängel ausgelöst worden sind, müs-
sen vom Hersteller und vom städtischen Verkehrsbetrieb gelöst
werden. Der Betrieb hat offenbar alle notwendigen Maßnah-
men ergriffen, um das Verkehrsangebot aufrechtzuerhalten. 

Die Landesregierung weist Mutmaßungen zurück, dass von ih-
rer Seite die Auswahl von Hersteller und Fahrzeugtyp beein-
flusst worden sei. Eine Einflussnahme wäre mit dem geltenden
Recht nicht vereinbar gewesen. Die Landesregierung nimmt
angesichts der technischen Probleme ihre Aufgaben wahr, die
ihr nach den geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften
obliegen. Das sind zum einen gemäß § 62 Abs. 1 der Straßen-
bahnbau- und -betriebsordnung die technische Aufsichtsbehör-
de, die die Fahrzeuge erst dann abnehmen und damit wieder für
den Betrieb frei geben wird, wenn die Sicherheitsmängel beho-
ben sind. Das ist das Eisenbahn-Bundesamt. 

Zum Zweiten prüft natürlich die Bewilligungsbehörde, das
heißt, das LBVS, welche Konsequenzen für die gewährte För-
derung aus der zeitweiligen Außerbetriebnahme zu ziehen sind.
Es werden derzeit durch den Hersteller Prüfungen vorgenom-
men, was die Reparatur der Bahnen anbelangt. Darüber hinaus
gibt es Verhandlungen des Betriebes mit dem Hersteller zum
weiteren Verfahren.
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Präsident Dr. Knoblich:

Herr Dr. Niekisch, bitte.

Dr. Niekisch (CDU):

Herr Minister, ich habe eine Nachfrage. Sie bestreiten also,
dass damals aus Ihrem Haus entgegen dem Rat des Wirt-
schaftsministeriums Einfluss genommen worden ist gegen
Brandenburger Produkte und für ein nicht ausgereiftes, sehr
problematisches Produkt?

Minister Szymanski:

Ich wiederhole: Der Aufsichtsrat des städtischen Verkehrsbe-
triebes hat diese Entscheidung getroffen. Die Mutmaßungen,
die Sie jetzt noch einmal vortragen, sind bereits von mir zu-
rückgewiesen worden.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Tack, bitte.

Frau Tack (PDS):

Herr Minister, ich habe eine Nachfrage. Welche Position be-
zieht die Landesregierung ob der bekannten Mängel und offen-
sichtlich auch der Krise bei der Straßenbahnherstellung bei
Siemens, weitere Käufe von Straßenbahnen von Siemens zu tä-
tigen, denn ein Förderantrag der Stadt liegt ja vor. Ist es nicht
eher angeraten, auf andere Produkte zurückzugreifen, zum Bei-
spiel auf Angebote aus Hennigsdorf?

Minister Szymanski:

Es ist ja bekannt, dass über 400 Bahnen im In- und Ausland zu-
rückgerufen worden sind bzw. vor der Reparatur stehen. Ich
gehe davon aus, dass der städtische Verkehrsbetrieb verantwor-
tungsvoll reagieren wird. Es war ja auch geplant, mehr Bahnen
zu kaufen. Es ist nicht meine Aufgabe, dies einzuschätzen. Sie
wissen, dass über 40 Bahnen angeschafft werden sollten. 

(Frau Tack [PDS]: Der Förderantrag liegt vor!)

Der Förderantrag als solcher liegt vor. Wir müssen das, was
bisher gefördert worden ist - das hatte ich bereits dargestellt,
Frau Tack -, dann in einer Einzelprüfung auch überprüfen,
wenn wir wissen, ob die Bahnen reparabel sind oder nicht. Es
geht um die Frage, wie die Bindung an die Förderung darge-
stellt wird. Daraus ergibt sich dann auch die Konsequenz, ob
der Kauf weiterer Bahnen gefördert und damit unterstützt wird.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Wir sind bei der Frage 2094 (Vergabegesetz).
Herr Christoffers hat mich wissen lassen, dass er aus gesund-
heitlichen Gründen nicht da sein kann. Herr Domres, bitte.

Domres (PDS):

In mehreren Bundesländern wurden Vergabegesetze auf Lan-
desebene geschaffen mit dem Ziel, die Wettbewerbschancen

der regionalen sowie der kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen zu verbessern. So wird zum Beispiel das sächsische
Vergabegesetz von den Unternehmen und wirtschaftlichen
Interessenvertretern begrüßt und in seiner Wirkung positiv be-
wertet. In Brandenburg gibt es ein solches Vergabegesetz nicht.
Da die bestehenden Regelungen zur Vergabe öffentlicher Auf-
träge - ebenso wie das Mittelstandsförderungsgesetz - bei wei-
tem nicht die erwartete Wirkung entfalten, wäre ein Vergabege-
setz für Brandenburg eine notwendige Ergänzung der beste-
henden Regelungen. Vorstöße meiner Fraktion in diese Rich-
tung wurden von der Landesregierung bisher abgelehnt. Mit-
glieder der Koalitionsfraktionen hatten in den letzten Wochen
angekündigt, einen Gesetzentwurf einzubringen. Dieses Vorha-
ben wurde allerdings nicht realisiert.

Ich frage die Landesregierung: Wie bewertet sie die Notwen-
digkeit eines Vergabegesetzes für Brandenburg aus heutiger
Sicht?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Junghanns, Sie haben das Wort.

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Domres, die Landesregierung hat in dieser Legislaturperiode
mit der Umsetzung des Vergaberechtsänderungsgesetzes in
Landesrecht mit dem neuen § 25 a Gemeindehaushaltsverord-
nung und mit der Erhöhung der Verfahrenswertgrenze für die
beschränkte Ausschreibung von Bauleistungen einen Rahmen
geschaffen, innerhalb dessen es möglich ist, mittelstands-
freundliche Vergaben in Brandenburg durchzuführen.

Das Ministerium für Wirtschaft hat ergänzend dazu mit einer
Arbeitshilfe gegen Dumpingangebote und mit Informationsver-
anstaltungen auf kommunaler Ebene dem Rechnung getragen
und Hilfe zur Selbsthilfe auf diesem Gebiet geleistet. Damit
können auch die Gemeinden und Gemeindeverbände, aber auch
deren Mitarbeiter die örtliche Wirtschaftslage in die Vergabe-
praxis dergestalt einbeziehen, dass sie entsprechende Umfänge
und die Gestaltung in Losen mittelstandsfreundlich vornehmen.

Ein Landesvergabegesetz, das Mittelstandsinteressen, aber
auch die Interessen der Arbeitnehmer in den Mittelpunkt stellt,
und zwar durch eine zwingende so genannte 10%-Regelung
gegen Billigstangebote, die Pflicht zur Prüfung, ob mindestens
die tariflichen Mindestlöhne I und II gezahlt werden, die Beto-
nung der losweisen Vergabe und eine Nachunternehmerklausel,
die im schlechten Sinne die Bildung von Subunternehmerket-
ten verhindert, hätte als bindende Regelung für alle Vergabe-
stellen im Lande aus meiner Sicht die Mittelstandspolitik der
Landesregierung und insbesondere des Wirtschaftsministeri-
ums unterstützt.

In derselben Weise ist vor eineinhalb Jahren - Sie haben das er-
wähnt - der Freistaat Sachsen vorgegangen und hat mit seinem
Landesvergabegesetz aus heutiger Bewertung durchaus Fort-
schritte erzielt.

In diesem Sinne hätte das also unterstützt werden sollen, aber
es ist nicht geschehen.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Warum denn nicht?)



Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. - Bitte, Herr Domres.

Domres (PDS):

Herr Minister, ich habe zwei Nachfragen.

Erstens: Gibt es in Ihrem Hause eine Analyse darüber, wie die
Vergabegesetze in anderen Ländern gewirkt haben, also eine
Positiv- und eine Negativanalyse?

Zweitens: Welche Gründe gibt es dafür, dass in den letzten fünf
Jahren in Brandenburg kein Vergabegesetz erarbeitet wurde?

Minister Junghanns:

Es gibt einen Vergleich und es gibt auch unterschiedliche Be-
wertungen. Wir haben uns natürlich kundig gemacht. Insbeson-
dere mit dem Hinweis auf die einzelnen Regelungen, die man
ja landeskonkret treffen sollte - man sollte nicht schlechthin
nur kopieren -, sind diese Bewertungen getroffen worden.

(Zuruf des Abgeordneten Domres [PDS])

- Das stimmt nicht, Herr Domres. - Das ist natürlich auch in die
Beratungen eingegangen, in die wir als Wirtschaftsministerium
mit einbezogen waren.

Das Gesetz ist durch die Parlamentarier entwurfseitig erarbei-
tet worden. Es ist nicht zu einem Konsens gekommen. Deshalb
liegt das heute nicht auf dem Tisch und steht heute nicht zur
Entscheidung an. Aber ich glaube, das ist eine Aufgabenstel-
lung, der man sich in der nächsten Legislaturperiode mit Si-
cherheit noch einmal annehmen wird.

(Frau Dr. Enkelmann [PDS]: Wir sprechen immer nur von
Legislaturperiode zu Legislaturperiode, im Wahlkampf
sowieso!)

- Frau Enkelmann, das ist besser, als mit Kamelen herumzurei-
ten.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke schön. Sie können das ja noch privat bereden.

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie bitte jetzt mit mir jun-
ge Gäste. Es sind Gymnasiastinnen und Gymnasiasten aus Jü-
terbog. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Wir sind jetzt bei der Frage 2095 (Arbeitslosengeld II - eine
soziale Katastrophe?), die vom Abgeordneten Nonninger ge-
stellt wird. Bitte sehr.

Nonninger (DVU):

Die Bundesregierung plant die Einführung des Arbeitslosen-
geldes II zum 1. Januar 2005. Für Brandenburger Kommunen
und Landkreise bedeutet dieses Gesetz Mehrausgaben, die ihre
Haushalte sprengen würden. Wie bereits häufiger von der
DVU-Fraktion mahnend erwähnt, würden durch dieses Gesetz

Tausende von Brandenburger Bürgern ihren Anspruch auf
staatliche Unterstützung verlieren. Der Brandenburger Wirt-
schaft würde durch den weiteren Rückgang der Kaufkraft in
weiten Teilen der Bevölkerung großer Schaden zugefügt.

Ich frage daher die Landesregierung: Welche Auswirkungen
sieht sie bei der Einführung des Arbeitslosengeldes II auf die
Haushalte der Kommunen und Landkreise zukommen?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Baaske, Sie haben das Wort.

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
Baaske:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Schönen guten Morgen! In dieser Angelegenheit hat sich seit
gestern Morgen nicht sehr viel ereignet. Ich möchte auch nicht
all das wiederholen, was ich gestern schon gesagt habe. Ich
möchte nur noch einmal darauf hinweisen, dass der Bundes-
kanzler gestern Abend in den RBB-Nachrichten interviewt
worden ist. Darin hat der Bundeskanzler noch einmal deutlich
unterstrichen, dass es eine Lösung geben wird, damit die ver-
sprochenen 2,5 Milliarden Euro tatsächlich an die Kommunen
ausgereicht werden können.

(Zuruf von der PDS: Wann?)

- Wie auch immer, aber es wird eine Lösung geben. Das hat der
Bundeskanzler deutlich gesagt.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. - Bitte sehr, Herr Nonninger.

Nonninger (DVU):

Herr Minister, ich habe zwei Nachfragen.

Erstens: Wie hoch schätzt die Landesregierung den Kaufkraft-
verlust in Brandenburg aufgrund der Einführung des Arbeitslo-
sengeldes II ein?

Zweitens: Begrüßt die Landesregierung die geplante Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II oder wie steht sie zu diesem Ge-
setz?

Minister Baaske:

Den Kaufkraftverlust haben wir schon kurz, nachdem die Zahl
von 331 Euro usw. im Raum stand, auf 250 Millionen Euro be-
ziffert. Wir haben immer gesagt, dass es sehr schwierig wird,
dieses Gesetz umzusetzen, insbesondere mit Blick auf die Be-
troffenen, dass das Gesetz aber zu akzeptieren sei, wenn
gleichzeitig neben passiven Leistungen mehr aktivierende
Maßnahmen für die Betroffenen vorgesehen würden.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Damit sind wir bei der Frage 2096 (Förderaufla-
ge EuroSpeedway Lausitz: 1 500 Dauerarbeitsplätze in der Re-
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gion), die von der Abgeordneten Dr. Schröder gestellt wird.
Bitte sehr.

Frau Dr. Schröder (SPD):

Beim EuroSpeedway Lausitz handelt es sich - nach aktuellen
Angaben des Ministers für Wirtschaft - um eine touristische In-
frastrukturmaßnahme. Die Infrastrukturförderung ziele hier
nicht direkt auf die Schaffung von Arbeitsplätzen, sondern auf
eine allgemeine Verbesserung der Standortfaktoren und An-
siedlungsbedingungen für die gewerbliche Wirtschaft. Des-
wegen habe der seinerzeit übergebene Förderbescheid zur För-
derung der Infrastruktur auch keine Auflagen zur Zahl der über
die Investition neu entstehenden Arbeitsplätze enthalten. Dem
widerspricht im Wortlaut der Zuwendungsbescheid vom
29.12.1995 über die Zuwendung von 241,4 Millionen DM aus
Haushaltsmitteln des Landes Brandenburg. Darin heißt es unter
Punkt 6 - Auflösende Bedingungen -: Der Bescheid verliert sei-
ne Bestandskraft, wenn nicht folgende Voraussetzungen bis
zum 30.08.1996 erfüllt sind:

„Vorlage der Bestätigung des Ministeriums für Wirt-
schaft, Mittelstand und Technologie, dass eine plausible
Entwicklungskonzeption inklusive Investorenübersicht für
die touristische Basiseinrichtung vorgelegt wurde, aus der
hervorgeht, dass als Folge dieses Vorhabens 1 500 Dauer-
arbeitsplätze in der Region entstehen werden.“

Im Übrigen ist diese seinerzeit gegebene Zusage unter allen
Beteiligten heute vor Ort unstrittig.

Ich frage daher die Landesregierung: Wie erklärt der Minister
für Wirtschaft den offenkundigen Widerspruch zwischen seiner
Aussage zum einen, dass die Förderung des EuroSpeedway
Lausitz nicht direkt auf die Schaffung von Arbeitsplätzen ziele
und dass der seinerzeit übergebene Förderbescheid zur Förde-
rung der Infrastruktur auch keine Auflagen zur Zahl der über
die Investition neu entstehenden Arbeitsplätze enthalten habe,
und der eindeutigen schriftlichen Auflage im Förderbescheid
zum anderen, dass dieser seine Bestandskraft verliert, wenn die
Voraussetzung einer plausiblen Entwicklungskonzeption inklu-
sive Investorenübersicht nicht gegeben ist, aus der hervorgeht,
dass als Folge des Vorhabens 1 500 Dauerarbeitsplätze in der
Region entstehen?

Präsident Dr. Knoblich:

Ich erspare mir eine Kommentierung dieser Art zu fragen, weil
es sonst noch länger dauerte.

(Beifall bei der CDU)

Ich halte es für überlegenswert, die Fragen in komprimierterer
Form zu stellen.

Herr Minister Junghanns, Sie haben das Wort.

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrte Frau Dr. Schröder, der von Ihnen unterstellte offenkun-
dige Widerspruch zwischen meiner Aussage im Rahmen mei-
ner Beantwortung der Kleinen Anfrage 2537 und der Nr. 6.5
des Förderbescheids vom 29. Dezember 1995 existiert nicht.

Die Nr. 6.5 des Förderbescheids der Investitionsbank aus dem
Jahre 1995 verlangt vom Ministerium für Wirtschaft, Mittel-
stand und Technologie lediglich eine Bestätigung, dass eine
plausible Entwicklungskonzeption inklusive Investorenüber-
sicht vorgelegt wurde, aus der hervorgeht, dass infolge dieses
Vorhabens 1 500 Dauerarbeitsplätze in der Region entstehen
werden. Diese Bestätigung hat der damals zuständige Abtei-
lungsleiter des Ministeriums am 18. Juli 1996 der ILB vorge-
legt und damit die Voraussetzung der Nr. 6.5 des Förderbe-
scheids erfüllt.

Die fast acht Jahre alte Bestätigung aus der Amtszeit meines
Vorvorgängers, des Kollegen Dr. Dreher, lautet nach der Anrede:

„Hiermit bestätige ich, dass auf der Grundlage der von den
Investoren vorgelegten Entwicklungskonzeption - nach
heutigem Erkenntnisstand - als Folge der Realisierung des
Projektes Lausitzring 1 500 Dauerarbeitsplätze in der Re-
gion entstehen werden. Ich bitte Sie, diese Stellungnahme
entsprechend der Ziffer 6.5 der Auflagen des Zuwendungs-
bescheides an den Förderverein Lausitzring e. V. vom
29.12.1995 zu werten.“

Entgegen Ihrer Interpretation der Förderbestimmung, sehr ge-
ehrte Frau Dr. Esther Schröder, sollte also nicht der Lausitzring
direkt 1 500 Arbeitsplätze schaffen, sondern es sollten nach da-
maliger Planung als Folge des Vorhabens diese Arbeitsplätze
entstehen.

(Zurufe von der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, es gibt noch Klärungsbedarf. - Bitte sehr, Frau
Dr. Schröder.

Frau Dr. Schröder (SPD):

Da es den entsprechenden Bedarf vor Ort gibt, frage ich ganz
konkret nach und bitte Sie, diesmal wirklich nur mit Ja oder
Nein zu antworten.

(Unruhe bei der CDU)

Erstens: Liegt Ihnen, Herr Minister Junghanns, als Minister für
Wirtschaft eine plausible Entwicklungskonzeption für den
Lausitzring vor, aus der hervorgeht, dass infolge dieses Vorha-
bens 1 500 Dauerarbeitsplätze in der Region entstehen werden,
Ja oder Nein?

Zweitens: Verfügen Sie, Herr Minister, über eine plausible In-
vestorenübersicht im Zusammenhang mit dem EuroSpeedway
Lausitz, aus der hervorgeht, dass infolge dieses Vorhabens 
1 500 Dauerarbeitsplätze in der Region entstehen werden?

Minister Junghanns:

Frau Dr. Esther Schröder, ich bin erstens fest davon überzeugt -
ich führe viele Gespräche mit den örtlich Verantwortlichen -,
dass die örtlich Verantwortlichen aus dieser Geschichte gelernt
haben und viel weiter sind, als eine rückwärts gerichtete Inter-
pretation des Förderbescheids als Basis für neue Zukunftshoff-
nungen zu betreiben.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)



Zweitens: Ich habe Ihnen gesagt, dass es zum Zeitpunkt der
Erfüllung der Fördervoraussetzungen eine Bestätigung durch
das Wirtschaftsministerium gegeben hat dahin gehend, dass
diese Bedingungen, eine damals offenkundig vorliegende
Liste oder eine damals offenkundig angestellte Entwicklungs-
konzeption, als ausreichend für die erfolgte Förderung be-
trachtet würden.

Eine Betrachtung aus heutiger Sicht - dies heute nachzuholen
und damit einzufordern - entspricht nicht der von Ihnen kriti-
sierten Beschlusslage, die Sie ja dafür benutzen wollen, uns
aufzufordern, im Nachhinein festzustellen, dass die Fördervo-
raussetzungen und damit die Rückforderungen vielleicht auf
den Weg gebracht werden können. 

(Frau Dr. Schröder [SPD]: Ja oder Nein?)

- Frau Dr. Schröder, nach Ihrem Duktus aufgemachte Alternativ-
entscheidungen sind nicht gerechtfertigt und werden vor allen
Dingen der Sache nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind damit bei der Frage 2097 (Informationslücke verhalf
irakischen Geiselnehmern zur Flucht), die vom Abgeordneten
Homeyer gestellt wird.

Homeyer (CDU):

Herr Präsident, ich gehe mit gutem Beispiel voran und stelle
die Frage kurz und präzise. 

Einem Artikel der „Berliner Morgenpost“ vom 3. Mai 2004 ist
zu entnehmen, dass der Landkreis Spree-Neiße als Ausländer-
behörde vier wegen Geiselnahme durch das Landgericht Berlin
verurteilten Irakern die freiwillige Ausreise am 9. März 2004
gestattete, nachdem ihr von der zuständigen brandenburgi-
schen Polizeidienststelle mitgeteilt worden war, dass Hinde-
rungsgründe für die Ausreise nicht bestünden.

Ich frage deshalb die Landesregierung: War das Landgericht
Berlin verpflichtet, die zuständige brandenburgische Auslän-
derbehörde direkt über die Veruteilung zu informieren? - Ich
erwarte nicht unbedingt ein Ja oder Nein.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Innenminister, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Die Ausländerbehörde hätte vom Berliner Landgericht unter-
richtet werden müssen. Das ist unterblieben. Darum sind die
Iraker ausgereist. 

Ich möchte jedoch hinzufügen: Die Brandenburger Behörden
können auch von sich aus etwas tun, ohne dass es im Gesetz
steht. Die Ausländerbehörde Spree-Neiße hätte nachfragen
können, nachdem bekannt war, dass diese Iraker Besetzer und
Geiselnehmer in der irakischen Botschaft waren. Das haben
wir mit der Ausländerbehörde besprochen. 

Genauso hätte die Polizei nachfragen können, weil die Iraker
Meldeauflagen hatten - hätte sie können, musste sie jedoch
nicht. 

Von daher gesehen fasse ich zusammen: Berlin hätte es verhin-
dern müssen, wir hätten es verhindern können, wenn mehr Ini-
tiative vor Ort entwickelt worden wäre.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Die Frage 2098 (Schulden der Gemeinde Fahr-
land) wird von der Abgeordneten Tack gestellt. Bitte sehr.

Frau Tack (PDS):

Mit der Eingemeindung der Gemeinde Fahrland sind die etwa
32 Millionen Euro Schulden in den Haushalt der Landeshaupt-
stadt übergegangen. Im Dezember 2003 hat Innenminister
Schönbohm eine „zufrieden stellende Teilentschuldungslö-
sung“ in Aussicht gestellt. Das ist umso wichtiger, da das drei-
jährige Zinsmoratorium Ende 2004 endet.

Ich frage die Landesregierung: In welcher konkreten Form
unterstützt sie die Landeshauptstadt beim Abbau der Schulden
der Gemeinde Fahrland?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister des Innern, Sie haben erneut das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Frau Abgeordnete Tack, Sie wissen, wir helfen
allen, die mühsam und beladen sind - auch der Stadt Potsdam.

Wir wissen, dass das Moratorium Ende 2004 ausläuft und ver-
handeln mit der Stadt Potsdam bereits darüber, wie man diesen
Herausforderungen gerecht werden kann. Entscheidend ist
aber, dass die Stadt Potsdam zunächst einmal einen Statusbe-
richt über die Finanzlage der Entwicklungsgemeinschaft vorle-
gen muss, um dann eine Anschlusslösung zu erreichen. Auf Ar-
beitsebene haben die entsprechenden Besprechungen stattge-
funden. Verschiedene Lösungsvarianten sind erörtert worden.
Die Stadt Potsdam muss sich jetzt festlegen. Wenn die Stadt
Potsdam eine Entscheidung für sich getroffen hat, werden die
Gespräche mit der Vorstellung weitergeführt, zu einem ge-
meinsamen Ergebnis zu kommen.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Tack, bitte sehr.

Frau Tack (PDS):

Ich habe eine Nachfrage, Herr Minister: Wie stehen Sie zu den
Erwartungen des Oberbürgermeisters der Landeshauptstadt,
dass es möglichst bald zu einem Spitzengespräch zwischen
ihm und Ihnen kommt? Nach seiner Auffassung hat die Stadt
schon sehr lange warten müssen. Sie haben die Stadt schon
sehr lange vertröstet - das hat er zumindest gestern in der öf-
fentlichen Sitzung des Hauptausschusses der Stadtverordneten-
versammlung gesagt.
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Minister Schönbohm:

Ich bedanke mich, dass Sie hier als Übermittler einer Botschaft
tätig geworden sind. Das war mir bisher nicht bekannt. Wir
werden dies aufnehmen.

Ich möchte jetzt nicht aus dem Verwaltungshandeln im Einzel-
nen ableiten, wer woran wie lange gearbeitet hat. Zurzeit ist es
so, wie ich Ihnen dargelegt habe: Wir haben die Fragen ge-
meinsam mit der Stadt Potsdam erörtert. Potsdam will sich
jetzt positionieren. Danach werden wir miteinander sprechen.
Wenn der Oberbürgermeister meint, es sei so wichtig, dass wir
beide uns darüber unterhalten sollten, dann tun wir das.

Präsident Dr. Knoblich:

Damit sind wir bei der Frage 2099 (Beweiskräftige Videoauf-
nahmen bei Verkehrsüberwachung?), die der Abgeordnete Bo-
chow stellt.

Bochow (SPD):

In Beantwortung meiner Kleinen Anfrage 2708 „Intensivie-
rung der Verkehrsüberwachung“ teilte der Minister des Innern
mit, dass bei der ganztägigen Überwachung von Verkehrsströ-
men keine Daten gewonnen werden, die eine Identifizierung
von Fahrzeuginsassen oder -kennzeichen ermöglichen. 

Zugleich wurde jedoch ausgeführt, dass - Zitat - „Bildsequen-
zen, die zum Beweis von Ordnungswidrigkeiten/Straftaten er-
forderlich sind, ... aus dem aufgezeichneten Videofilm heraus-
gelöst und bis zum Verfahrensabschluss zu Beweiszwecken ge-
sondert gespeichert (werden).“

Ich frage die Landesregierung: Inwiefern können die so ge-
wonnenen Bildsequenzen angesichts ihrer geringen Aussagefä-
higkeit überhaupt zu Beweiszwecken in Strafverfahren heran-
gezogen werden?

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Innenminister, Sie haben erneut das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abgeordneter
Bochow, wir werden noch richtige Spezialisten der Videoüber-
wachung.

(Bochow [SPD]: Aber klar doch!)

In der Antwort auf Ihre Kleine Anfrage 2708 haben wir uns auf
Videomessung unter Zuhilfenahme oder mittels des Videobrü-
ckenabstandsmesssystems bezogen. Dies betrifft ein auf den
Brandenburger Autobahnen seit Dezember 2003 laufendes Pi-
lotprojekt.

Die Beantwortung Ihrer Kleinen Anfrage bezog sich auf die ge-
stellten Fragen. Die von Ihnen gestellte Frage 1 lautete: Auf
welcher Rechtsgrundlage erfolgt die permanente Erfassung
und Aufzeichnung des Verkehrsstroms durch Kameravideo-
technik? Darauf sind wir in der Beantwortung eingegangen und
haben Ihnen dies erläutert. Deshalb ist dabei nicht auf die Fra-

ge nach der Feststellung von Verstößen, beispielsweise Fehlver-
halten der Verkehrsteilnehmer durch Nichteinhaltung des Si-
cherheitsabstandes, eingegangen worden.

Praktisch gesehen ist es so, dass durch eine manuelle Umstel-
lung/Umschaltung durch den Messbeamten auf eine zweite Ka-
mera - eine Identifizierungskamera - zusätzlich das Fahrzeug-
kennzeichen und der Fahrzeuginnenraum des betroffenen vor-
bei fahrenden Fahrzeugs zur Beweiserhebung aufgezeichnet
werden können.

Im Rahmen der Beantwortung Ihrer Frage 2, welchen Umgang
die Landesregierung mit dem gewonnenen Datenmaterial plant
bzw. praktiziert, haben wir auf Folgendes hingewiesen: Das ge-
wonnene Datenmaterial wird zunächst durch die feststellenden
Beamten ausgewertet. Bildsequenzen, die zum Beweis von
Ordnungswidrigkeiten/Straftaten erforderlich sind, werden
hierbei aus dem aufgezeichneten Videofilm herausgelöst und
bis zum Verfahrensabschluss zu Beweiszwecken besonders ge-
speichert. Die übrigen Aufzeichnungen werden sofort gelöscht. 

Daraus ergibt sich der Zusammenhang, dass die Frage nach der
rechtlichen Situation beantwortet wurde, wie ich es dargestellt
habe, und die Frage nach den technischen Dingen in der Frage 2
beantwortet wurde.

Aufzeichnungen des Verkehrsstroms durch die Messkamera
ohne Fahrer- und Kennzeichenidentifizierung können zu Be-
weiszwecken im Strafverfahren nicht herangezogen werden,
sondern nur dann, wenn die Identifizierungskamera betätigt
wird.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Herr Bochow, bitte.

Bochow (SPD):

Herr Minister, genau darauf zielt jetzt meine Nachfrage. Sie
hatten dem Innenausschuss ja mitgeteilt, dass eine zweite Ka-
mera manuell zugeschaltet werden kann. Die Frage 2, die ich
damals gestellt hatte - welchen Umfang ... plant und praktiziert
die Landesregierung mit dem gewonnenen Datenmaterial? -,
impliziert aber natürlich, dass aus dem Film, so wie Sie es be-
antwortet hatten, nichts gewonnen werden kann. Dass Sie eine
zweite Kamera zuschalten, hatten Sie seinerzeit jedoch nicht
erklärt.

Minister Schönbohm:

Das mit der zweiten Kamera habe ich doch eben erläutert. In
der Beantwortung der seinerzeitigen Frage ging es darum, wel-
chen Umgang die Landesregierung mit dem gewonnenen Da-
tenmaterial plant. Ich kann die Frage noch einmal vorlesen.

(Zurufe: Nein!)

Gut.

Präsident Dr. Knoblich:

Ich denke, man sollte es bilateral klären, wenn es noch Unstim-
migkeiten gibt.



Wir sind bei der Frage 2100 (Elektronisch lesbarer und fäl-
schungssicherer Sozialausweis). Herr Abgeordneter Dr. Ehler
hat jetzt Gelegenheit, seine Frage zu formulieren. Bitte.

Dr. Ehler (CDU):

Presseerklärungen zufolge wurde in Gesprächen mit Vertretern
der Fachgemeinschaft Bau seitens des Sozial- und des Baumi-
nisters erklärt, dass man den elektronisch lesbaren und fäl-
schungssicheren Sozialversicherungsausweis als geeignetes In-
strument ansieht, um die Schwarzarbeit zu bekämpfen. Durch
die Minister wurde zugesagt, dass man sich für die Einführung
der Chipkarte einsetzen wolle. Durch einen Beschluss des
Landtages vom November 2001 wurde die Landesregierung
aufgefordert, eine Bundesratsinitiative, mit der die Einführung
des elektronisch lesbaren und fälschungssicheren Sozialversi-
cherungsausweises vorgeschlagen wird, einzubringen.

Ich frage die Landesregierung: Welche Ergebnisse hinsichtlich
der von Brandenburg zu initiierenden Bundesratsinitiative lie-
gen vor?

Präsident Dr. Knoblich:

Bevor ich Herrn Minister Baaske das Wort erteile, begrüße ich
junge Gäste aus dem Gymnasium Senftenberg. Herzlich will-
kommen!

(Allgemeiner Beifall)

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
Baaske:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In
der Tat, Herr Dr. Ehler, geht es bei diesem Thema ja schon jah-
relang hin und her. Die Bauindustrie hätte gern diese Chipkar-
te, wir hätten sie auch ganz gern, und deswegen bringen wir
das auch ab und an voran. Wir haben es - sozusagen mit
Rückenwind des Parlamentsbeschlusses von 2001 - mehrfach
getan, zum letzten Mal gerade erst vor ein paar Wochen, als es
darum ging, dieses Gesetz im Bundestag zu verabschieden.

Wir haben aber bereits in der Stellungnahme vom August 2001
deutlich gemacht, dass der auch jetzt noch gültige Sozialversi-
cherungsausweis nicht fälschungssicher ist, es auch zu Fäl-
schungen kommt und darum die Einführung eines anderen
Mittels angestrebt werden sollte, um Schwarzarbeit und illega-
le Beschäftigung, insbesondere auf Baustellen, besser verfol-
gen zu können.

Wir haben dann im Sommer vergangenen Jahres eine Initiative
gestartet. Das hat dazu geführt, dass auf der Konferenz der Ar-
beits- und Sozialminister am 20. und 21. November vergange-
nen Jahres in Rostock ein einstimmiger Beschluss herbeige-
führt worden ist, der die Bundesregierung aufgefordert hat, an
dieser Stelle zu handeln. Wir haben dabei an die Jobcard ange-
dockt, die aufgrund der Hartz-Gesetze kommen soll, und ge-
sagt: Diese Jobcard soll auch Sozialversicherungsdaten enthal-
ten; sie wäre elektronisch lesbar und auch in hohem Maße fäl-
schungssicher.

Die Bundesregierung hat darauf reagiert, indem sie ihren Ge-
setzentwurf in den Bundestag einbrachte, wobei sie den SV-
Ausweis gänzlich herausgenommen hat. Daraufhin haben wir

dann wieder im Bundesrat eine Initiative gestartet und - mit
dem SAMK-Beschluss im Rücken - gesagt: Nein, so werden
wir das nicht mittragen!

Jetzt haben wir zumindest erreicht, dass im jetzt - wohl am 6.
Mai - beschlossenen Gesetz wieder der SV-Ausweis in seiner
alten Form enthalten ist.  Wir werden aber nicht locker lassen,
sondern weiter in diese Richtung drängen.

Präsident Dr. Knoblich:

Danke sehr. - Wir sind bei der Frage 2101 (Solide Finanzie-
rung künftiger Entwicklung auch über den EU-Haushalt si-
chern). Frau Stobrawa, bitte stellen Sie Ihre Frage.

Frau Stobrawa (PDS):

Zu Beginn des Jahres hat sich der Landtag zweimal damit be-
schäftigt, wie auch nach 2006 ein hohes Niveau der EU-Struk-
turförderung für Brandenburg gesichert werden kann. Dabei ist
die Höhe des EU-Haushalts eine der zentralen Fragen. Nach
Auffassung der EU-Kommission sind mehr Mittel im EU-
Haushalt notwendig, um die Lebensverhältnisse in den struk-
turschwachen Regionen sowohl der neuen als auch der alten
Mitgliedsländer - und zu Letzteren gehört unser Land - umfas-
send zu fördern und an den europäischen Durchschnitt heran-
zuführen. Die Bundesregierung will aber - trotz der mit der Er-
weiterung enorm gewachsenen Aufgaben - den EU-Haushalt in
den Jahren 2007 bis 2013 bei einem Prozent des Bruttoinlands-
produkts „einfrieren“. Der Landtag war ungeachtet mehrerer
Anträge der Opposition bisher nicht bereit, die Bundesregie-
rung aufzufordern, ihre Position zu überdenken. Das Bundes-
ministerium der Finanzen hat den Vorschlag der Europäischen
Kommission für den EU-Haushalt 2007 bis 2013 dem Bundes-
rat zur Beratung übermittelt.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung: Welche
Position hat sie bisher in den Beratungen des Bundesrates über
die Mitteilung der Europäischen Kommission eingenommen,
die sehr zutreffend den Titel „Unsere gemeinsame Zukunft auf-
bauen: Politische Herausforderungen und Haushaltsmittel der
erweiterten Union 2007 bis 2013“ trägt?

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Ministerin Richstein, Sie haben das Wort.

Ministerin der Justiz und für Europaangelegenheiten
Richstein:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Abgeordnete
Stobrawa, Ihre Frage lässt sich relativ kurz beantworten: Es hat
im Bundesrat noch keine inhaltlichen Beratungen über die
Kommissionsmitteilung zur finanziellen Vorausschau gegeben.
Die Beratungen sind auf unbestimmte Zeit vertagt; eine Posi-
tionsbestimmung der Länder war damit noch gar nicht notwen-
dig.

Ich möchte aber diese Gelegenheit nutzen, um zu erklären, wa-
rum Ihre Frage hier zu kurz greift. Finanzpolitik wäre einfach,
wenn man sagen könnte: Je mehr Geld wir nach Brüssel zah-
len, desto mehr kommt in unsere Region zurück. Dem ist leider
nicht so, weil die Verteilungsmechanismen in Brüssel anders
funktionieren.
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Unsere Haltung war und ist es immer, auf allen Ebenen und in
allen Gremien die Position Brandenburgs darzustellen. Wir ha-
ben immer gesagt, dass wir die Förderung auch der bedürftigs-
ten Regionen brauchen. Gerade die Regionen, die aufgrund des
statistischen Effekts aus einer Förderung herauszufallen dro-
hen, müssen wir berücksichtigen. Es kann nicht sein, dass be-
dürftige Regionen letztendlich die Erweiterung bezahlen müs-
sen, denn, Sie haben es erwähnt: Es kommen viele Aufgaben
auf uns zu.

Dankenswerterweise hat unsere Ansicht auch die Kommis-
sion überzeugt. Der Dritte Kohäsionsbericht, der noch vom
bisherigen Kommissar Barnier veröffentlicht worden ist, hat
diese Position auch aufgegriffen. Daher sind wir sehr zuver-
sichtlich - zumal sich auch die Bundesregierung jetzt dieser
Position anschließt -, dass Brandenburg bis 2013 auf jeden
Fall in einem sehr hohen Maße von der Europäischen Union
gefördert wird.

Präsident Dr. Knoblich:

Es gibt noch Klärungsbedarf. Frau Stobrawa, bitte.

Frau Stobrawa (PDS):

Frau Ministerin, unabhängig davon, wann im Bundesrat eine
Entscheidung dazu fällt, stelle ich noch einmal die Frage: Hat
die Landesregierung geplant, dem Landtag - ähnlich wie das in
Berlin und in Mecklenburg-Vorpommern geschehen ist - das
Positionspapier der Landesregierung zuzuleiten?

Ministerin Richstein:

Ich denke, das wäre geeignet, in den Ausschüssen beraten zu
werden.

Präsident Dr. Knoblich:

Gut. Dann ist das eine Aufgabe für den Ausschuss.

Ich stelle fest: Die Zeit für die Fragestunde ist abgelaufen. Ich
schließe damit den Tagesordnungspunkt 2 und rufe Tagesord-
nungspunkt 3 auf:

Aktuelle Stunde

Thema:
Die Sicherheit in Brandenburg im Lichte und nach
Vollendung der Erweiterung der Europäischen Union

Antrag
der Fraktion der CDU

Das Wort geht zuerst an die antragstellende Fraktion. Herr Ab-
geordneter Petke, bitte sehr.

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Am
1. Mai traten zehn Staaten Ost- und Südosteuropas in die Euro-
päische Union ein. Wir alle erinnern uns noch an die bewegen-
den Bilder der Beitrittsnacht; sie sind, denke ich, noch allen
Kolleginnen und Kollegen und der Bevölkerung präsent.

Diese Erweiterung hat eine historische und eine wirtschaftliche
Dimension. Es entsteht damit ein bedeutend größerer Raum
des Rechts und ein bedeutend größerer Raum der Freiheit.

Gleichzeitig ist die Erweiterung um zehn Staaten natürlich
auch eine große wirtschaftliche Herausforderung und neben
den wirtschaftlichen Aspekten auch eine große Herausforde-
rung für die innere Sicherheit: für die innere Sicherheit in un-
serem Land, für die innere Sicherheit auch in Berlin und in
Deutschland insgesamt.

Grenzüberschreitende Kriminalität, vor allem die organisierte
Kriminalität, die illegale Zuwanderung, der Drogenschmuggel
bereiten Probleme, auf die wir hier in Brandenburg, auf die die
Politik eine Antwort finden muss.

Das Vertrauen der Bevölkerung gerade im grenznahen Raum
ist beeinträchtigt durch jahrelange Staus, durch Anfang der
90er Jahre zu findende sehr hohe Kriminalitätsbelastung und
durch teilweise unverständliche Entscheidungen auch der pol-
nischen Behörden in der Vergangenheit. Diese Verunsicherung
hat gerade der eine oder andere, der sich in der Grenzregion in-
formiert hat, wie es da mit der Verkehrsführung, mit den Staus,
mit Kriminalität ausschaut, auch wahrgenommen. Die Verunsi-
cherung sitzt bei einigen tief.

Ich möchte nur kurz auf Umfragen hinweisen, die diese Verun-
sicherung wiedergeben. Da gibt es in der Bevölkerung gewisse
Skepsis. Aber es kann und darf nicht Aufgabe der Politik sein,
allein auf diese Verunsicherung hinzuweisen. Ich bin mit mei-
ner Fraktion der Meinung, dass wir Antworten auf die Frage
finden müssen, wie wir damit umgehen, wie wir die Dinge so
gestalten, dass die Bevölkerung wieder in einem höheren Maße
Vertrauen haben kann.

Natürlich haben Grenzen Filterfunktion, auch für Kriminelle.
Mit dem Wegfall der Zollkontrollen hat der eine oder andere
gefragt: Ist die deutsch-polnische Grenze, ist die brandenbur-
gisch-polnische Grenze damit unsicherer geworden? An dieser
Stelle sei mir die Feststellung erlaubt, dass wir nicht vergessen
dürfen: Kriminelle Organisationen haben auch vor der Erweite-
rung und ohne Rücksicht auf bestehende Grenzen, ohne Rück-
sicht auf bestehende Hoheitsgebiete ihr Unwesen getrieben.
Wir finden zum Beispiel die organisierte Kriminalität fast
überall in Deutschland dort, wo sich schnell und illegal viel
Geld verdienen lässt. Natürlich können wir nicht ausschließen,
dass die Vorteile der Europäischen Union, die Vorteile von
Freizügigkeit, von engerer Zusammenarbeit vor allem und ge-
rade im wirtschaftlichen Bereich, aber auch in anderen Berei-
chen auch von Kriminellen genutzt werden. 

An dieser Stelle möchte ich zu den Maßnahmen kommen. Eine
erste Maßnahme ist in der Erweiterung selbst zu finden. An
dieser Stelle sei klar gesagt: Der Beitritt zur EU bedeutet nicht
den Abbau der Personenkontrolle an der deutsch-polnischen
Grenze. Der Bundesgrenzschutz kontrolliert heute genauso wie
vor dem 1. Mai. Die Erweiterung und der Abbau der Personen-
kontrollen wurden zeitlich voneinander getrennt. Der Wegfall
der Personenkontrollen darf erst dann erfolgen, wenn vor Ort
festgestellt worden ist, dass die hohen Sicherheitsanforderun-
gen des Schengener Abkommens erfüllt werden. Das gilt auch
für die 258 Kilometer lange Grenze zwischen Brandenburg
und Polen. 



Die Beitrittsstaaten, aus unserer Sicht insbesondere Polen, ha-
ben in der Vergangenheit erhebliche Anstrengungen unternom-
men und deutliche Fortschritte erzielt. All diese Anstrengungen
und Fortschritte reichen jedoch noch nicht aus, ein sicheres Eu-
ropa zu garantieren. Deswegen werden in den nächsten Jahren
die Personenkontrollen auch an der deutsch-polnischen Grenze
erhalten bleiben müssen. Hier darf es keine Kompromisse zu-
lasten der Sicherheit geben.

Was können wir konkret in Brandenburg tun? Was kann
Deutschland konkret tun? Wir müssen die Beitrittsstaaten
unterstützen, insbesondere Polen. Die Beitrittsstaaten müssen
in die Lage versetzt werden, von unseren Erfahrungen in der
Polizeiarbeit, aber auch von unseren Erfahrungen in der Justiz-
arbeit zu profitieren. Die Beitrittsstaaten müssen dadurch in
die Lage versetzt werden, das Niveau ihrer Polizei und Justiz
zu erhöhen. Wir müssen auf einen starken Informationsaus-
tausch setzen, sodass die Polizeien in Brandenburg und in Po-
len über dieselben Informationen verfügen. 

Wir müssen - das sei auch selbstkritisch gesagt - natürlich auf
Fremdsprachenausbildung setzen. Wir dürfen nicht erwarten,
dass die Kollegen auf der polnischen Seite nun alle Deutsch
lernen. Wir müssen auch hier investieren und haben investiert,
dass immer mehr Kollegen, gerade die, die an der Grenze ein-
gesetzt werden, auch über Fähigkeiten in der polnischen Spra-
che verfügen. Wir brauchen gemeinsame Fortbildung. 

(Zuruf von der PDS: Dzien dobre!)

Wir brauchen gemeinsame Übungen. „Dzien dobre“ wird da
eben nicht reichen, sondern da geht es auch um polizeispezifi-
sches Polnisch. „Guten Tag“ und „Auf Wiedersehen“ sind,
glaube ich, für die Polizeiarbeit deutlich zu wenig. Wir brau-
chen gemeinsame Präventionskonzepte und vor allen Dingen
brauchen wir Dienststellen, wo polnische und deutsche Kolle-
gen zusammenarbeiten. Im Landeskriminalamt Brandenburg in
Eberswalde arbeiten bereits polnische Mitarbeiter. Es hat sich
immer mehr gerade im grenznahen Raum als gutes Beispiel
herausgestellt, gemeinsam Streife zu gehen, gemeinsam den
Tagesdienst zu verrichten.

Wir brauchen weiterhin eine Stärkung von Eurojust und Euro-
pol auf der europäischen Ebene. Gerade diese beiden Einrich-
tungen sind für die innere Sicherheit von großer Bedeutung im
europäischen Raum. Aber es geht hier nicht nur um Polizei, es
geht hier nicht nur um Justiz, es geht natürlich auch um die ge-
meinsame Arbeit beim Katastrophenschutz. Wir haben erst ges-
tern das Brand- und Katastrophenschutzgesetz hier im Landtag
verabschiedet. Jedem wird noch das Oderhochwasser in Erin-
nerung sein. Das war nicht nur ein Brandenburger, nicht nur
ein deutsches Problem, sondern war ein deutsch-polnisches
Problem. Deswegen muss es auch hier gemeinsame Anstren-
gungen geben.

Gestatten Sie mir ein Wort zu den Risiken. Ein Risiko für uns
ist zum Beispiel - daran denkt man oft nicht - der Lkw-Verkehr.
Wenn die Zahlen der Europäischen Union zutreffen und die
Steigerungsraten beim Lkw-Verkehr in den nächsten Jahren,
die entsprechende wirtschaftliche Entwicklung vorausgesetzt,
so eintreten, dann wird auf unsere Verkehrsinfrastruktur, aber
auch auf unsere Sicherheitsinfrastruktur eine große Herausfor-
derung im wahrsten Sinne des Wortes „zurollen“. Wir sind - so
kann ich hier sagen - gut vorbereitet. Hier bewährt sich die Po-

lizeireform mit der Einführung der Autobahnpolizei. Mit der
Polizeireform haben wir organisatorisch und personell die rich-
tigen Voraussetzungen geschaffen, um diese Herausforderung
anzunehmen. 

Eine zweite Bedrohung ist die terroristische Bedrohung. Der
Chef der Gewerkschaft der Polizei, Freyberg, hat vor einigen
Tagen gewarnt, dass die Gefahr durch den Terrorismus unter-
schätzt wird. Meine Damen und Herren, wir brauchen nach
wie vor äußerste Wachsamkeit. Wir haben hier in Brandenburg
nach dem 11. September 2001 reagiert. Der Verfassungsschutz
wurde verstärkt, die Polizei wurde verstärkt und wir arbeiten
mit anderen Sicherheitsbehörden zusammen. In diesem Zu-
sammenhang gilt es auch eine Forderung an den Bund zu rich-
ten; denn innere Sicherheit funktioniert ja nicht allein in Bran-
denburg. Notwendig ist nicht nur die internationale Zu-
sammenarbeit, sondern auch die Zusammenarbeit in Deutsch-
land selbst, zwischen den Ländern, aber auch zwischen unse-
rem Land und dem Bund. Wir haben auf Bundesebene trotz
zweier Sicherheitspakete noch immer Sicherheitslücken. Diese
Lücken betreffen insbesondere die Frage, wie wir mit erkann-
ten Unterstützern von terroristischen Vereinigungen, die legal
in Deutschland leben, umgehen. Es kann bei den Verhandlun-
gen zum Zuwanderungsgesetz keine Kompromisse geben, was
die Frage der Sicherheit betrifft. Ich verstehe an dieser Stelle
ausdrücklich nicht die Unbeweglichkeit der Grünen im Deut-
schen Bundestag. Es muss möglich sein, gewaltbereite extre-
mistische Ausländer und Personen, die den Terrorismus unter-
stützen, aus unserem Land leichter abzuschieben. 

(Beifall bei der CDU)

Wir haben kein Verständnis dafür, dass Extremisten, die Terro-
rismus unterstützen, in Deutschland legal leben, teilweise von
deutschem Steuergeld hier leben und die Regierung auf der
Bundesebene nicht das Notwendige unternimmt. Wir brauchen
in Deutschland eine Zentraldatei zum islamischen Extre-
mismus. Wir brauchen weiterhin die Einführung von Auswei-
sen und Dokumenten, die biometrische Merkmale enthalten.
Ich bin der Meinung, die Bevölkerung erwartet, dass den Wor-
ten des Bundesinnenministers in Kürze auch Taten folgen.

Gestatten Sie mir ein Wort zur Architektur unserer Sicherheits-
behörden. Wir brauchen in Deutschland ein Miteinander, kein
Nebeneinander von Sicherheitsbehörden. Die Zusammenarbeit
muss intensiviert werden. Die Zusammenarbeit muss auch auf
einem höheren Vertrauen aufgebaut werden. Wir brauchen zum
Beispiel durch den Bund ein bundesweites Gefährdungslage-
bild. Wir brauchen eine bundesweite Analyse und wir brauchen
- das gehört zur EU-Erweiterung - natürlich auch eine Zu-
sammenarbeit mit dem Ausland, die der Bund koordinieren und
gestalten kann.

Was wir nicht brauchen, ist ein deutsches FBI. Wir brauchen
keinen Bundesverfassungsschutz, der die Länder ausschaltet.
Wir brauchen effiziente Landesbehörden, und zwar in Bran-
denburg. Wir wenden uns gegen alle Vorhaben, die föderale
Struktur des Verfassungsschutzes anzutasten. 

Ein nächster Punkt betrifft die Grenze zwischen innerer und
äußerer Sicherheit. Diese Grenze ist fließend geworden. Die
Kräfte für die innere Sicherheit und die Kräfte für die äußere
Sicherheit müssen sich ergänzen. Aus unserer Sicht muss es
Ziel sein, die Bundeswehr bei besonderen Gefährdungslagen
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ergänzend - ich betone „ergänzend“ - zu Polizei und Bundes-
grenzschutz einzusetzen. 

Der 11. September - das sagen alle Analysen - hat gezeigt, dass
die Polizei beim Kampf gegen den Terrorismus an einigen
Punkten personell und materiell an ihre Grenzen stößt. Hier be-
darf es aus unserer Sicht einer Grundgesetzänderung. Der
Schutz ziviler Einrichtungen, der Schutz vor Anschlägen mit
biologischen oder chemischen Giftstoffen bedarf einer klaren
Regelung im Grundgesetz. Auch die Bedrohung aus der Luft
und von See bedarf einer klaren Regelung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie mich zu-
sammenfassen: Der Schutz des Lebens und des Eigentums der
Menschen in Brandenburg wird auf einem sehr hohen Niveau
gewährleistet. Wir haben eine Aufklärungsquote nahe an 60 %.
Dazu haben wir mit der Polizeireform, mit dem Polizeigesetz
hier im Landtag auch Voraussetzungen geschaffen. Das war ei-
ne gemeinsame Anstrengung vor allem in der Landesregierung
und in der Koalition. Aber daneben sorgen unsere 8 000 Poli-
zeibeamten im Land für die innere Sicherheit. An dieser Stelle
sei mir gestattet, für diese schwere Arbeit Dank zu sagen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir nehmen die Herausforderung
an, die von der dauernden Bedrohung durch den Terrorismus
ausgeht. Wir nehmen die Herausforderung an, die von einer
sich ständig ändernden Kriminalität ausgeht. An dieser Stelle
nur ein Hinweis auf die Gewaltkriminalität, die in Deutschland
gerade in den großen Städten gestiegen ist, oder auf die Inter-
net-Kriminalität, deren Steigerungsraten einem teilweise den
Atem nehmen. Die Internet-Kriminalität ist es zum Beispiel,
über die man nur schwer kommunizieren kann, weil ein Groß-
teil der Bevölkerung immer noch denkt: Wie kann man denn
mit dem Internet betrügen?

Man kann mit dem Internet betrügen. Kriminelle haben hier
die Möglichkeiten des Internets erkannt und leider für ihre kri-
minellen Machenschaften genutzt. Wenn dann die Bemerkung
kommt: Was tut Brandenburg?, dann sei mir gestattet, darauf
zu antworten: Wir haben Antworten, wir haben reagiert, wir
haben unsere Polizei, unseren Verfassungsschutz und unsere
Justiz im Land so aufgestellt, dass wir effektiv gegen Krimina-
lität jeder Art kämpfen können und dass wir vor allen Dingen -
das belegen die Zahlen und die Aussagen in der Bevölkerung -
dies auch so deutlich gemacht haben.

Eines ist mir an dieser Stelle noch wichtig zu sagen: Wir müs-
sen die Menschen mitnehmen - natürlich führt Kriminalität im-
mer zu Verunsicherung - und wir nehmen die Menschen mit.
Ich darf auf die Umfrage zur Qualität der Arbeit der Polizei
verweisen. Wir haben ein sehr, sehr positives Ergebnis zu ver-
zeichnen und wollen diesen Weg weitergehen.

Als Letztes sei mir die Aussage gestattet: Brandenburg ist vor-
bereitet. Brandenburg ist ein sicheres Land. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Petke und erteile der Fraktion der
PDS das Wort. Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht, bitte. 

Frau Kaiser-Nicht (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In vier Wochen
wählen wir das EU-Parlament. Der Wahlkampf läuft und die
CDU in Brandenburg macht ja seit Jahren Wahlkampf immer
nur mit Herrn Schönbohm. Zu einer Aktuellen Stunde der
CDU muss dann also auch Herr Schönbohm reden, selbst wenn
es um Europa geht, nicht die Frau Europaministerin. Also muss
es hier um Sicherheit gehen.

Mit dem Vollzug der EU-Osterweiterung vor zwölf Tagen kann
diese Aktuelle Stunde eigentlich wenig zu tun haben; denn
nach dem 1. Mai 2004 gibt es mit Sicherheit keine veränderte
Sicherheitslage in der EU 

(Beifall bei der PDS)

und auch fast keine Erkenntnisse, Umstände, Bedrohungen, die
es nicht schon vorher gegeben hätte. Das weiß auch die CDU,
und die Antworten, die Herr Petke jetzt hier den Brandenburge-
rinnen und Brandenburgern gab, sind zum Teil Antworten auf
Fragen, die niemand gestellt hat - außer die CDU selbst. 

(Zuruf sowie Beifall bei der PDS)

Einen aktuellen Bezug liefert uns die bedauerliche und zu ver-
urteilende Spirale von Gewalt und Krieg im Irak. Meine Da-
men und Herren von der CDU, wenn Sie schon die politisch
Verantwortlichen, die US-Regierungspolitiker, als Ihre Freunde
nicht offen kritisieren wollen, dann erwarten doch die Branden-
burgerinnen und Brandenburger heute von hier aus die klare
Botschaft: Grund- und Menschenrechte unterliegen für uns
keinem übergeordneten politischen Zweck. Wenn Sie schon sa-
gen, Herr Petke: Keine Kompromisse für die Sicherheit!, okay.
Aber Sie sollten auch sagen: Bei der Einhaltung der Grund-
und Menschenrechte machen wir in Brandenburg, machen wir
in der Bundesrepublik keine Kompromisse.

(Beifall bei der PDS)

Dies ist eine wesentliche Voraussetzung für die zu erreichende
bestmögliche Sicherheit in der nun erweiterten Europäischen
Union.

Sie, meine Damen und Herren von der Regierung, sprechen
immer von innerer Sicherheit. Die PDS spricht von öffentlicher
Sicherheit und bezieht soziale Rechte, soziale Sicherheit ab-
sichtsvoll in den Sicherheitsbegriff ein. Kriminalität, Gewalt
und Terror in dieser Welt können leider nie ganz ausgeschlos-
sen werden - nirgends. Dennoch denken wir: Wenn gleicher-
maßen mit den politischen und Freiheitsrechten soziale Exis-
tenz und Würde aller Menschen in einer Gesellschaft Aus-
gangspunkt und Ziel aller Politik sind, so ist dies die bestmögli-
che Prävention gegen Gewalt, gegen Verbrechen und Terror.

(Beifall bei der PDS)

Chancen und Risiken mit der EU-Osterweiterung betonten am
1. Mai die sich selbst feiernden Regierungspolitiker aller Ebe-
nen, allerdings zunächst die Chancen. Abends erlebten wir
dann die Befragung der Brandenburgerinnen und Brandenbur-
ger vor laufender Kamera. Da wurden auch Fragen, Unsicher-
heiten und Ängste deutlich. Die wollen und müssen ernst ge-
nommen werden. Sie gehen nicht einher mit der objektiven



Kriminalitätslage, Erlebnissen und Tatsachen. Diese Ängste
sind oft subjektiver Natur, haben mit fehlenden Einsichten und
fehlenden Aussichten zu tun. Die Ängste beziehen sich nicht
vordergründig auf organisierte Kriminalität und Terrorgefahr,
sondern auch auf die persönliche Zukunft, auf die Zukunft der
Familien, auf weitere Firmenpleiten in der nun erneut geöffne-
ten Grenze zur Republik Polen, auf noch mehr Arbeitskräfte,
die bereit sind, zu noch niedrigeren Niedriglöhnen zu arbeiten.

Was ist denn nun anders als vor dem 1. Mai? Der Regionalzug
zwischen Kostrzyn und Berlin-Lichtenberg jedenfalls war am
4. und 6. Mai so voll wie immer, seit ich seit 1997 regelmäßig
damit fahre. Die Arbeitserlebnisse abends wurden vorrangig
auf Polnisch ausgetauscht und man traf dieselben Menschen
wie in den Wochen zuvor. Wir bekommen übrigens seit Jahren
bei diesem Zug zu den Stoßzeiten keinen Wagen mehr ange-
hängt. Eine Abstimmung mit Bus- und Zuganschlüssen gibt es
praktisch auch nicht.

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, insbeson-
dere von der CDU, vielleicht machen Sie nicht nur weiter
Wahlkampf, sondern lösen auch einmal real existierende Pro-
bleme! 

(Beifall bei der PDS)

Wir wollen sie ja wenigstens nicht weiter verschärfen.

Die Zusammenarbeit der Polizei dies- und jenseits der Grenze
läuft - zum Glück. Nur, die Bewohnerinnen und Bewohner der
grenznahen Regionen ließen und lassen Sie seitens der Regie-
rung regelmäßig im Stich. 

Mit großem Beifall - daran darf ich erinnern - ist vor Jahr und
Tag die Rede des schon vergessenen CDU-Europaministers im
Kreistag Märkisch-Oderland aufgenommen worden. Herr Ho-
meyer überschlug sich damals mit Lob. Wir haben heute noch
kein Grenzlandprogramm der Regierung, wir haben keine der
Region angepasste Struktur- und Förderpolitik, es fehlen, Herr
Petke, Projekte für das Erlernen der polnischen Sprache. Die
Regierung sieht sich nicht in der Lage, das Projekt Europa-
schule Müncheberg zu genehmigen und das gemeinsame Ler-
nen von polnischen und deutschen Schülern am dortigen Gym-
nasium mit abzusichern. Sie schiebt die Finanzierungszusage
für ein in Märkisch-Oderland laufendes polnisch-deutsches
Ausbildungsprojekt am OSZ vor sich her. Der Kreis kann es
wohl kaum weiter finanzieren.

Zu unser aller Überraschung ging aber ausgerechnet Herr Ho-
meyer zu Beginn des Jahres mit der Grundsatzkritik in die
Presse, das Land sei unzureichend auf die EU-Osterweiterung
vorbereitet. Und Herr Ehler sorgte dieser Tage für Aufregung,
indem er den Handwerksbetrieben sagte, was sie längst spüren:
Die billige Konkurrenz ist da und die Osteuropäer sind schon
lange auf dem schwarzen Arbeitsmarkt. 

Heißt das nun, wir sollen denken, meine Mitfahrer im Zug von
und nach Kostrzyn sind Kriminelle? Glauben Sie, so fördern
wir das Zusammenwachsen und die Aufklärung? Oder ist es
doch nur Wahlkampf? 

Im Gegensatz zum bayerischen Innenminister Beckstein, der
die Republik Polen, die Tschechische Republik und andere
Beitrittsländer gern als Wartezone für illegale Migranten, als

Transitregion für geschmuggelte Betäubungsmittel und ver-
schobene Kfz, als Operations- und Rückzugsgebiet für Ange-
hörige osteuropäischer Verbrechensstrukturen darstellte und
auch im Gegensatz zum Innenminister Schönbohm, der immer
reflexartig mitteilt, dass die innere Sicherheit der Bundesrepu-
blik und in Brandenburg ohne neue Maßnahmen nicht mehr
wie bisher gewährleistet werden kann und mit einem Anstieg
der Kriminalität gerechnet werden muss, meint die PDS, dass
auf diese Art auch neue Ängste geschürt werden. 

Nach Erhebung des Leipziger Instituts für Marktforschung An-
fang dieses Jahres befürchten in Deutschland bereits zwei Drit-
tel der Bevölkerung ein Ansteigen der Kriminalität durch die
Osterweiterung der EU. Wenn wir aber sachlich bleiben: Unbe-
stritten hat die Kriminalität aus Mittel- und Osteuropa nach
dem Fall der Mauer die alten EU-Länder schnell erreicht. Aber
Bundeskriminalamt und Europol schätzen ein, dass die EU-
Osterweiterung nicht zu einem Anstieg der Kriminalität führt
und dass man sogar mit der EU-Osterweiterung organisierte
Kriminalität effektiver bekämpfen kann. 

Fakt ist, dass die Zahl der Tatverdächtigen und die Täterstruk-
tur anders aussehen als manch reißerische Darstellung der letz-
ten Jahre. Die Hälfte der Tatverdächtigen in der organisierten
Kriminalität waren 2003 nicht Ausländer, sondern Deutsche.
Die nächstgrößere Tätergruppe mit knapp 10 % waren türki-
sche Bürger. Dann folgten Tatverdächtige polnischer und litau-
ischer Herkunft. Also, sollte man sich hüten, das Klischee von
einer hohen Ausländerkriminalität ständig neu zu bedienen. 

(Beifall bei der PDS)

Zieht man zudem die aufenthaltsrechtlichen Fälle - was das
Ausländerrecht betrifft - ab, dann ist auch in den Brandenbur-
ger Grenzgemeinden zu Polen nur eine leicht überdurchschnitt-
liche Kriminalitätsbelastung festzustellen. Vor dem Hinter-
grund terroristischer Bedrohung - und davon war hier die Rede
- planen Regierungen im Zuge der EU-Osterweiterung Men-
schen- und Bürgerrechte mit Sicherheitsmaßnahmen weiter
einzuschränken. 

Die PDS fragt und zweifelt an dieser Stelle, ob die geplanten
Zentralisierungsbestrebungen zu einer Bundespolizei, die
Schaffung eines europäischen Geheimdienstes, die Aufwei-
chung des Trennungsgebotes zwischen Polizei und Geheim-
dienst, der Einsatz der Bundeswehr im Innern, weitere Mög-
lichkeiten für Bankauskünfte, verdeckte Ermittler, die breite
Speicherung biometrischer Daten oder die Ausweitung der Te-
lekommunikationsüberwachung, die zentrale Erfassung von
Fingerabdrücken oder der Aufbau einer Datenbank des Schen-
gener Informationssystems tatsächlich so umfänglich nötig und
verhältnismäßig sind. 

All das geschieht oder soll geschehen, ohne dass zuvor Rechts-
wege geschaffen werden, die die Rechte von Betroffenen si-
chern. Wir lehnen einen solchen Weg in ein vereintes Europa
ab, genauso übrigens die Militarisierung der europäischen Si-
cherheits- und Außenpolitik, die eher zu mehr Gefahren und
Kriegen führt. 

In dem kürzlich vorgelegten Dritten Bericht der Landesregie-
rung zur Vorbereitung auf die Erweiterung der Europäischen
Union wird - wie in den vorherigen Berichten - deutlich ge-
macht, dass auf mehreren Gebieten eine kontinuierliche Vorbe-
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reitung auf die EU -Erweiterung stattgefunden hat. Das ist auch
okay. 

Aus unserer Sicht ist es aber vor allem erforderlich, alle Mög-
lichkeiten der Prävention auszunutzen. Hier sehen wir eindeu-
tige Defizite. Denn leider gehören auch rassistische Einstellun-
gen in der Bevölkerung und daraus resultierende antisemiti-
sche und rassistische Gewalttaten zum Alltag in Europa. Wir
sehen deshalb Handlungsbedarf bei der Bekämpfung von Na-
tionalismus, Antisemitismus und neofaschistischen Bestrebun-
gen.

Ich komme zum Schluss, meine Damen und Herren, und darf
als Fazit drei Punkte nennen. 

Erstens: Die PDS fordert eine ressortübergreifende sachliche
Politik mit Augenmaß, statt Ängste zu befördern. Prävention
und Aufklärung haben Priorität. Öffentliche Sicherheit braucht
soziale Sicherheit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der PDS)

Zweitens: Die Kooperation von Polizei und Sicherheitsbehör-
den darf nicht zur Einschränkung von Bürgerrechten, zum Ver-
lust von Transparenz und zu weniger parlamentarischer und
justizieller Kontrolle führen. 

Drittens: Europa ist größer als die EU. Wir wollen und müssen
eine Gemeinschaft der Völker gestalten, statt durch neue Mau-
ern eine EU-Festung zu errichten. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Kaiser-Nicht. - Ich gebe
das Wort der Fraktion der SPD, Herrn Abgeordneten Lenz. 

Lenz (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Rund 14 Tage nach
der EU-Osterweiterung diskutieren wir heute das Thema „Die
Sicherheit in Brandenburg nach der Erweiterung“. Als Europa-
politiker meiner Fraktion kann ich nur feststellen, dass dieses
Thema in allen Fortschrittsberichten im Zusammenhang mit
der EU-Osterweiterung stets Inhalt der Diskussion war, uns al-
so schon über Jahre beschäftigt hat. 

Was hat sich am 1. Mai für Brandenburg geändert? Die „alte“
Europäische Union ist nicht nur ein Wirtschafts-, sondern auch
Sicherheitsraum. Innerhalb der EU gibt es - außer in Großbri-
tannien und Irland - keine Grenzkontrollen mehr. Es gilt der
freie Waren- und Personenverkehr. Diese Freizügigkeit wird in
Zukunft auch für die neuen EU-Länder in Mittel- und Osteuro-
pa gelten, allerdings erst - das wurde heute schon festgestellt -,
wenn sie gewährleisten können, dass sie den Anforderungen
des 1995 in Kraft getretenen Schengener Abkommens genü-
gen. 

Das inzwischen in das normale Gemeinschaftsrecht überführte
Abkommen verlangt von den Beitrittsländern eine lückenlose
Kontrolle der Außengrenzen der EU, eine enge polizeiliche Zu-
sammenarbeit sowie die Beteiligung am Schengen-Informa-
tionssystem, mit dem gesuchte Personen und Sachen zur Fahn-

dung ausgeschrieben werden. Erst wenn das Schutzniveau an
den neuen Außengrenzen ausreichend hoch ist und die Kom-
pensationsmaßnahmen für die wegfallende Binnengrenzkon-
trolle effektiv angewandt werden, können die Personen- und
Fahrzeugkontrollen, etwa an der Grenze zwischen Polen und
Deutschland, abgeschafft werden.

Mit dem Beitritt der Länder aus Ost- und Mitteleuropa dehnt
sich der europäische Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts bis an die Grenzen der Ukraine, Russlands und Weiß-
russlands aus. Erst wenn an diesen Grenzen die Schengen-
Standards erfüllt werden, wird der EU-Ministerrat beschließen,
die Kontrollen an den Binnengrenzen zu den Beitrittsländern
aufzuheben. An dieser Stelle haben Sie, Herr Petke, wenn ich
Sie richtig verstanden habe, gesagt: Es wird weiterhin Kontrol-
len geben. - Wollen Sie den Beschluss missachten oder ist das
das Vertrauen, das Sie unseren polnischen und osteuropäischen
Nachbarn entgegenbringen?

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Ab dem 1. Mai 2004 gilt die so genannte Reisefreizügigkeit.
Damit entfallen an den Grenzen die Personalkontrollen zu-
nächst noch nicht, aber es entfällt die Visumspflicht für die
Staatsangehörigen der Beitrittsstaaten, unabhängig von Aufent-
haltszweck und Aufenthaltsdauer. 

Seit dem Beitritt am 1. Mai gibt es grundsätzlich keine Waren-
kontrollen im Sinne einer Zollkontrolle mehr. Das schließt
nach geltenden EU-Regelungen Stichprobenkontrollen im
Rahmen der polizeilichen Überwachung der Grenzen und der
polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs,
wie sie bisher auch unter den alten EU-Mitgliedsstaaten prakti-
ziert werden, nicht aus. Wir merken ja, dass die Zollkontrollen
in das Inland verlegt werden, aber trotzdem stattfinden.

Dieses erweiterte Europa ohne Grenzen wird automatisch auch
zu einem globaleren Denken in der Sicherheitspolitik führen.
Gemeinsames Handeln in vielen Bereichen wird erforderlich
sein, zum Beispiel - ich nenne sicherlich keine angenehmen
Dinge - gemeinsame Regeln für die Asyl- und Einwanderungs-
politik, bei Maßnahmen gegen die illegale Einwanderung, bei
der Bekämpfung des Terrorismus und des organisierten Verbre-
chens bis hin zu einer teilweisen Harmonisierung des Straf-
rechts. Einrichtungen wie Europol und Eurojust werden die
Beitrittsländer in ihre Tätigkeit einbinden und zukünftig ihre
Handlungsfelder erweitern und ihre Effektivität erhöhen müs-
sen. In einem Europa der offenen Grenzen muss Prävention
groß geschrieben werden; denn nur so können wir die Bürger
Brandenburgs optimal schützen. 

Informationen, die die Sicherheit der Bürger im Zusammen-
hang mit der EU-Osterweiterung betreffen, sind zumeist Pres-
semitteilungen des Innenministers und des innenpolitischen
Sprechers der CDU-Fraktion zu entnehmen, die darauf hinwei-
sen, dass - so wörtlich - „wir gut gerüstet sind für die Zeit nach
der EU-Osterweiterung“. 

Nun fand Ende Februar dieses Jahres eine Konferenz der
innenpolitischen Sprecher der CDU/CSU statt, deren Über-
schrift lautete: „Die innere Sicherheit nach der  EU-Osterweite-
rung - Chancen, Gefahren, Aufgaben“. Meine Damen und Her-
ren der CDU-Fraktion, was denn nun? Welche Gefahren ver-
binden Sie mit der EU-Osterweiterung, wenn wir, wie schon



erwähnt, gut gerüstet sind? Vielleicht sollten sich der Innenmi-
nister und Herr Kollege Petke hinsichtlich ihrer Aussagen
künftig besser abstimmen.

Die Defizite, die es sicherlich auch heute noch in der Alt-EU
gibt, werden keine neuen Gefahren durch die Erweiterung her-
vorbringen, sondern wir müssen gemeinsam bestrebt sein, die-
se Defizite auszuräumen. Dann sehe ich in der EU-Osterweite-
rung kein Problem für die Sicherheit der Brandenburger. -
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Lenz. - Ich gebe das Wort der
Fraktion der DVU, Herrn Abgeordneten Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und meine Herren! Die Fraktion
der CDU wählte als Thema dieser Aktuellen Stunde: Innere Si-
cherheit im größer werdenden Europa. - Keine Frage, das The-
ma ist interessant; auch keine Frage, das Thema interessiert. In-
nere Sicherheit lässt sich gut verkaufen, nur insoweit erfüllt un-
ser Land nämlich die sich aus der EU-Osterweiterung ergeben-
den Anforderungen in befriedigender Weise. 

Aber - auch keine Frage - das Thema betrifft nur einen Aus-
schnitt der Probleme, denen sich Brandenburg aufgrund der
EU-Osterweiterung gegenübersieht. Kriminalität ist auch im-
mer nur ein Abbild dessen, was auf anderen Politikfeldern
schief läuft, etwa in der Familienpolitik, der Bildungspolitik,
der Wirtschaftspolitik, in der Integrationspolitik, der Sozialpo-
litik usw. Genau das sind die Politikfelder, auf denen diese
Landesregierung auch im Lichte der EU-Osterweiterung kläg-
lich versagt hat. Ergebnis ist: Diese Themenwahl möchte die
Landesregierung unter Ausklammerung der Ursachen vor der
Landtagswahl offensichtlich selbst ein wenig zur Stärkung ih-
res Selbstbewusstseins nutzen. Hieraus erklärt sich wohl auch,
warum sie sich in der letzten Plenarsitzung des Themas unserer
Aktuellen Stunde verweigerte. Sie hätte zu diesen ungelösten
Problemen, deren sichtbare Folge in Brandenburg die demo-
graphische Entwicklung ist, Rede und Antwort stehen müssen. 

(Beifall bei der DVU)

Aus all dem ergibt sich aus Sicht unserer Fraktion: Die Zu-
sammenhänge müssen richtig eingeordnet werden. Die ge-
nannten Ursachen der Kriminalität bekämpft man eben nicht
mit Mitteln der Polizei und allen anderen, die folgen. 

Hier kann die Sicherheitspolitik ersichtlich nicht alles lösen.
Sie ist vielmehr sozusagen das letzte Glied einer Kette. Sie
kann nur beitragen, die Folgen von Fehlsteuerungen auf ande-
ren Politikfeldern einzudämmen. Das gilt für die Alltagskrimi-
nalität ebenso wie für die organisierte Kriminalität, deren
Nährboden auch in den Beitrittsländern Arbeitslosigkeit und
Perspektivlosigkeit ist. So viel zu den Ursachen der Krimina-
lität.

Zur Bekämpfung kann man Folgendes sagen: Richtig ist - das
wird wohl niemand ernsthaft bestreiten -, dass wir uns in Bran-
denburg nach wie vor in einer Grenzlage befinden, wenn sich

auch die EU-Außengrenze durch die Erweiterung nach Osten
verschoben hat.

Wir werden unverändert mit folgenden Formen der Krimina-
lität zu tun haben: mit der grenzüberschreitenden Kriminalität
und der organisierten Kriminalität. Die Entwicklung beider
Kriminalitätsformen wird von der gesellschaftlichen Entwick-
lung bei uns und in den neuen EU-Ländern abhängig sein. Mit
dem heutigen Instrumentarium der inneren Sicherheit laufen
wir der nur hinterher, können aber die Ursachen nicht beseiti-
gen, vor allem bei der gefährlichen Form der organisierten Kri-
minalität. Gerade hier ergeben sich für die Sicherheitspolitik in
den nächsten Jahren Konsequenzen.

Organisierte Kriminalität funktioniert nach dem knallharten
wirtschaftlichen Prinzip. Oder umgekehrt: ohne Gewinn keine
organisierte Kriminalität. Das zeigt ganz deutlich: Hier ist zwar
die Gewinnabschöpfung gut und richtig, Gewinnverminderung
zur Prävention aber effektiver. Dazu ist es unerlässlich, der Tä-
ter hier im Inland möglichst schnell habhaft zu werden. Je we-
niger Zeit die Täter zur Entfaltung ihrer Aktivitäten bekom-
men, desto geringer ist ihr Gewinn. 

Zweierlei ist hierfür unerlässlich. Wir dürfen uns nicht die
Möglichkeit vergeben,  aus dem Ausland eingereiste Täter
möglichst rasch dingfest zu machen; sprich: zu erkennen, zu
identifizieren, festzuhalten und auch abzuschieben. Wir müs-
sen uns zum Ziel setzen, die grenzüberschreitende Kooperation
in allen Richtungen zu erweitern, sowohl zu den anderen
Bundesländern als auch zum Nachbarn Polen. Dafür gibt es
zwei Ansätze.

Durch fest eingerichtete koordinierte Führungsstäbe erfolgt im
Bereich der organisierten Kriminalität eine grenzüberschrei-
tende Verfolgung ohne Reibungsverluste durch einen Zustän-
digkeitswirrwarr. Durch Zusammenarbeit mit den angrenzen-
den Ländern schaffen wir die rechtlichen und tatsächlichen
Voraussetzungen für die Einsatzkräfte, über die Tatbestände
der so genannten Nachteile hinaus in der organisierten Krimi-
nalität grenzüberschreitend in eigener Zuständigkeit tätig zu
werden. Das wäre zwar ein Durchbrechen der Zuständigkeit,
aber es kann nicht angehen, dass organisierte Kriminelle etwa
unser Land Brandenburg als Rückzugsraum nutzen, anderswo
ihre Taten begehen und sich hierdurch Defizite und Verzöge-
rungen bei der Verfolgung ergeben. Hierauf werden wir in den
kommenden Jahren unser Hauptaugenmerk richten müssen.
Wir müssen die Prävention stärken. - Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Claus. - Ich gebe der Landesre-
gierung das Wort. Bitte, Herr Minister Schönbohm.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Europäische Union erweitert sich um zehn Länder. Das ist eine
Chance und keine Gefahr. Aber wir haben mit Polen eine Gren-
ze von 258 km Länge und im Raum dieser Grenze leben Men-
schen, die Fragen haben in zwei Richtungen: Wie entwickelt
sich die Arbeitslosigkeit und wie entwickelt sich die innere Si-
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cherheit? Wenn Sie Ohren haben zu hören, gehen Sie einmal
hin und reden Sie mit den Menschen. Dann werden Sie feststel-
len: Die Fragen stellen sie ganz real. Das sind real existierende
Probleme. Sie sprachen vorhin vom real existierenden Sozia-
lismus und von real existierenden Problemen. 

(Beifall bei der CDU)

Diese Probleme sind da. Da Sie, Frau Kaiser-Nicht, ständig
über Wahlkampf reden, kann ich nur eine Sache sagen: Wenn
Sie Wahlkampf mit Themen machen, die die Leute nicht inte-
ressieren, werden Sie gleich versenkt. Wenn Sie aber Themen
ansprechen, die die Menschen interessieren, dann ist das ein
Teil dessen, was in Richtung Demokratie geht.

Nun haben Sie gesagt - darum verstehe ich das nicht -, wir ma-
chen hier Wahlkampf mit einem Thema, das niemanden inte-
ressiert. Ich bin der Auffassung: Das ist kein Wahlkampf, aber
das Thema interessiert die Menschen. Darum setzen wir uns
damit auseinander. Wir wollen die Sorgen und Ängste aufneh-
men, sie nicht verstärken, sondern aufnehmen und erklären,
dass es keinen Anlass zu Sorgen und Ängsten gibt. Das wollen
wir im Einzelnen tun.

Eines, Frau Kaiser-Nicht, hat mich doch sehr verwundert. Wir
reden darüber, dass die Europäische Union ein Raum der Frei-
heit, des Rechts und der Sicherheit ist - in diesem Dreiklang.
Sie stellen sich hierhin und sagen, dass Sie in der Europäischen
Union Maßnahmen treffen wollen, die rechtlich nicht gesichert
sind. Das finde ich schon sehr bemerkenswert.

Zu der Frage, was Freiheit bedeutet, würde ich von Ihnen un-
gern Hinweise annehmen wollen, und was Recht bedeutet,
ebenfalls; bei Sicherheit können wir uns vielleicht streiten.
Nehmen Sie bitte den Zusammenhang auf: Freiheit und Sicher-
heit gehören zusammen. Ohne Sicherheit können Sie Freiheits-
rechte nicht in Anspruch nehmen. Wenn die Sicherheit zu stark
ausgeprägt ist, werden die Freiheitsrechte eingeschränkt. Es
geht immer um diese Balance.

(Beifall bei der CDU)

Diese Balance wird vom Gesetzgeber gezogen. Das sind im
Land Brandenburg wir oder ist der Gesetzgeber beim Bund
oder der Ministerrat. Damit müssen wir uns auseinander set-
zen. Aber ich bitte Sie sehr herzlich, nicht so zu tun, als wenn
in diesem zusammenwachsenden Europa die Grundlage Frei-
heit, Recht und Sicherheit seien. Das ist die Trias, auf der alle
Maßnahmen beruhen und nach der Sie sich ausrichten müssen. 

Jetzt haben wir einen Raum - überlegen Sie doch einmal, was
da eigentlich passiert ist, wir reden schon so geschäftsmäßig
darüber -, der von Warschau bis Lissabon, von Tallinn bis Mal-
ta reicht. In diesem Raum herrschen die gleichen Grundlagen.
Dieser Raum wächst zusammen. Dass es in diesem Raum
Unterschiede im Einkommen gibt, ist Ihnen vermutlich auch
bekannt. Dass es bei großen Einkommensunterschieden auch
Kriminalität gibt, ist ebenfalls bekannt; das kann man nachle-
sen. Dazu hat Otto Schily etwas gesagt, Herr Kollege Lenz. Er
hat auch etwas über die Gefahren gesagt. Schily und ich sind
einer Meinung. Petke und ich sind einer Meinung. Also sind
wir schon drei. Nun überlegen Sie, ob Sie mit Schily und mir
einer Meinung sind, oder nur mit mir oder mit Schily, wie Sie
wollen. In dem Punkt können Sie uns nicht auseinander divi-

dieren, weil es bei den Innenministern eine große Übereinstim-
mung gibt. 

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [PDS])

Wie war denn die EU-Sicherheit vor der EU-Osterweiterung?
Die Art der Zusammenarbeit ist mit der EU-Osterweiterung auf
eine neue Grundlage gestellt worden. Das ist, glaube ich, ein
ganz entscheidender Gesichtspunkt, dass wir nunmehr die
Möglichkeit haben, flexibel und schnell zu reagieren. Wir wis-
sen doch genau wie jeder andere auch, dass die Straftäter
schnell und flexibel sind. Es geht darum, dass die Behörden
schneller zusammenarbeiten können.

Ich möchte auch sehr deutlich herausarbeiten: Es geht bei der
EU-Osterweiterung nicht - wie viele Bürger befürchten - um
die völlige Aufgabe der Grenzkontrollen. Nein, die Personen-
kontrollen finden an der Grenze statt. Kollege Lenz hat darauf
sehr klar hingewiesen. 

In der Innenministerkonferenz gibt es eine hohe Übereinstim-
mung, dass die Schengener Außengrenze von Deutschland zu Po-
len erst dann nach Osten verlagert werden soll, wenn an der neu-
en Schengener Außengrenze der entsprechende Standard tatsäch-
lich gewährleistet wird. Dies ist ein hoher Standard. Die Bundes-
regierung hat den Nachbarländern zugesagt, ihnen die notwendi-
ge Unterstützung zu geben. Die Bundesländer sind bereit, dies zu
tun. Uns liegt daran, dass diese Grenze erweitert wird, aber erst
dann, wenn wir dies vor unseren Bürgern verantworten können.

Es gibt weiterhin Zollkontrollen. Die statischen Zollkontrollen
fallen weg, aber es gibt jetzt sozusagen bewegliche Zollkon-
trollstellen entlang der Autobahn. Diese Zollkontrollstellen
müssen wir mit dem Einsatz der Polizei und des Bundesgrenz-
schutzes koordinieren. Das tun wir, um zu verhindern, dass der
Bürger mehrfach kontrolliert wird, und vor allem, um sicherzu-
stellen, dass wir dies gemeinsam und mit einem koordinierten
Vorgehen tun. Die Präsenz des Bundesgrenzschutzes bleibt un-
verändert in Frankfurt (Oder) und an der deutsch-polnischen
Grenze. Das begrüßen wir auch. 

Weil wir die Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen noch
verbessern können, haben wir jetzt nach einem Gespräch zwi-
schen Schily und mir im März sichergestellt, dass wir einen
Austausch von Beamten haben, sodass Informationen auf der
obersten Ebene beim Polizeipräsidium und beim Zollgrenzbe-
reich rascher ausgetauscht werden können.

Lassen Sie mich etwas zur Kriminalität in der Grenzregion sa-
gen, weil das auch angesprochen wurde. In den 25 Grenzge-
meinden entlang der Grenze zu Polen wurden im Jahre 2003
insgesamt rund 34 000 Straftaten registriert. Das sind weniger
als im Jahr zuvor. Die Kriminalitätsbelastung liegt in den
Grenzgemeinden mit rund 13 000 Straftaten pro 100 000 Ein-
wohnern über dem Landesschnitt. Aber, da haben Sie Recht,
Frau Kaiser-Nicht, wenn man all die Straftaten abzieht, die nur
Ausländer begehen können, also illegale Einreise, Einschleu-
sung, Verstöße gegen das Asylverfahrensgesetz, reduziert sich
diese Zahl, sodass die Kriminalitätsbelastung in den Grenzge-
meinden auch unter 10 000 liegt. Aber sie liegt noch höher als
im Landesdurchschnitt. 

Brandenburg und Polen sind sich der gemeinsamen Verantwor-
tung für die Sicherheit bewusst. Ich möchte daran erinnern,



dass Polen als Zentralstaat Schwierigkeiten hat, mit den Län-
dern zusammenzukommen. Beim Bund sind die Zuständigkei-
ten anders geregelt als in Polen. Nach mehreren Gesprächen
sind wir jetzt so weit, dass wir wissen - und das sollte Polen
wissen -, wie sich das bei uns darstellt, wobei bisweilen das
Problem war, dass die Innenminister in Polen häufig gewech-
selt haben, sodass die Ansprechpartner immer wieder verloren
gingen. 

(Zuruf von der PDS: Das ist manchmal so!)

- Vielleicht wünschen Sie sich das manchmal; aber da seien Sie
mal vorsichtig. 

Die Zusammenarbeit mit Polen hat sich gut entwickelt, vor al-
len Dingen mit den Woiwodschaften. Ich kann sagen, aus
Nachbarn sind Partner geworden, die einander vertrauen, die
einander informieren.

Seit 1996 haben wir eine ständige deutsch-polnische Arbeits-
gemeinschaft unter Beteiligung von Justiz, Polizei und Zoll zur
Verfolgung von Straftaten, in der Brandenburg natürlich mitar-
beitet. Die ersten wichtigen Erkenntnisse haben wir dort ge-
sammelt. Beide Länder sagten, wir wollen alles koordinieren,
was wir können, um die Beiträge zur inneren Sicherheit zu ver-
bessern. Daraufhin wurde dann im Jahr 1995 mit einem Regie-
rungsabkommen eine rechtlich abgestimmte Grundlage für die
polizeiliche Zusammenarbeit geschaffen und die Bundesregie-
rung hat am 26. Juni 2003 ein Abkommen geschlossen, das für
uns angewendet werden kann, ein Abkommen zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung
der Republik Polen über die Zusammenarbeit der Polizeibehör-
den und der Grenzschutzbehörden in den Grenzgebieten. Auf
dieser Basis haben wir jetzt eine intensive Zusammenarbeit,
die wir nach der Erweiterung der EU weiter intensivieren kön-
nen. Dabei geht es um ganz praktische Fragen. Es geht um die
Fragen der Gefahrenabwehr, der vorbeugenden Verbrechensbe-
kämpfung und der Strafverfolgung im deutsch-polnischen Ge-
biet. Das heißt, dass deutsche und polnische Polizeibeamte ge-
meinsam im Grenzgebiet Einsätze fahren. Die deutschen Poli-
zeibeamten können beispielsweise sehr viel schneller identifi-
zieren, woher etwas kommt, und umgekehrt. 

Bestandteile der vereinbarten Zusammenarbeit sind unter an-
derem ein intensiver Informationsaustausch zwischen den zu-
ständigen deutschen und polnischen Behörden, abgestimmte
polizeiliche Maßnahmen, Durchführung gemeinsamer Übun-
gen, gemeinsame Ausbildung, gemeinsame Sprachausbildung,
gemeinsame Verkehrskontrolle und gemeinsame Fahndungs-
maßnahmen. Da hat sich eine ganze Menge getan, was jetzt im
Rahmen der Erweiterung der EU fortgeführt werden kann, weil
wir gute Erfahrungen gesammelt haben. 

Dieses Vertragsabkommen bietet auch die Möglichkeit, ge-
meinsam besetzte gemischte Dienststellen einzurichten. Dabei
haben wir an die Erfahrungen zwischen Deutschland und
Frankreich angeknüpft und vor diesem Hintergrund eine ge-
meinsame gemischte Dienststelle in Frankfurt (Oder) gebildet.
Vor der Polizeireform hatten wir für die Polen drei Ansprech-
partner, die Präsidien Cottbus, Frankfurt (Oder) und Eberswal-
de. Jetzt haben wir einen Ansprechpartner und die Zusammen-
arbeit mit Polen liegt in einer Hand. Vor dem Hintergrund war
die Entscheidung für die Polizeistrukturreform richtig. 

Dieser Aufbaustab in Frankfurt (Oder) ist eine deutsch-polni-
sche Verbindungsstelle. Sie dient dem Austausch von Informa-
tionen, der bilateralen Bearbeitung von Ersuchen von Polizei-
behörden, der Vorbereitung gemeinsamer operativer Maßnah-
men. Diese gemischte Dienststelle hat dazu beigetragen, dass
die Beamten einander besser kennen, dass man mehr voneinan-
der weiß und die Menschen auf beiden Seiten der Grenze wis-
sen: Wir meinen es ernst. 

Darum ist die Zusammenarbeit im Zusammenhang mit Euro-
just und Europol auch im zusammenwachsenden Europa eine
wichtige Voraussetzung dafür, dass dieser Raum der Freiheit,
des Rechts und der Sicherheit auch tatsächlich umgesetzt wird.
Dabei hat das Thema „Organisierte Kriminalität“ eine beson-
dere Bedeutung, die die Bürger nicht merken, die aber für die
Entwicklung unserer Gesellschaften insgesamt eine wichtige
Grundlage ist. Wir üben gemeinsam mit den Polen. Wir gehen
gemeinsam mit ihnen auf Streife und machen Sicherheit somit
für unsere Polizei erlebbar. 

Brandenburg hat gute Grundlagen und Voraussetzungen ge-
schaffen, um die EU-Osterweiterung als Chance zu begreifen
und auch den Bürgern zu sagen: Die Sicherheit bleibt auf dem
hohen Standard und wir werden sie gemeinsam mit den polni-
schen Nachbarn verbessern. Im Alleingang sind keine Erfolge
zu erzielen. Darum suchen wir die Zusammenarbeit mit den
Nachbarn, aber selbstverständlich auch mit dem Bund.

Europa rückt näher zusammen. Polizei und Justiz sind länder-
übergreifend tätig. Ich kann nur sagen, die Sicherheit an der
Grenze und im grenznahen Raum hat sich verbessert und die
Erweiterung der Europäischen Union gibt uns hierzu wichtige
Hilfen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Minister Schönbohm und gebe noch einmal
der Fraktion der SPD das Wort. Herr Abgeordneter Schippel,
bitte.

Schippel (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zweifellos hätte
diese Debatte eher erfolgen sollen und müssen. Ich denke, jeder
Tag, den sie zu spät kommt, hat die Verunsicherung vergrößert. 

Herr Kollege Petke, wenn Sie im Zuge dieser Debatte auf das
Zuwanderungsgesetz und auf die Fragen der Ausweisung - das
ist ja wohl der letzte Knackpunkt an der Stelle, anspielen -
muss ich Ihnen Folgendes sagen: Ich glaube, gerade angesichts
der Ereignisse im Irak müssen wir uns immer wieder die Frage
stellen, ob Europa nicht vorbildlich im rechtsstaatlichen Um-
gang mit Menschen sein müsste, auch bei Zuwanderern, auch
bei Ausweisungen. Angesichts dieser Ereignisse sollten wir
und vielleicht auch der bayerische Innenminister darüber nach-
denken, ob das nicht genauso wichtig ist wie die Absicht, die
Menschen auf Verdacht auszuweisen. 

(Beifall bei der PDS)

- Vorbild müssen wir in Europa sein.
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Frau Kaiser-Nicht, Sie sind gegen Militarisierung. Sie sind ge-
gen alles. Sie sind gegen die NATO, Sie sind gegen die
Bundeswehr. Das war ja schon klar. Ich habe einen Spruch ge-
lernt: Der Friede muss bewaffnet sein. - Der ist in Ordnung und
so soll es bleiben. 

(Beifall bei der CDU)

Sicherheit in Brandenburg hat natürlich viel mit der eigenen
Verfasstheit im Lande zu tun. 

(Zuruf von der PDS)

Insofern bietet das heute die Möglichkeit, über die Sicherheit
in Brandenburg zu reden, über die innere Sicherheit, die natür-
lich Ausstrahlung auf die Bürger hat, was das Verhältnis zu Eu-
ropa betrifft. 

Herr Innenminister - ich vermute, mein Kollege wird noch auf
die Polizeireform eingehen -, wir haben die Polizeireform ge-
meinsam durchgestanden. Ich erinnere mich an jene Demonst-
ration der Polizei am Brauhausberg, wo wir beide ausgepfiffen
wurden, weil Sie blöderweise ein bisschen richtig stellen muss-
ten, was Ihre Kollegen vorher im Landtag bemängelt hatten.
Innenminister Ziel hat gesagt, wir müssen Personal abbauen.
Sie mussten es durchführen. Sie haben den ganzen Frust zu
spüren bekommen. Aber an der Stelle sind Ihre Kollegen auch
ein wenig schuld. 

Die andere Frage war natürlich: Sie haben vor kurzem die Kri-
minalstatistik 2003 und mit dem Satz: Nie war die Aufklä-
rungsquote so hoch, seit ich in Brandenburg Innenminister
bin!, veröffentlicht.

(Minister Schönbohm: Ach nein!)

- Sinngemäß. - Ich gebe Ihnen Recht. 

(Unruhe im Saal)

Dagegen gibt es gar nichts zu sagen. Ich will nur darauf hin-
weisen: Dasselbe hätte der Kollege Alwin Ziel 1999 sagen kön-
nen, als er das Amt abgegeben hat. Auch zu der Zeit, als er
Innenminister war, war die Aufklärungsquote in Brandenburg
noch nie so hoch. Das ist schon alles so in Ordnung. 

(Einzelbeifall bei der CDU)

Die andere Frage ist aber, dass wir mit solchen Statistiken sehr
real umgehen müssen, auch vor dem Hintergrund, dass wir
vielleicht in ein oder zwei Jahren nach der Ausgangssituation
für die Erweiterung Europas gefragt werden. Nach dieser Sta-
tistik - ich bitte, das nur real zu sagen, das hat überhaupt nichts
mit einer politischen Wertung zu tun - sind die Fallzahlen ab
2000 in Brandenburg absolut um 1 385 Straftaten gestiegen.
Berücksichtigt man, dass die Verstöße gegen das Ausländerge-
setz und das Asylbewerberverfahrensgesetz um etwa 2 600 Fäl-
le zurückgingen, dann gibt es einen realen Anstieg von 4 000
Fällen im Bereich der übrigen Kriminalität. Wenn man die
Straftaten dann neben dem erwähnten Gesetz außen vor lässt,
sind sie um ein ganzes Prozent gestiegen. Das heißt, wir haben
trotz Reform - unserer Reform, Kollege Petke; wir sollten den
Menschen das auch so sagen und nicht nur die Erfolgsmeldun-
gen verkünden - noch riesige Kraftanstrengungen zu unterneh-

men, damit das eines Tages nicht auf die Erweiterung Europas
abgeschoben wird.

Die Kriminalität, die hauptsächlich durch die Erweiterung
kommen kann, haben wir im Lande. Das sagen alle Experten.
Da kommt an schwerer Kriminalität, an organisierter Krimina-
lität nicht mehr sehr viel dazu, denn diese haben wir bereits.
Und dabei müssen wir dann fein unterscheiden, denn sonst ist
der Gedanke Europa ganz schnell diskreditiert.

Wir haben in dieser Legislaturperiode zum Beispiel noch die
Veränderung des Polizeigesetzes vor uns. Kollege Petke hat an
anderer Stelle gesagt, dass dieses noch mehr Sicherheit schaf-
fen wird. Das ist richtig. Wir sind ja froh darüber, dass unsere
jahrelange Forderung nach Umsetzung des Gewaltschutzgeset-
zes in Länderrecht nun präzisiert wird. Der Bundesinnenminis-
ter hat dazu seine Kriminalitätsstatistik veröffentlicht. Seit Ein-
führung des Gewaltschutzgesetzes ist die Aufklärungsquote
wesentlich gestiegen. Das liegt aber nicht an einer verbesserten
Arbeit der Polizei, sondern daran, dass man auf der Grundlage
vernünftiger Gesetze die Dunkelziffer erheblich senken kann,
denn dann wird mehr gemeldet. Im Falle des Gewaltschutzge-
setzes ist das so. Die Zahl der Verfahren, die zur Anzeige ge-
kommen sind, ist wesentlich gestiegen und die Dunkelziffer ge-
sunken. 

Auch deshalb noch einmal der Hinweis, mit Daten, die durch
statistische Erhebungen gewonnen werden, vorsichtig umzuge-
hen. Man kann damit vieles erreichen, aber auch vieles ver-
schütten.

Ein letzter Punkt, auf den ich eingehen möchte: Wir haben in
Brandenburg noch etwas Unerledigtes. Ich erinnere an die
Pressemitteilung vom Januar hinsichtlich der DNA-Anlaysen.
Es ging darum, inwieweit wir im Bereich der freiwilligen An-
wendung und Entnahme bzw. Zustimmung, mit dem Datenma-
terial umgehen zu dürfen, weiterkommen wollten. Damals gab
es eine Pressemitteilung. Derartiges sollte demnächst auch pas-
sieren. Wenn ich dem Bund der Kriminalbeamten glauben darf,
dann ist der entsprechende Runderlass, für den Innen- und Jus-
tizministerium federführend sind, immer noch nicht erfolgt. 

Ich denke, auch unter dem Gesichtspunkt von Tätern, die even-
tuell nur für kurze Zeit in diesen Bereich unserer Polizei kom-
men, sollten wir in Zukunft die Möglichkeiten besser aus-
schöpfen. Es wäre schön, wenn dieser erklärten politischen Ab-
sicht nunmehr Taten folgten.

Sicherheit angesichts der Erweiterung Europas heißt realer
Umgang mit den Geschehnissen, die wir hier im Lande ha-
ben, seien es Kriminalitätsentwicklung, Aufklärungsquoten
etc. Nur dann werden wir den Bürgern in zwei, drei Jahren sa-
gen können, was durch die EU-Erweiterung im Bereich der
Kriminalität und der inneren Sicherheit wirklich verändert
worden ist.

Deshalb sollten wir bei allen Hoffnungen, die wir mit Statisti-
ken verbinden, gerade vor Wahlen damit stets real umgehen.
Erst dann werden wir den Bürgern sagen können: Europa hat
uns sicherer gemacht. Oder: Europa hat die Lage verschärft. -
Das wäre meine herzliche Bitte, gerade auch bezüglich der an-
stehenden Wahlen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD und CDU)



Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Schippel und gebe noch einmal
der Fraktion, die für dieses Thema zuständig war, das Wort zu
einem kurzen Beitrag. Herr Abgeordneter Petke, bitte schön.

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Kai-
ser-Nicht, Ihr Beitrag war so blamabel wie der Sturz Ihrer
PDS-Jugend gestern vom Kamel. Genau dieses Niveau - Sturz
vom Kamel - hatte Ihr Beitrag.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der PDS)

Sie sagen hier, innere Sicherheit sei in Brandenburg kein Pro-
blem. Aber doch nicht, weil Sie es behaupten, sondern weil wir,
weil dieser Innenminister auf der Regierungsbank und weil 
8 000 Beamte vor Ort ihren Job gemacht haben. Es geht um all
das, was wir hier beschlossen haben. Natürlich weiß ich, Kolle-
ge Schippel, wie in diesem Haus eine Mehrheit zustande
kommt. Aber all das, was wir hier an Haushaltsdingen, an Poli-
zeistrukturreformen, an Polizeigesetz beschlossen haben, ist
gegen Ihren ausdrücklichen Willen, gegen Ihre Stimme erfolgt. 

(Zuruf von der PDS: Und gegen die Polizisten - genau!)

Wenn wir das nicht beschlossen hätten, dann hätten wir in
Brandenburg nicht die Situation, dass die große Mehrheit unse-
rer Bevölkerung mit der Arbeit unserer Polizei zufrieden ist.
Wir werden uns auch nicht beirren lassen, Frau Kollegin Kai-
ser-Nicht, von Ihrem Gerede von dem Sozialen usw. Die einzi-
ge richtige Wahlkampfrede, die ich hier heute gehört habe,
stammt von Ihnen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU - Zuruf von der PDS)

Deshalb geht der Vorwurf auch fehl, dass wir hier Wahlkampf
machen.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe es Ihnen bereits einmal gesagt und sage es erneut:
Mich als Ostdeutschen beschleicht ein Kribbeln, wenn Sie von
Menschenrechten reden, wenn Sie von Demokratie reden und
wenn Sie davon reden, dass wir hier einen Weg gingen, der sich
außerhalb der Rechtsstaatlichkeit bewegt.

(Zurufe von der PDS)

Ich glaube, ich muss dazu keine weiteren Ausführungen ma-
chen. Vielleicht sollten Sie an dieser Stelle doch einmal ein we-
nig darüber nachdenken, wie weit man angesichts Ihrer Ge-
schichte, die Sie selbst zu verantworten haben, gehen darf.

(Zurufe von der PDS)

Kollege Schippel, was Bundesinnenminister Schily betrifft:
Gelegentlich möchte ich einen schönen Sonntag haben. Dann
lese ich die Sonntagszeitung. Und da lese ich von unserem
Bundesinnenminister regelmäßig Forderungen, wie wir denn
mit ausländischen Extremisten umzugehen hätten. 

(Unruhe sowie Zurufe bei der PDS)

Deswegen, glaube ich, geht die an uns gerichtete Aufforderung
fehl, uns hier abzustimmen. Vielleicht klärt das die SPD einmal
selbst. Vielleicht klären einmal der Bundesinnenminister auf
der einen Seite und die Bundestagsfraktion der SPD auf der an-
deren Seite, was die SPD denn will. 

Es gibt auch gute Zeichen, zum Beispiel bezüglich der Zuwan-
derung. Da kann man es ja direkt sagen. In dieser Hinsicht be-
finden sich CDU und SPD fast auf einer Linie; da liegt es nur
an den Grünen. Deswegen ist der Vorwurf wirklich unberech-
tigt. Hier geht es um etwas anderes. 

Man sollte sich wirklich noch einmal überlegen, ob man die
Irakfrage in die Diskussion einbezieht. 

Ich möchte mit folgendem Satz schließen: Innere Sicherheit ist
für die Existenz Deutschlands, für die Existenz Brandenburgs
von ganz hoher Bedeutung. Wir werden uns nicht beirren las-
sen, darauf hinzuweisen. Wir werden uns auch nicht beirren
lassen, immer das Notwendige zu unternehmen, um unsere
Menschen zu schützen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Petke. - Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende der Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 3 - Aktuelle Stunde - angekommen. Ich schließe den Ta-
gesordnungspunkt 3 und unterbreche die Sitzung des Landtags
bis um 13 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung: 12.07 Uhr)

(Fortsetzung der Sitzung: 13.01 Uhr)

Präsident Dr. Knoblich:

Es ist 13 Uhr. Wir beginnen mit der Nachmittagssitzung. Ich
begrüße Sie herzlich und rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

1. Lesung des Gesetzes zur Bestätigung der landeswei-
ten Gemeindegebietsreform nach weiterer Bevölke-
rungsanhörung

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 3/7445

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Landesregie-
rung. Herr Minister Schönbohm, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Schönbohm:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf kommt der Gesetzgeber
der Verpflichtung durch das Verfassungsgericht nach, in ein-
zelnen Neugliederungsfällen eine Neuregelung zu treffen.
Wesentlicher Grund für diese Neuregelung ist, dass die Be-
völkerung in zehn Verwaltungseinheiten nicht so angehört
wurde, wie es von der Verfassung vorgeschrieben ist. Die An-
hörung wurde von Anfang März bis Mitte April dieses Jahres
nachgeholt.
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Es handelt sich um ein Bestätigungsgesetz. Damit will ich Fol-
gendes ausdrücken: Wir treffen einzelne Neugliederungsent-
scheidungen und knüpfen damit zugleich an Entscheidungen
des Gesetzgebers zur Gemeindegebietsreform von März ver-
gangenen Jahres an.

Das Gesetz ist notwendig. Es trägt zur Rechtssicherheit der
Bürgerinnen und Bürger bei und in den betroffenen Gemeinden
und Ortsteilen besteht dann Klarheit für die weitere Entwick-
lung.

Ich möchte Sie bitten, der Überweisung des Gesetzentwurfs an
den Innenausschuss zuzustimmen, damit wir das Gesetz in der
nächsten Sitzung des Landtags verabschieden können und da-
mit die Kommunalreform zu einer abschließenden Regelung
führen. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die PDS-Fraktion. Für sie spricht der Abgeord-
nete Sarrach.

Sarrach (PDS):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 18-mal hat
der Landtag zugestandenermaßen fehlerhaft am 5. März des
letzten Jahres im Rahmen der Gesetze zur Gemeindegebietsre-
form Gemeinden zwangsaufgelöst. Zweimal hat dies das Lan-
desverfassungsgericht für die Gemeinden Selbelang und Wa-
chow am 18. März 2003 auch ausgeurteilt. In allen anderen
Fällen von Gemeinden, die nun Gegenstand einer gesetzlichen
Bestätigung bereits beschlossener Neugliederungen werden
sollen, gibt es diesen Urteilsspruch jedoch noch nicht.

Doch wie der Begründung des Gesetzentwurfs zu entnehmen
ist, sind die vom Verfassungsgericht für die Gemeinden Selbe-
lang und Wachow gerügten Anhörungsfehler ebenfalls erkenn-
bar gegeben und sollen nach Meinung der Landesregierung
durch dieses Gesetz hier in vorauseilendem Gehorsam, so mei-
ne ich, möglichst vor weiteren Verfassungsgerichtsentschei-
dungen geheilt werden. Bravo! Doch, liebe Kolleginnen und
Kollegen, geht das denn überhaupt?

Sie stellen fest, was die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister
der zwangsaufgelösten Gemeinden Ihnen, den Koalitionsabge-
ordneten, im Innenausschuss und im Ministerium des Innern
schon im Gesetzgebungsverfahren des letzten Jahres im Rah-
men der Innenausschussanhörung gesagt haben. Die fehlerhaf-
te Anhörung der Bevölkerung war Gegenstand der Beratungen
im Landtag, zum Beispiel im Falle des Amtes Unteres Dahme-
land, bei dem zunächst die Bildung einer amtsfreien Gemeinde
vorgesehen war und bei dem dann die Eingliederung dieser Ge-
meinden des Amtes Unteres Dahmeland in die Stadt Königs
Wusterhausen beraten und beschlossen wurde.

Das alles haben wir jedenfalls gewusst. Doch diese und andere
berechtigte Kritik haben Sie nicht zur Kenntnis nehmen wol-
len.

Jetzt hat das Ministerium des Innern gemeinsam mit den zu-
ständigen Landräten noch einmal zu einer Anhörung der Be-
völkerung aufgerufen. Wieder ein Hoch auf die Regierung!

Weshalb tun Sie das? Weil die Anhörung der Bevölkerung an
sich für Sie einen hohen Stellenwert hat? Weil Sie die Sorgen
und Hinweise der Bevölkerung ernst nehmen wollen und
Schlussfolgerungen daraus ziehen werden? - Nein, nicht aus
diesen Gründen.

Das Verfassungsgericht hat zu Recht eine ordnungsgemäße An-
hörung der Bevölkerung verlangt und die Einwohnerinnen und
Einwohner in den betroffenen Gemeinden dürfen zu Recht for-
dern, dass ihre Sorgen und Hinweise vom Gesetzgeber ernst
genommen werden. Die erneuten Anhörungen sind kein Ange-
bot an die Menschen in den von der Gebietsreform betroffenen
Gemeinden, sondern eine Pflichtübung vor dem Verfassungs-
gericht, die man formal durchführen und abhaken möchte. Dies
mache ich Ihnen, Herr Minister des Innern, zum Vorwurf.

Es stellt sich aber noch eine weitere Frage: Besteht für noch
nicht vom Verfassungsgericht beurteilte Neugliederungen
schon jetzt ein gesetzlicher Regelungsbedarf?

Nur bei den Gemeinden Selbelang und Wachow, bei denen die
gesamte Neugliederungsentscheidung - die gesamte Neuglie-
derungsentscheidung! - und nicht nur ein herausgegriffenes
Problem der formellen Verfassungsmäßigkeit Gegenstand der
gerichtlichen Überprüfung war, muss der Landtag handeln.
Richtig. Nur für diese beiden Gemeinden hat das Verfassungs-
gericht geurteilt, dass der Landtag bei Vermeidung der Nichtig-
keit der entsprechenden Regelungen spätestens mit Wirkung ab
1. Januar  2006 eine Neuregelung treffen muss.

Die Bestätigung der anderen Neugliederungen durch den vor-
liegenden Gesetzentwurf stellt hingegen ein unzulässiges
Nachschieben von Gründen dar, das sich für schwebende ver-
fassungsgerichtliche Verfahren verbietet. Beurteilungsgegen-
stand für das Verfassungsgericht ist die Prognose und die Ab-
wägungsentscheidung des Gesetzgebers am 5. März 2003 beim
Gesetzesbeschluss. Dieses Bestätigungsgesetz hier greift in
laufende kommunale Verfassungsbeschwerden von Gemeinden
ein und bringt eine Verkürzung der Rechtsschutzmöglichkeiten
für diese Gemeinden mit sich, die aufgelöst sind und die aus-
drücklich mit dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht einmal
für eine juristische Sekunde als wieder selbstständige Gemein-
de bzw. fortbestehende selbstständige Gemeinde, sondern
weiterhin als aufgelöst gelten sollen.

Mit dem Gesetzentwurf verbunden ist aber eine neue Anhö-
rung der Bevölkerung, der damaligen Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister und der jetzigen Ortsbürgermeisterinnen und
Ortsbürgermeister. Der Gesetzentwurf stellt eine neue, wenn
auch bestätigte Prognose und Abwägung des Landtags dar, in-
dem Gründe des öffentlichen Wohls bemüht werden, die
Zwangseingemeindungen im letzten Jahr gegen den Willen von
Gemeinden rechtfertigen sollen. Hierbei, liebe Kolleginnen
und Kollegen, können aber auch wieder neue Fehler im Gesetz-
gebungsverfahren gemacht werden.

(Zuruf von der SPD: Da müssen wir aufpassen!)

Doch wer soll diese dann neu gemachten Fehler und das neue
Gesetzgebungsverfahren hinterher rügen, wenn die Gemeinden
nicht als selbstständig und als fortbestehend gelten dürfen.
Diese Gemeinden - ich sage es noch einmal - gelten aus Ihrer
Sicht weiterhin als aufgelöst. Sie sind als Ortsteile keine selbst-
ständigen Rechtssubjekte. Doch gegen Gesetze, die die kom-



munale Selbstverwaltung verletzten, steht Gemeinden - und
nur diesen - der Rechtsweg offen, nämlich die kommunale Ver-
fassungsbeschwerde beim Verfassungsgericht.

Wie Sie aus diesem Dilemma herauskommen wollen, ergibt mög-
licherweise die Anhörung im Innenausschuss. Dem werden wir
uns auch nicht verschließen. Nur brauchen wir auf diese rechtli-
che Frage bis zur 2. Lesung eine Antwort. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die SPD-Fraktion. Für sie spricht der Abgeord-
nete Bochow.

Bochow (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Gemeindege-
bietsreform gehörte zweifelsohne zu den am meisten diskutier-
ten Vorhaben der vergangenen Jahre und hat damit naturgemäß
auch den Landtag ausgiebig beschäftigt. Es liegt in erster Linie
am Thema selbst, dass die Popularität dieser Reform etwas ein-
geschränkt ist.

Daran hat auch die Tatsache nichts geändert, dass die Bevölke-
rung der betroffenen Gemeinden in vielen Fällen korrekt ein-
bezogen worden ist. Eine Bürgerbeteiligung trägt allerdings
nicht unter allen Umständen dazu bei, dass das Ergebnis des
Verfahrens dann auch akzeptiert wird. Wie so oft im Leben
geht es auch hier nicht allein um das Ob, sondern auch und vor
allem um das Wie.

Es lässt sich also feststellen, dass mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit immer mit Widerständen zu rechnen ist,
wenn die im Grundsatz mögliche bzw. rechtlich erforderliche
Bürgerbeteiligung nicht oder nicht in der vorgeschriebenen
Weise bzw. angemessenen Art und Weise erfolgt; denn wenn es
um Gebietsänderungen von Gemeinden geht, dann lässt die
Landesverfasssung jedenfalls an der Rolle der Bürgerbeteili-
gung keinen Zweifel aufkommen. Sie fordert die Anhörung der
betroffenen Bevölkerung sowie im Falle der Auflösung von
Gemeinden gegen deren Willen den Weg des Gesetzes.

Das Landesverfassungsgericht hat in diesem Zusammenhang
mehrmals ausgeführt, dass eine Anhörung nach dem entspre-
chenden Artikel 98 Abs. 2 Satz 3 der Landesverfassung min-
destens voraussetzt, dass die Bürger des unmittelbar betroffe-
nen Gebietes förmlich Gelegenheit erhalten, sich innerhalb ei-
ner bestimmten Frist zu einer konkret ins Auge gefassten Ge-
bietsänderung oder auch zu mehreren alternativ in Betracht
kommenden Gebietsänderungen zu äußern.

Dies ist zum großen Bedauern meiner Fraktion nicht in allen
Fällen so erfolgt, dass alle durchgeführten Anhörungen in je-
dem Fall diejenige Neugliederung zum Gegenstand hatten, die
dann vom Landtag beschlossen wurde. Das ist aber angesichts
der Vielzahl der Anhörungen ein Fehler, der durchaus gesche-
hen kann, der jedoch bedauerlich ist. Er ist leider bei der Viel-
zahl dieser Termine, auch der Ortstermine, durchgegangen.
Das ist ohne Zweifel kritikwürdig. Doch, wie dem auch sei, mit
dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf soll nunmehr eine Be-
stätigung der landesweiten Gemeindegebietsreform erfolgen.
Die Grundlage hierfür bietet eine Bürgeranhörung, die in den

Monaten März und April dieses Jahres stattgefunden hat. Mit
anderen Worten sollen jetzt mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf die vormals begangenen Fehler bzw. Unzulänglichkeiten
korrigiert werden. Unsere Fraktion wird einer Überweisung an
den Innenausschuss zustimmen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Dem von der
Landesregierung vorgelegten Gesetz zur Bestätigung der lan-
desweiten Gemeindegebietsreform wird unsere Fraktion heute
nicht zustimmen. Aus unserer Sicht bedarf es zuvor einer noch-
maligen Anhörung im Ausschuss für Inneres. Erst danach wer-
den wir als DVU-Fraktion uns darüber eine abschließende
Meinung bilden. Die Überweisung des Gesetzentwurfs an den
Ausschuss für Inneres halten wir natürlich schon aufgrund die-
ser Tatsache für notwendig.

Worum geht es? Das Verfassungsgericht des Landes Branden-
burg hat festgestellt, dass die Gemeindebürger zu einzelnen
Neuregelungssachverhalten der Gemeindegebietsreform nicht
hinreichend angehört worden sind. In diesen Fällen sind die ge-
setzlichen Neugliederungen nicht erfolgt. Konkret heißt das:
Insoweit sind das 4. und 5. Gesetz der Landesregierung zur Ge-
meindegebietsreform nichtig.

Mit dem nun vorliegenden Gesetzentwurf, der sich mit der
Überschrift „Alles bleibt so“ zutreffend beschreiben lässt, will
die Landesregierung die Ergebnisse des vom Landesverfas-
sungsgericht als nichtig erkannten Gesetzes nun offenbar ein-
fach durchwinken. Dem können wir als DVU-Fraktion natür-
lich nicht folgen. 

Allerdings sind wir bei der Behandlung dieses Gesetzes - in
Grenzen - durchaus „ergebnisoffen“. Diese Grenzen - das sei
an dieser Stelle allerdings gesagt - werden sich nicht an dem
orientieren, was die Landesregierung beabsichtigt oder mit
dem hier in Rede stehenden 4. und 5. Gesetzes zur Gemeinde-
gebietsreform zu Papier gebracht hat. Die Grenzen werden sehr
viel mehr nach den Grundsätzen festgelegt, die wir als DVU-
Fraktion zur Umsetzung der Gemeindegebietsreform entwi-
ckelt haben. Ich gehe zunächst davon aus, dass diese dem Ple-
num des Landtages zumindest in den Grundzügen noch geläu-
fig sind. Wir haben ja lange darüber debattiert.

Im Kern besagen unsere Grundsätze Folgendes: Ausgehend
von den Leitlinien sollen in Brandenburg leistungsfähige Ge-
meinden erhalten bleiben, entwickelt und gefördert werden, die
allerdings zugleich den Anforderungen der Bürgernähe und
Bürgerfreundlichkeit gerecht werden. Schon hieraus ergibt
sich, dass wir dem Bürgerwillen vor Ort, also in den einzelnen
Gemeinden, maßgebliche Bedeutung beimessen. Der Grund
dafür: Die Bürgerinnen und Bürger in den Gemeinden sind es,
die mit dem Ergebnis dieser Reform leben müssen.

Das wiederum führt unsere Fraktion zu folgenden Erkennt-
nissen: Dort, wo den Gemeinden im Einzelfall leitlinienkon-
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forme Alternativen zur Verfügung stehen, die dem Willen der
betroffenen Gemeindebürger entsprechen oder näher kom-
men als Neugliederungsvorstellungen der Landesregierung,
sind diese vorrangig. Dieser Vorrang ergibt sich aus Sicht un-
serer Fraktion schon aus den für unsere Grundüberzeugungen
leitenden Prinzipien der Demokratie und der Subsidiarität.
Dort, wo begründete Ausnahmen zu den ja nicht als Dogma
unverrückbar feststehenden Leitlinien vorliegen, sind sie im
Sinne von Bürgerwillen, Bürgernähe und Bürgerfreundlich-
keit auch in die Praxis umzusetzen. Bekanntlich war dies ge-
rade bei den hier in Rede stehenden Gesetzen, dem 4. und 5.
Gesetz zur Gemeindegebietsreform, auf die sich der vorlie-
gende Gesetzentwurf der Landesregierung bezieht, nicht
durchweg der Fall.

Deswegen haben wir als DVU-Fraktion bekanntlich in den Ein-
zelabstimmungen über die Regelungsvorschläge im Ausschuss
für Inneres unseren Grundsätzen entsprechend differenziert ab-
gestimmt und die hier im Plenum im Paket zur Abstimmung
gestellten Gesetzentwürfe 4 und 5 insgesamt abgelehnt. Schon
dieser Umstand verbietet es, dass wir als DVU-Fraktion das
heute vorgelegte Bestätigungsgesetz der Landesregierung ein-
fach so passieren lassen, also durchwinken. Wie gesagt: Einer
Überweisung an den Ausschuss zwecks Anhörung stimmen wir
zu. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind bei der CDU-Fraktion. Für sie spricht der Abgeordne-
te Petke.

Petke (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das
vorliegende Bestätigungsgesetz setzt einen Beschlusspunkt unter
die Gemeindegebietsreform. Ich kann dem Kollegen Schippel
nur zustimmen: Hier geht es um Rechtssicherheit, die man . . . 

(Zuruf: Bochow!)

- Kollegen Bochow, Entschuldigung!

(Zuruf von der SPD: Die beiden sehen gleich aus!)

- Sie sehen nicht gleich aus; der Fehler lag bei mir. - Ich kann
dem Kollegen Bochow also nur zustimmen in der Frage, dass
durch die Verabschiedung des Gesetzes Rechtssicherheit ge-
schaffen wird. Es ist ein guter Anlass, an dieser Stelle einmal
die Gemeindegebietsreform Revue passieren zu lassen, und
auch ein guter Anlass, um sich vor allem mit den Kritikern aus-
einander zu setzen, die hier heute wieder in einer sehr schwer
verständlichen Sprache ihrer Linie treu geblieben sind, die Ge-
meindegebietsreform in Abrede zu stellen.

Wir hatten gestern Abend in diesem Hause eine Debatte zur de-
mographischen Entwicklung. Die Demographie hat ja den Vor-
teil, dass man mit großer Genauigkeit voraussagen kann, wie
sich die Bevölkerung in den nächsten Jahrzehnten entwickeln
wird. Stellen wir uns einmal vor, vor dem Hintergrund dieser
Entwicklung hätten wir die Gemeindegebietsreform nicht
durchgeführt, hätten wir alles so gelassen, wie es war!

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Petke (CDU):

Ja, bitte.

Sarrach (PDS):

Kollege Petke, Sie wollen tatsächlich nicht verstanden haben,
dass sich aufgelöste Gemeinden, die sich eigentlich gegen ein
solches Gesetz mit kommunaler Verfassungsbeschwerde zur
Wehr setzen können, gegen dieses Gesetz nicht zur Wehr set-
zen können, und Sie Ihnen damit die Rechtsschutzmöglichkei-
ten abschneiden? 

Petke (CDU):

Verehrter Kollege Sarrach, man ist als Mensch nicht gern al-
lein. Ich möchte trotzdem etwas aus den Anhörungen im Aus-
schuss für Inneres wiedergeben. Dort hat ein Anzuhörender auf
eine Ihrer Fragen gesagt: Ich habe Ihre Frage nicht verstanden. -
Das ging mir häufiger so. Auch heute, bei Ihren Ausführungen
zum vorliegenden Gesetzentwurf, geht es mir so, dass ich trotz
mancher Bemühung nicht dahinter komme, worum es Ihnen ei-
gentlich geht.

(Zurufe von der PDS)

Nun könnte ich den kurzen Schluss ziehen: Ist halt Wahlkampf.
- Sarrach kann, wie die PDS, nicht damit umgehen, dass die
Koalition, dass Schönbohm die Gemeindegebietsreform er-
folgreich umgesetzt hat, dass diese Reform sogar vor dem Lan-
desverfassungsgericht Bestand hat, dass all das, was Sie hier
gesagt haben, was passieren wird, nicht eingetreten ist, dass
nicht einmal die Leute vor Ort mitgespielt haben, wie Sie es
sich gewünscht hätten, sondern sie sogar in vielen Gemeinden,
wo die Gemeindegebietsreform gesetzlich umgesetzt wurde,
eine höhere Wahlbeteiligung an den Tag gelegt haben, als das
ansonsten im Land der Fall gewesen ist und vor allen Dingen -
was uns ganz besonders wichtig ist -, dass es überall, wo man
sich freiwillig verändert hat bzw. wo wir Gesetze gemacht ha-
ben, vor Ort funktioniert, dass das Leben in den Gemeinden er-
halten geblieben ist, dass die Feuerwehr und die Kirche im
Dorf geblieben sind, wie es Herr Schönbohm angekündigt hat.
Offensichtlich geht es Ihnen nicht um die Fakten, sondern da-
rum, hier ein Rückzugsgefecht zu führen, damit Sie Ihr Gesicht
in der Frage der Kritik an dieser Reform nicht ganz verlieren. 

(Zuruf des Abgeordneten Sarrach [PDS])

- Darf er noch eine Frage stellen?

Präsident Dr. Knoblich:

Nein.

Petke (CDU):

Lassen Sie mich auf das Verfassungsgerichtsurteil eingehen.
Viele Klagen sind abgewiesen worden. Es hat uns natürlich zu-
frieden gemacht, dass sich unsere Arbeit gelohnt hat. Gerade



im Innenausschuss haben wir viel Zeit darauf verwandt, die
rechtlichen Grundlagen für unser Vorgehen zu prüfen. Das war
vor dem Hintergrund der großen Aufgabe, die dort vor uns ge-
legen hat, auch notwendig.

Auf der anderen Seite hat das Verfassungsgericht jetzt für die
Frage der Anhörung einen sehr hohen Standard angesetzt. Ich
glaube, nichts liegt uns näher, als zu sagen: Wir setzen diese
Urteile des Verfassungsgerichts um. Wir schauen all die Fälle
durch, wo wir möglicherweise eine ähnliche Entscheidung des
Verfassungsgerichts zu erwarten haben, und wir heilen dort.
Nichts anderes tun wir. Ich glaube, das müsste sogar auf Ihrer
Linie liegen, für die Bürger Rechtssicherheit zu schaffen.

Mich hat das Urteil an einigen Stellen ein wenig überrascht;
denn es ist ja gerade das moniert worden, wo das Ministerium
aus der Anhörung heraus eine andere Entscheidung getroffen
hat bzw. wo wir im Innenausschuss nach der Anhörung durch
den Ausschuss eine andere Entscheidung getroffen haben, als
ursprünglich im Regierungsentwurf vorgesehen war.

Da beziehe ich mich auch auf Ihre Kritik, Herr Sarrach. Da-
mals haben Sie im Innenausschuss gesagt, wir würden nur das
umsetzen, was uns Schönbohm vorgibt. Wir haben im Innen-
ausschuss an zahlreichen Stellen Veränderungen vorgenom-
men, und von daher zieht Ihre Kritik an keiner Stelle. Sie ist
auch in sich widersprüchlich.

Zusammenfassend kann man sagen: Mit diesem Gesetzentwurf
und mit den Beratungen, die hier noch einmal im Innenaus-
schuss vor uns liegen - es wird ja eine Reihe von Anhörungen
geben -, setzen wir tatsächlich den Schlusspunkt unter die Ge-
meindegebietsreform. Wir folgen damit den Empfehlungen,
den Urteilen des Landesverfassungsgerichts. Mich hat schon
sehr gestört und es ist mir bitter aufgestoßen, dass gerade Sie,
Herr Kollege Sarrach, hier sagen, wir würden vorauseilenden
Gehorsam gegenüber dem Landesverfassungsgericht üben.
Nein, es ist umgekehrt! Wir nehmen das Landesverfassungsge-
richt  ernst in den Urteilen, die es spricht, aber nicht nur in den
Einzelfällen, sondern auch in den Auswirkungen, die diese Ur-
teile möglicherweise auf andere Fälle haben.

Insofern freue ich mich auf die Beratungen im Innenausschuss.
Wir haben vor, das Gesetz im Juni zu verabschieden. - Vielen
Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und ich schließe die Aus-
sprache.

Wir kommen zur Abstimmung. Das Präsidium empfiehlt die
Überweisung der Drucksache 3/7445 an den Ausschuss für In-
neres. Wer diesem Überweisungsansinnen folgt, der möge die
Hand aufheben. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist einstimmig so beschlossen. Ich schließe den
Tagesordnungspunkt 4.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, darf ich
junge Gäste aus dem südlichen Teil Brandenburgs herzlich be-
grüßen. Sie kommen aus dem Herzen des Spreewalds, nämlich
aus der Gesamtschule Lübbenau. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall) 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

1. Lesung des Gesetzes über das Schuldbuch des Lan-
des Brandenburg (Brandenburgisches Landesschuld-
buchgesetz - BbgLSBG)

Gesetzentwurf 
der Landesregierung

Drucksache 3/7447

Es wurde vereinbart, auf eine Debatte zu verzichten.

Wir sind damit bei der Abstimmung. Das Präsidium empfiehlt
die Überweisung dieser Drucksache an den Ausschuss für
Haushalt und Finanzen. Wer dem folgt, möge die Hand aufhe-
ben. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit
einstimmig so beschlossen.

Ich kann auch diesen Tagesordnungspunkt schließen und rufe
Tagesordnungspunkt 6 auf:

1. Lesung des Gesetzes zu dem Staatsvertrag vom
02.04.2004 über die Errichtung eines Gemeinsamen
Juristischen Prüfungsamtes der Länder Berlin und
Brandenburg und zur Anpassung von Rechtsvor-
schriften

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/7387

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Landesregie-
rung. Frau Ministerin Richstein, Sie haben das Wort.

Ministerin der Justiz und für Europaangelegenheiten
Richstein:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ihnen
liegt der Gesetzentwurf zu dem Staatsvertrag über die Errich-
tung eines Gemeinsamen Juristischen Prüfungsamtes der Län-
der Berlin und Brandenburg vor. Bereits im vergangenen Jahr
konnte mit der Verabschiedung der inhaltsgleichen Juristenaus-
bildungsvorschriften der erste Schritt zu einem juristischen
Ausbildungs- und Prüfungsverbund beider Länder getan wer-
den, und ich freue mich, dass heute, nicht einmal ein Jahr spä-
ter, der zweite Schritt getan wird. Der Auftrag des Landtages
aus dem Haushaltssicherungsgesetz, das juristische Prüfungs-
wesen beider Länder zusammenzuführen, ist damit erfüllt.

Wir können stolz sein, dass unsere Arbeit auf diesem Gebiet
auch bundesweit Anerkennung, Respekt und - vor allen Din-
gen - Nachahmer findet. Die Länder Bremen, Hamburg und
Schleswig-Holstein sind noch dabei, einen neuen Staatsver-
trag über ihr gemeinsames Prüfungsamt - allerdings, das
muss man einschränkend sagen, nur für die Zweite Juristische
Staatsprüfung - zu verhandeln. Hier hat das Land Schleswig-
Holstein bereits um Unterstützung gebeten. Die Länder Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen beabsichtigen ebenfalls,
ein gemeinsames Justizprüfungsamt zu errichten.

Wir - Berlin und Brandenburg - sind hier aber noch einen
Schritt weiter gegangen: Nicht nur das juristische Prüfungswe-
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sen wird künftig in einer einzigen Behörde mit Zuständigkeit
für beide Länder verwaltet, sondern auch alle anderen Angele-
genheiten der Aus- und Fortbildung in der Justiz beider Länder,
ausgenommen der Strafvollzug, sollen dem gemeinsamen Amt
übertragen werden. Das ist ein weiterer Schritt in eine gemein-
same Zukunft der Justiz beider Länder.

Die Zusammenfassung aller Angelegenheiten der Ausbildung,
der Fortbildung und der Prüfung in der Justiz in einem Amt er-
möglicht die Sammlung und Nutzung von Wissen und Erfah-
rung und garantiert ein einheitliches Vorgehen.

Meine Damen und Herren! Mir ist meine Zustimmung zu der
Standortentscheidung, den Sitz des gemeinsamen Amtes nach
Berlin zu geben, nicht leicht gefallen. Ich hätte den Sitz sehr
gern in Potsdam belassen, aber leider haben die ökonomischen
Zwänge dies nicht zugelassen. Es hätte hier ein Neubau errich-
tet werden müssen; in Berlin sind die Räume bereits vorhan-
den.

Aber ich denke, dass wir eine ausgewogene Finanzierung der
Kosten des gemeinsamen Amtes erreicht haben. Das Verhältnis
der Prüfungszahlen ist ein geeigneter Maßstab für einen Finan-
zierungsschlüssel. Verbunden mit einer Personalreduzierung,
die hier von Berlin zu erbringen ist, wird sich mittelfristig für
Brandenburg auch eine Kostenreduzierung ergeben.

Der Staatsvertrag - das kann man sagen - berücksichtigt die
Belange Brandenburgs, der Mitarbeiter des Justizprüfungsam-
tes, der Studierenden sowie der Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare in Brandenburg in ausgewogener Art und
Weise. So obliegt zum Beispiel das fachliche Weisungsrecht
der für die Justiz zuständigen Ressortministerin des Landes
Brandenburg, wenn das gemeinsame Amt Aufgaben des Lan-
des Brandenburg wahrnimmt. Sichergestellt ist auch das Mit-
entscheidungsrecht in personellen und in haushaltsrechtlichen
Fragen. Und schließlich bleibt das gemeinsame Amt zugleich
Teil des Justizministeriums des Landes Brandenburg, wenn es
ministerielle Grundsatzangelegenheiten des Landes wahrzu-
nehmen hat.

Besonders wichtig war es mir aber, in den Verhandlungen zu
erreichen, dass alle Mitarbeiter des Justizprüfungsamtes das
Recht haben, in das gemeinsame Amt zu wechseln. Niemand
verliert hier seinen Arbeitsplatz. Brandenburg hat zudem das
Recht, anstelle derjenigen Mitarbeiter, die nicht wechseln wol-
len, andere Mitarbeiter zu benennen. Damit wird sichergestellt,
dass Brandenburg in der neuen Behörde seinem Gewicht ent-
sprechend personell vertreten ist.

Studierende und Rechtsreferendare werden - wie das in einem
Flächenland anders gar nicht gestaltet werden kann - die
schriftlichen Prüfungen dezentral ablegen. Die mündlichen
Examina werden aber ab 2005 zentral in Berlin stattfinden, wo-
bei darauf geachtet werden wird, den Prüfungsbeginn jeweils
so zu legen, dass alle Prüflinge rechtzeitig in Berlin sein kön-
nen.

An dieser Stelle gebührt ein Wort des Dankes denen, die beim
Aufbau des Justizministeriums des Landes Brandenburg auch
ein Justizprüfungsamt errichtet und in den letzten Jahren gelei-
tet haben. Das Amt hat sich in seiner elfjährigen Tätigkeit ei-
nen guten Ruf erworben. Das verdient Anerkennung und ich
bin mir sicher, dass der freundliche und gute Stil unseres Jus-

tizprüfungsamtes auch im neuen, gemeinsamen Amt fortge-
setzt werden kann.

Meine Damen und Herren! Ich bin davon überzeugt, dass die
gemeinsame juristische Ausbildung, Prüfung und Fortbildung
in beiden Ländern das richtige Fundament für eine gemeinsa-
me Zukunft in diesem Bereich der Justiz legt. Darum bitte ich
um Ihre zustimmende parlamentarische Begleitung. - Vielen
Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Sarrach.

Sarrach (PDS):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Erarbei-
tung eines einheitlichen Juristenausbildungsgesetzes mit dem
Land Berlin wurde auch von der PDS unterstützt und mitgetra-
gen. In Konsequenz hieraus ist auch die ohnehin enge Zu-
sammenarbeit der Prüfungsämter fortzuentwickeln und kann
sinnvollerweise in ein Gemeinsames Juristisches Prüfungsamt
der Länder Berlin und Brandenburg münden.

Insofern steht meine Fraktion diesem Staatsvertrag grundsätz-
lich offen gegenüber und stimmt natürlich auch der Überwei-
sung zu. Gleichzeitig ist aber an den Rechtsausschuss die Kri-
tik der fehlenden Beteiligung des Deutschen Richterbundes
und des Gemeinsamen  Gesamtrichterrates herangetragen wor-
den, die ich sehr ernst nehme. Im Rechtsausschuss kamen wir
heute Morgen auf Initiative von Kollegen Muschalla und mir
überein, vor dem Ausschuss den beiden Interessenvertretungen
aber noch die Möglichkeit des Gesprächs zu geben. Dass dies
notwendig ist, ergibt sich auch schon daraus, dass in der Sache
gewichtige Kritik an den angeblichen Einsparpotenzialen, aber
auch an den angeblich nicht genügenden Einflussmöglichkei-
ten Brandenburgs geübt wurde. 

Wir müssen zum Abschluss und im Ergebnis dieser Beratung
im Rechtsausschuss zu der Bewertung kommen, ob der Staats-
vertrag für Brandenburg tatsächlich akzeptabel ist oder nicht.
Dieser Diskussion stellt sich meine Fraktion. Dabei sparen wir
aber auch nicht die Frage der Justizakademie Kolpin als einen
möglichen Standort des Justizprüfungsamtes aus. - Ich danke
Ihnen.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die SPD-Fraktion. Für sie spricht der Abgeord-
nete Muschalla.

Muschalla (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gemeinsame Prü-
fungen für Brandenburg und Berlin, gemeinsam und zum glei-
chen Zeitpunkt alle beiden Staatsexamen - wer sollte eigentlich
dagegen sein? Niemand. Es ist im Prinzip ein Schritt zur Fu-
sion der beiden Länder. Wir gleichen die juristische Ausbil-
dung an. Mit dem Gesetz werden jetzt die letzten Unebenheiten



ausgemerzt. Dann haben wir eine identische Ausbildung. Wir
haben dann gleiche Prüfungen und werden später mit der Fu-
sion der Gerichte einen weiteren Schritt gehen.

Die Einsparungen, die hier vorliegen, sind vage, nicht zu bezif-
fern und werden insgesamt gegenüber den zu erwartenden
Kosten nicht groß sein. Aber darum geht es ja auch nicht. Es
werden einige Arbeitskräfte eingespart, aber es kann, zum Bei-
spiel wegen Trennungsgeldern, Betriebsbeteiligungskosten
usw., auch wieder mehr kosten. Brandenburg gibt einen kleinen
Teil seiner Hoheitsrechte ab. Das ist politisch gewollt, weil wir
mit Berlin in diesem Verbund, in dieser Region die gleiche ju-
ristische Ausbildung und Prüfung haben wollen. Das ist das,
was man positiv sehen muss.

Etwas betrübt war ich, als ich mitbekam, dass der Deutsche
Richterbund und der gemeinsame Richterrat nicht beteiligt
worden sind. Herr Sarrach hat es schon gesagt. Auf meinen
Wunsch hin werden wir das nachholen. Wir werden mit ihnen
das Gespräch suchen. Sie haben drei Bedenken. Ich meine, die-
se drei Probleme können wir ausräumen, sodass dann auch die
Richter und Staatsanwälte hinter uns stehen. Bei ihnen geht es
vor allem um die Aus- und Fortbildung, die auch geändert
wird; denn die Grundsätze werden dann von einem gemeinsa-
men Prüfungsamt herausgegeben. Das bedeutet, die Aus- und
Fortbildung für Staatsanwälte und Richter ist das Sorgenkind
dieser beiden Gremien. Hier werden wir wohl zu einer positi-
ven, einvernehmlichen Lösung kommen. Ich bin jedenfalls op-
timistisch. - In diesem Sinne vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei SPD und CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die DVU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Schuldt.

Schuldt (DVU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es
handelt sich um einen Gesetzentwurf, der wie die geplante Zu-
sammenlegung von Obergerichten sozusagen einen Vorgriff
auf die von der Politik beabsichtigte, aber vom Volk noch nicht
abgesegnete Fusion der Länder Brandenburg und Berlin dar-
stellt. 

Wir haben mit dieser Vorgehensweise so unsere Probleme.
Nicht, dass wir als DVU-Fraktion gegen den Zusammenschluss
von Berlin und Brandenburg wären. Nein, wir sind im Grund-
satz dafür. Die Gründe dafür ergeben sich schon aus der ge-
meinsamen preußischen Tradition. Nur, wir sind der Meinung,
zunächst müssen beide Seiten ihre hausgemachten Filz- und Fi-
nanzprobleme in den Griff bekommen. Aber das ist noch nicht
einmal das eigentliche Problem. 

Unser Hauptproblem ist, dass die Bürger dieser Fusion bisher
nicht zugestimmt haben und diese Zustimmung zumindest auf
brandenburgischer Seite mehr als ungewiss ist. Daran schließt
sich dann die - so meine ich - durchaus berechtigte Frage an:
Was wird aus den zusammengelegten Obergerichten und aus
dem gemeinsamen Justizprüfungsamt, wenn die Fusion wieder
scheitert? Die Erfahrungen zeigen, dass daraus durchaus Pro-
bleme entstehen können. Denn die Länder Brandenburg und

Berlin würden ja auf Dauer weiterhin getrennt und sicherlich
auch mit unterschiedlichen Mehrheiten regiert. 

Was daraus entstehen kann, zeigt sich zum Beispiel am vor-
mals für Niedersachsen und Schleswig-Holstein existenten ge-
meinsamen Oberverwaltungsgericht Lüneburg. Dieses wurde
1988 aufgrund von politischen, ich würde sagen, Animositäten
wieder aufgelöst, nachdem sich in Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein Regierungen unterschiedlicher politischer Rich-
tung gebildet hatten. Vergleichbares gilt es aus Sicht unserer
DVU-Fraktion für Brandenburg in jedem Fall zu vermeiden.
Darüber wird noch zu reden sein. Deswegen können wir nur ei-
ner Verweisung des Gesetzentwurfs an den zuständigen
Rechtsausschuss zustimmen.

Im Übrigen sei noch Folgendes angemerkt: Unsere Kritik an
der in Brandenburg durchgeführten Reform der Juristenausbil-
dung stünde einer Zustimmung unserer Fraktion zu dem Ge-
setzentwurf nicht im Wege. Hier geht es nämlich nur um Orga-
nisationsfragen, nicht aber um die materiellen Inhalte der Juris-
tenausbildung. Zwar hat sich der Kollege Homeyer seinerzeit
hierhin gestellt und unseren Entwurf zu einem Juristenausbil-
dungsgesetz mit der Begründung abgelehnt, der Gesetzentwurf
der Landesregierung sei bereits mit Berlin abgestimmt, doch
ist dazu zu sagen: Unsere Kritikpunkte an der Reform der Ju-
ristenausbildung, wie sie die Landesregierung vorsieht, treffen
ebenso für Berlin zu. Die Probleme der Juristenausbildung sind
in Berlin dieselben wie bei uns in Brandenburg. Hier wie dort
haben wir die Situation junger Juristen auf dem Arbeitsmarkt
zu verbessern. Auslösend für die gegenwärtige Situation sind
hier wie dort Einstellungsstopps im Juristen- und Verwaltungs-
dienst. 

Wir sind nach wie vor der Ansicht, dass sich diese Probleme
nicht durch eine Verlagerung allein auf die Anwaltsschiene lö-
sen lassen. Auch dieses Gleis ist durch die Anwaltschwemme
bereits besetzt. Die Zulassungszahlen der letzten Jahre spre-
chen hier wie dort Bände. Dementsprechend können auch die
nötigen Korrekturen der Reform im Falle eines Zusammen-
schlusses von Berlin und Brandenburg einheitlich vorgenom-
men werden. Dem steht der vorliegende Gesetzentwurf der
Landesregierung aber ersichtlich nicht im Wege. - Ich bedanke
mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die CDU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Werner.

Werner (CDU):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Die
grundsätzlichen Dinge sind gesagt. Wir haben die Vorschriften
über Juristenausbildung und Juristenprüfungen mit Berlin har-
monisiert. Darüber erwächst nun die Erwartung bzw. die Ver-
pflichtung, auch ein Gemeinsames Juristisches Prüfungsamt zu
errichten. Ich möchte nur noch einmal daran erinnern, dass
dies auch ein Auftrag aus dem Haushaltssicherungsgesetz ist.

Lassen Sie mich noch auf folgenden Punkt eingehen: Warum
ist die Errichtung zum 01.01.2005 notwendig? Die Prüfungen
nach neuem Recht erfordern eine einheitliche Verwaltungspra-
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xis. Es müssen aber von 2005 an aufgrund der neuen Rechtsla-
ge zwei unterschiedliche Prüfungsordnungen angewendet wer-
den. Ohne die Zusammenlegung würden hier eine erhebliche
Mehrbelastung und ein erhöhter Personalbedarf auf das Justiz-
prüfungsamt Brandenburg zukommen. Auch von daher macht
die Zusammenlegung großen Sinn. 

Der Brief von Herrn Kahl, dem Vorsitzenden des Richterbun-
des, wurde hier bereits zitiert. Die mir angeborene Höflichkeit
gebietet mir als Vorsitzendem des Ausschusses, den Kollegen
nicht vorzugreifen. Der Vorschlag, Herrn Kahl einzuladen, hät-
te genauso gut von mir kommen können, wäre auch von mir
gekommen. Insofern möchte ich mich den Kollegen Sarrach
und Muschalla an dieser Stelle anschließen. 

Gleichwohl habe ich einige Zweifel bezüglich des Inhalts die-
ses Briefes. Aber wir können das gern im Rechtsausschuss ge-
meinsam mit Herrn Kahl klären. Die Ministerin hat ihm geant-
wortet. Es war aus rein formalen Gründen nicht erforderlich,
den Richterbund zu beteiligen, weil es um keine materiell-
rechtliche Vorschrift geht, sondern um eine organisatorische.
Wir können das gern im Rechtsausschuss noch einmal bespre-
chen. Aber ich habe das Schreiben der Ministerin schon sehr
genau zur Kenntnis genommen. Gleichwohl werden wir uns
noch einmal mit den Dingen beschäftigen, die Herr Kahl vor-
getragen hat. 

Ich meine, dass die Kosten mittelfristig sicherlich eine Rolle
spielen und wir hier zu Effizienz- und Synergieeffekten kom-
men werden. Die Personalfrage ist, meine ich,  in der Verwal-
tungsvereinbarung vernünftig geregelt. Was die Frage des
Standorts Kolpin betrifft, sind wir eh im Gespräch. Ich meine,
dass man dies im Staatsvertrag nicht expressis verbis regeln
kann und muss, sondern dass wir miteinander verabreden kön-
nen, wie wir mit dem Standort Kolpin auch vor dem Hinter-
grund dieses Staatsvertrages umgehen. Ich denke, da lassen
sich Lösungen finden. 

Eine letzte Anmerkung: Hier schleicht sich auch immer wieder
die Diskussion um die Länderfusion ein. Das mag in der gestri-
gen Debatte zum Staatsvertrag über die Errichtung gemeinsa-
mer Obergerichte vielleicht noch eine etwas vordergründige
Rolle gespielt haben. Bei diesem organisatorischen Vorgang
würde ich das gar nicht einmal so sehr im Vordergrund sehen.
Denn mir ist anhand der Beispiele, die die Ministerin hier an-
geführt hat, auch nicht bekannt, dass zum Beispiel Sachsen,
Sachsen-Anhalt oder Thüringen ein gemeinsames Bundesland
bilden wollen, gleichwohl sie ein Gemeinsames Juristisches
Prüfungsamt einrichten wollen. 

Kollege Schuldt, wir waren ja vor 14 Tagen in Kiel, haben uns
dort vom Rechtsausschuss unterrichten lassen und auch nach
dem gemeinsamen Justizprüfungsamt zwischen Schleswig-
Holstein und Hamburg gefragt. Das gibt es schon seit 40 Jah-
ren mit Sitz in Hamburg. Bis jetzt wurden dort auch noch keine
Anstalten zur Fusionierung gemacht.

Ich möchte darum bitten, dies aus der politischen Diskussion
um die Fusion etwas herauszunehmen, weil die gemeinsame
Juristenausbildung, die gemeinsame Juristenprüfung zwischen
Berlin und Brandenburg, eine organisatorische Frage ist und
weniger eine Frage, ein politisches Präjudiz für die Länderfu-
sion zu schaffen.

In dem Sinne wünsche ich dem Staatsvertrag eine gute Bera-
tung und in vier Wochen seine Verabschiedung. - Danke schön. 

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und ich schließe die Aus-
sprache. Wir kommen zur Abstimmung. Das Präsidium emp-
fiehlt die Überweisung der Drucksache 3/7387 an den Haupt-
ausschuss, der federführend sein soll, und mitberatend an den
Rechtsausschuss. Wer diesem Überweisungsansinnen folgt,
möge die Hand aufheben. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist einstimmig so beschlossen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 6 und rufe Tagesordnungs-
punkt 7 auf:

1. Lesung des Gesetzes über die Errichtung einer Bran-
denburgischen Kulturstiftung Cottbus (KultStG)

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/7446

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der Landesregie-
rung. Frau Ministerin Wanka, Sie haben das Wort.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
Prof. Dr. Wanka:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf wird die Errichtung einer Kulturstiftung
Cottbus vorgeschlagen. Das Staatstheater und die Kunstsamm-
lungen Cottbus sollen in Trägerschaft dieser Kulturstiftung etab-
liert werden.

Mit dem Gesetzentwurf werden zwei Ziele verfolgt. Erstens:
Wir haben auch an dieser Stelle die Diskussion über die Redu-
zierung des Landesengagements auf seine Kernaufgaben. Das
heißt, das Land soll originär nur die Aufgaben erfüllen, die von
der Natur der Sache beim Land liegen oder die es kraft Geset-
zes erfüllen kann und muss. Das bedeutet, Aufgaben wie ein
Staatstheater oder Kunstsammlungen, die im Interesse des
Landes liegen, werden auch vom Land finanziert, müssen aber
nicht direkt als Landeseinrichtung geführt werden.

Der zweite entscheidende Punkt ist: Es geht um eine Moderni-
sierung und Neustrukturierung der Kulturlandschaft. Das
heißt, wenn wir eine andere, neue Form für das Staatstheater
und die Kunstsammlungen finden, dann ist das eine Form, von
der man sagen kann, sie ermöglicht es, dass beide Institutionen
auch künftig in der Lage sind, ihre Aufgaben zu erfüllen.

Wir haben die Rechtsform der Stiftung öffentlichen Rechts ge-
wählt. Wir haben uns gutachterlich beraten lassen. Alle Gut-
achter waren davon überzeugt und haben eigentlich nur Vortei-
le in einer solchen Gründung gesehen. 

Ein Theater, um es zu illustrieren, ist jetzt an die Landeshaus-
haltsordnung, an viele andere Dinge gebunden. Man hat künst-
lerisches Personal, man hat Arbeiter, man hat technisches Per-



sonal, man ist sehr wenig handlungsfähig. Das heißt, das starre
Gesetz des Landes bietet nicht die nötigen Freiheitsgrade für
ein Theater. Durch diese Stiftungsgründung bekommen das
Theater und die Kunstsammlungen ein hohes Maß an Verläss-
lichkeit. Es zeigt sich in der Bundesrepublik - denn es ist ja
kein Weg, den nur wir beschreiten -, dass es in allen Fällen zu
bestmessbaren Verbesserungen in der Wirtschaftlichkeit der
entsprechenden Einrichtungen gekommen ist. Dass hier diese
zwei Einrichtungen zusammengeführt werden, hat einmal ei-
nen regional bedingten Grund und zum anderen den, dass die
Kunstsammlungen einfach zu klein wären, um sie allein auszu-
gliedern. 

Was bedeutet das in allererster Linie für das Staatstheater Cott-
bus? Kurz zur Rekapitulation: In dieser Legislaturperiode ist es
der großen Koalition gelungen, die Theaterpauschale von 
11 Millionen auf 13 Millionen zu erhöhen. Von diesen 13 Mil-
lionen ist über 1 Million in die Stadt Cottbus, in das Staatsthea-
ter geflossen. Das war ganz wichtig, um die Existenz des
Staatstheaters zu sichern. Mit dem neuen FAG haben wir dort
die Weiterführung dieser Intentionen.

Zur Gründung der Kulturstiftung gehört ein Finanzierungsab-
kommen, in dem sich das Land und die Stadt festlegen, was sie
an Geld für diese Stiftung geben. Hier haben wir ein höchst-
mögliches Maß an finanzieller Ausstattung, gemessen an den
Randbedingungen, dargelegt. Beide Einrichtungen bekommen
18,3 Millionen Euro jährlich, um Theater und Kunstsammlun-
gen in Cottbus zu betreiben. Das Land spart an dieser Stelle 
50 000 Euro. Diese sind aber schon kompensiert durch die Per-
sonaleinsparungen, die wir bei der Stiftung durch die Tatsache
haben, dass der Titel für Investitionen nicht mehr beim Staats-
theater liegen muss, weil es vom Land getragen wird. Das Staats-
theater kann zum Beispiel das, was nach dem Sozialtarifvertrag
in diesem Jahr an Geldern abzuführen ist, im nächsten Jahr behal-
ten. Das macht sich nicht an der offiziellen Summe fest. 

Das heißt, das Staatstheater und die Kunstsammlungen werden
durch diese Stiftungsgründungen privilegiert. Wir nehmen ei-
nen Kulturbereich, geben ihm eine Sonderstellung und geben
ihm Sicherheit. Über mindestens fünf Jahre läuft das Finanzie-
rungsabkommen bis 2010 mit der Option und natürlich mit
dem Ziel, es weiterzuführen. Das, meine Damen und Herren,
geht natürlich immer zulasten der anderen Kultureinrichtun-
gen, wenn sich neue Haushaltszwänge ergeben werden.

Diesen Schritt, dort ein Privileg zu schaffen, haben wir bewusst
gewählt, weil das Staatstheater und die Kunstsammlung eine
herausragende Rolle inne haben. Wenn man solche Änderun-
gen vornimmt, wenn man also aus dem öffentlichen Dienst
herausgeht in eine Stiftung, dann gibt es sehr viel Unruhe und
Unsicherheit bei den Mitarbeitern. Im öffentlichen Dienst zu
sein beinhaltet eine Menge Rechte und es ist immer schwierig,
sich an neue Formen zu gewöhnen. 

Deswegen haben wir die Mitarbeiter, die Personalvertretungen
und die Leitungen der Einrichtungen von Beginn an in alle
Überlegungen einbezogen. Wir haben im Mai letzten Jahres im
Ministerium eine Arbeitsgruppe gegründet. Vertreten war die
Chefin des Hauptpersonalrats, die den Kontakt zu den Perso-
nalräten hielt. Wir haben sowohl die Personalräte als auch die
Leiter der Einrichtungen kontinuierlich einbezogen. Wir haben
jetzt einen Vertrag, der sichert, dass es keinerlei Verschlechte-
rungen der arbeitsvertraglichen Bedingungen der Beschäftig-

ten des Theaters gibt. Das heißt, es ist aus meiner Sicht eine
Stiftungsgründung, die der Bedeutung der beiden Institutionen
sowohl regional als auch im Land Brandenburg Rechnung trägt
- unter Wahrung der Interessen der Mitarbeiter. Ich würde Sie
herzlich um Unterstützung für diesen Gesetzentwurf bitten. 

(Beifall bei CDU und SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die PDS-Fraktion. Für sie spricht Abgeordne-
ter Trunschke. 

Dr. Trunschke (PDS): *

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Die Landesregierung hat einen Gesetzentwurf vor-
gelegt, der das Staatstheater Cottbus und die Kunstsammlun-
gen in Cottbus in eine Stiftung überführen soll. 

Der Begriff Stiftung hat bekanntlich einen ganz guten Klang
und verleitet nicht unbedingt sofort zu Misstrauen oder gar
Kritik. Aber wie so oft in der Politik  kommt es darauf an, was
man daraus macht. Wenn man sich dann die Details der Kultur-
stiftung ansieht, stellt man sehr schnell fest: Kulturstiftung
möglicherweise, diese Stiftung bitte nicht! Mit ihr droht ein
schleichender Abbau des Cottbuser Theaters als Staatstheater.
Allein die Tatsache, dass die ganze Idee ein Resultat der Spar-
bemühungen aus der Staatskanzlei und nicht Resultat kulturpo-
litischer Überlegungen ist, lässt einen doch einen Moment in-
nehalten und aufmerksam werden.

Die Begründung für diesen Gesetzentwurf kann ich noch eini-
germaßen nachvollziehen. Die Stiftung - das hat die Ministerin
auch gesagt - bringt durchaus etwas Flexibilität mit sich, die
sich innerhalb der bisherigen Konstruktion so nicht finden
lässt, aber bei genauerem Hinsehen sieht man doch: Der Teufel
steckt im Detail.

Ein Hauptproblem sind die zugewendeten Summen, die gede-
ckelt sind und sogar abgesenkt werden. Frau Ministerin, Sie
behaupten immer, wenigstens die Ost-West-Angleichung wer-
de durch das Land übernommen. Das steht in der Tat so in der
Einführung zur Gesetzesinitiative. Das Problem ist: Es steht
nur dort. Im Gesetzestext selbst findet sich nichts. Das Finan-
zierungsabkommen, wo das möglicherweise auch stehen könn-
te, haben Sie uns bisher nicht vorgelegt. Folglich haben wir nur
eine löbliche Absichtserklärung, aber keine verbindliche Zusa-
ge. Daraufhin sollen wir eine Stiftung gründen? 

Ein anderes wesentliches Problem ist der Haushaltsvorbehalt.
Ich habe volles Verständnis dafür, dass der Intendant des
Staatstheaters, Herr Schüler, das als erheblichen Unsicherheits-
faktor empfindet. Wenn der Haushaltsvorbehalt, wie von Ihnen
gelegentlich geäußert, nur eine formale Sache wäre, könnte
man darauf verzichten. Nicht hinnehmen will ich allerdings Ih-
ren Vorwurf in der letzten Ausschusssitzung, Sie müssten einen
Haushaltsvorbehalt aufnehmen, weil die Finanzhoheit beim
Parlament läge. Wenn das wirklich ein Argument wäre, dürfte
die Landesregierung überhaupt kein Haushaltsgesetz vorlegen.
Ich erinnere Sie daran, dass auch aus Ihrem Haus bereits Ge-
setze ohne Haushaltsvorbehalt vorgelegt wurden, die ganz kon-
krete Zahlen enthielten, zum Beispiel das Musikschulgesetz.
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Drittens wären da die angeblichen Privilegien. Frau Ministerin,
Sie betonen immer wieder und haben es auch gerade gesagt,
dass das Staatstheater und die Kulturstiftung mit der Stiftung
privilegiert würden. Gegen eine Privilegierung hätte ich über-
haupt nichts einzuwenden. Das wäre eines Staatstheaters und
der Staatlichen Kunstsammlungen durchaus angemessen.
Allerdings ist es schon merkwürdig, dass das den Betroffenen
überhaupt nicht wie eine Privilegierung vorkommt. Das scheint
Ihnen, wenn ich an das Denkmalschutzgesetz denke, öfter zu
passieren.

Uns bleibt nichts weiter übrig, als in diesem Punkt auf eine An-
hörung zu bestehen, und wenn dadurch am Ende der Legisla-
turperiode Zeitprobleme entstehen, ist das ganz gewiss nicht
Schuld der Opposition. Vielleicht wäre es ganz gut, zu der An-
hörung auch Prof. Hegemann einzuladen, der das Gutachten
geschrieben hat. Wir könnten dann noch einige Fragen disku-
tieren, die in dem Gutachten vorgeschlagen wurden, im Gesetz
aber nicht enthalten sind, wie die Ausgründungsmöglichkeit
von Einrichtungen. 

Im Übrigen kann ich die Privilegierung, die Sie immer wieder
erwähnen, überhaupt nicht erkennen. Andere Staatstheater wer-
den in ganz anderem Umfang durch den Staat finanziert: von
51 % bis zu über 90 % durch das Land. In anderen Kulturstif-
tungen - ich denke insbesondere an Stuttgart - sitzt per Gesetz
die Kulturministerin persönlich, auch die Finanzministerin.
Dort sind Landtagsabgeordnete und Stadtverordnete Mitglie-
der. Das alles ist in diesem Gesetz nicht geregelt. Wo liegt da
die Privilegierung?

Ihre gesamte Privilegierung scheint darin zu bestehen, dass das
Theater vor den jährlichen Haushaltskürzungen geschützt wer-
den sollte. Aber wer kürzt denn eigentlich? - Im Kern ist es
doch Ihre Regierung. Das heißt, die gesamte Argumentation
läuft doch darauf hinaus, Frau Ministerin, dass Sie das Staats-
theater vor der Landesregierung schützen müssen und dass Sie
das nur können, indem Sie eine Stiftung gründen. Aber wenn
Ihre Kollegen solche Kulturbanausen sind, müsste man dann
nicht mehr über die Regierung reden als über eine Kulturstif-
tung?

(Vereinzelt Beifall bei der PDS)

Wie sieht die so genannte finanzielle Privilegierung tatsächlich
aus? 230 000 Euro weniger Zuschuss, dazu erhebliche Mehr-
kosten: für Versicherungen 170 000 Euro, für Steuerberatung
200 000 Euro, für Lohn- und Gehaltsabrechnung 40 000 Euro,
für die Unfallkasse 50 000 Euro, für die kaufmännische Buch-
führung 6 000 Euro und dann noch ein paar Kleinigkeiten,
summa summarum 700 000 Euro Mehrbelastung. Dem steht
möglicherweise eine Entlastung von 200 000 Euro dadurch ge-
genüber, dass, wie Sie erwähnt haben, die Gelder aus dem Soli-
dartarifvertrag nicht mehr an das Finanzministerium abgeführt
werden müssen. Bleibt per saldo eine halbe Million Euro weni-
ger für Kunst und Kultur. Dumm für eine Einrichtung, die so
„privilegiert“ wird.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte Sie, ungeachtet der
Wahlkampfzeiten die Kraft aufzubringen, dieses Gesetz im
Interesse der Kultur im Süden Brandenburgs, im Interesse der
Stadt Cottbus, im Interesse der Kunst überhaupt zu verändern.
Wenn Sie das nicht können, dann bitte ich Sie: Verschieben Sie
dieses Gesetz in die nächste Wahlperiode! Es ist überhaupt sehr

merkwürdig, ein derart wichtiges zentrales Gesetz am Ende der
Legislaturperiode auf diese Weise durchzupeitschen. - Danke
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die SPD-Fraktion. Für sie spricht die Abge-
ordnete Konzack. 

Frau Konzack (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Für
mich ist es eine Freude, dass das Gesetz zur Brandenburgi-
schen Kulturstiftung Cottbus noch in dieser Legislaturperiode
zustande zu kommen scheint. Das wäre ein Abschluss der lang-
wierigen Diskussion über das Staatstheater und meine Kolle-
ginnen und Kollegen wären froh, wenn ich als Cottbusserin
nicht immer dieses Staatstheater erwähnen würde.

(Beifall bei der SPD)

Das Land Brandenburg drückt damit das besondere Landesin-
teresse an den Einrichtungen Staatstheater und Kunstsammlun-
gen Cottbus aus und bekennt sich zum Mehrspartentheater,
worunter ich Musik und Schauspiel verstehe. Zum Musikthea-
ter gehören natürlich Orchester und Chor, obwohl sie im Ge-
setz nicht ausdrücklich genannt werden. Es wäre schön, wenn
Sie, Frau Ministerin, uns im Ausschuss bestätigen könnten,
dass es wirklich so ist. 

Das Staatstheater soll wegen seiner Leuchtturmfunktion und
seiner überregionalen Ausstrahlung als leistungsfähiges
Mehrspartentheater erhalten bleiben, ebenfalls die Kunst-
sammlungen, die eine repräsentative Sammlung ostdeutscher
Kunst im Bestand haben. 

Einige von Ihnen, meine Damen und Herren - meine Fraktion
insgesamt -, waren schon selbst in dem wunderschönen Cott-
busser Theater und konnten sich von der hohen Qualität der In-
szenierungen überzeugen. 

(Beifall des Abgeordneten Kuhnert [SPD])

Dass das ein Standortfaktor für die Region um und für Cottbus
ist, steht außer Frage. Ein Faktor für die Ansiedlung von Vat-
tenfall zum Beispiel war der Bestand des Staatstheaters in der
Stadt Cottbus. 

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Frage zu?

Frau Konzack (SPD):

Meine Damen und Herren, sosehr ich die Absicht begrüße, mit
der Stiftungsgründung das Staatstheater und die Brandenburgi-
schen Kunstsammlungen zu sichern, 

(Unruhe im Saal - Glocke des Präsidenten)

sosehr bezweifle ich, dass dies mit dem vorliegenden Entwurf
wirklich gelingt. Ich bemängele an erster Stelle, dass dem



Landtag nicht das Finanzierungsabkommen zwischen dem
Land und der Stadt vorliegt, auf dem die Stiftung basiert. Ich
weiß aber, dass darin zur Finanzierung „nach Maßgabe ihrer
Haushaltspläne“ steht. In der Anlage 2 zum Gesetzentwurf
steht unter „Rechtsfolgenabschätzung“: 

„Für die Finanzplanung soll der Zuschussbetrag für fünf
Jahre konstant bleiben.“

Wie kann es da abgesichert sein, dass der Zuschussbetrag fünf
Jahre konstant bleibt? Gerade das ist aber das Kriterium, das
die Kultureinrichtungen auf sichere und planbare Füße stellt.
Ich gebe Herrn Trunschke nicht sehr gern Recht, aber in die-
sem Fall muss ich es tun. Die Kürzungen um 240 000 Euro im
Vorhinein lassen sich wohl kaum durch die eine weggefallene
Stelle in der Kunstsammlung erzielen, wie es in einem Inter-
view mit der Ministerin in der „Lausitzer Rundschau“ noch zu
lesen war. Zusätzlich gibt es Mehraufwendungen - Herr
Trunschke hat sie aufgeführt, ich will es nicht wiederholen -, es
ist keine Finanzierung für Tariferhöhungen, abgesehen von der
Ost-West-Angleichung, vorgesehen und dies alles soll durch
Eigenerwirtschaftung erbracht werden.

Eine Frage noch: Was wird mit dem Personal, wenn die Stif-
tung aufgelöst werden muss, ein Fall, der hoffentlich nicht ein-
tritt? 

(Zuruf des Abgeordneten Senftleben [CDU])

Es gibt also noch Klärungs-, Diskussions- und Änderungsbe-
darf, auch bezüglich der Besetzung des Stiftungsrates. Aber
das alles können wir als Abgeordnete noch in Anträge fassen
und dann um Mehrheiten in diesem hohen Haus werben.

Positiv erwähnen möchte ich die Theaterpauschale im Finanz-
ausgleichsgesetz, durch die die Stadt Cottbus 50 % ihres An-
teils an der Stiftung sichern kann. 

Meine Damen und Herren! Ich würde es nicht als Privileg be-
zeichnen, wie es hier immer zu lesen und zu hören ist, sondern
es sollte dem Land zur Ehre gereichen, wenn durch die Stif-
tungsgründung das Staatstheater und die Kunstsammlungen als
Leuchttürme in der Brandenburger Kulturlandschaft erhalten
bleiben. 

Gestatten Sie mir zum Schluss noch die Bemerkung: Die lange
geforderte Konzeption für Theater und Orchester im Land ist
dringend erforderlich. Ich glaube, mehr als fünfmal habe ich
das angemahnt. Wir haben sogar einmal einen Antrag gemein-
sam mit dem Koalitionspartner eingebracht. Es ist bis heute
nicht erfolgt, aber es ist dringend notwendig. Mir tut es wirk-
lich Leid, dass der Wahlkampf sich hierbei offensichtlich als
Hemmschuh erweist. 

Wir wollen dieses Gesetz heute in den Ausschuss für Wissen-
schaft, Forschung und Kultur überweisen. Wir werden dort ei-
nige Änderungen einbringen. Ich hoffe, dass Sie als meine
Kolleginnen und Kollegen dann einigen Änderungsvorschlä-
gen folgen werden. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort geht an die DVU-Fraktion. Für sie spricht der Abge-
ordnete Nonninger.

Nonninger (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die DVU-Fraktion
misst der staatlichen Kulturpolitik große Bedeutung zu. Unser
Grundverständnis der Kulturpolitik heißt Sicherung der Rah-
menbedingungen für die künstlerische Selbstentfaltung sowie
Förderung und Pflege der kulturellen Vielfalt in unserem Land.
Ziel sollte es sein, dass sich viele Menschen kulturell betätigen
bzw. an der Kultur teilhaben. 

Unsere DVU-Fraktion steht für eine Sicherung der Freiheit des
kulturellen Lebens ohne inhaltliche Vorgaben des Staates mit
dem Willen zum offenen, kritischen und zugleich verantwor-
tungsvollen Dialog zwischen Kultur und Politik. Wir fordern
eine angemessene finanzielle Förderung seitens des Landes,
auch in Zeiten schwieriger finanzieller Rahmenbedingungen.
Eine gleichgewichtige Förderung aller Sparten des kulturellen
Lebens ohne ideologische Voreingenommenheit sehen wir als
unabdingbar an. Die öffentliche Kulturförderung muss sich un-
ter den Bedingungen öffentlicher Haushalte konsequent und
begründet im Wettbewerb mit anderen Politikfeldern behaup-
ten. 

Dies wird uns nur gelingen, wenn die gesamtgesellschaftliche
Bedeutung von Kultur und Kulturförderung auch zukünftig ge-
sellschaftlich und politisch akzeptiert und durchgesetzt wird.

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregierung über die
Einrichtung einer Brandenburgischen Kulturstiftung Cottbus
wird von der DVU-Fraktion in der vorliegenden Form abge-
lehnt. Gegen die gewählte Rechtsform einer Stiftung ist gene-
rell nichts zu sagen, denn es kommt auf die Ausgestaltung des
Gesetzes an. Es wurde versäumt, rechtzeitig mit den betroffe-
nen Häusern zu einer einvernehmlichen und akzeptablen Lö-
sung zu kommen. Gegen eine Zusammenführung der beiden
Häuser Staatstheater und Kunstsammlungen ist nichts einzu-
wenden.

Hauptkritikpunkt der DVU-Fraktion ist die fehlende Planungs-
sicherheit für die Stiftung. Für das Staatstheater ist eine Pla-
nungssicherheit von fünf Jahren absolut erforderlich. Dies wur-
de uns auch im Gespräch mit dem Intendanten, Herrn Schiller,
ausdrücklich bestätigt. 

Durch Artikel 2 Abs. 2 des Finanzierungsabkommens - ich zi-
tiere - „Der Wirtschaftsplan der Stiftung ist entsprechend anzu-
passen.“ wird eine langfristige Planung unmöglich. Hier ist ei-
ne Korrektur unabdingbar. Die DVU-Fraktion fordert ohne
Wenn und Aber finanzielle Sicherheit für die Kulturstiftung
Cottbus.

Dass es auch anders als im vorliegenden Entwurf geht, bewei-
sen übrigens Theaterverträge aus anderen Bundesländern. So
hat sich zum Beispiel das Land Thüringen verpflichtet, für das
Nationaltheater Weimar bis 2008 einen fixen Betrag zu zahlen.
Die zu erwartenden Synergieeffekte der Zusammenlegung sind
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nicht als Allheilmittel anzusehen. Die Einwerbung von Mitteln
in einer extrem strukturschwachen Region wird immer schwie-
riger. Stellen wurden schon eingespart, so unter anderem die
einzige Verwaltungsstelle, die die Kunstsammlung hatte. Auch
eine weitere Erhöhung der Kartenpreise ist schlicht nicht
durchzusetzen. So etwas könnte leicht nach hinten losgehen.
Selbst wenn alle Gelder wie vereinbart fließen, wird es unmög-
lich werden, erwartete Tariferhöhungen für die Mitarbeiter zu
finanzieren. Das ist die Wahrheit. Das belegen die Zahlen. 

Noch ein Wort zum erstellten Wirtschaftsplan. Unsere DVU-
Fraktion sieht auch hier erheblichen Korrekturbedarf. Ein Bei-
spiel dafür ist Punkt 526 10 des Haushaltsplanes. Hier werden
für Sachverständige, Gerichts- und ähnliche Kosten ganze 
50 000 Euro veranschlagt. Dieser Betrag wird allein für fällige
Beitragszahlungen an die Unfallkasse aufgebraucht. Selbst die
Gutachter des Ministeriums errechneten hier für die gesamten
Haushaltskosten einen Bedarf von ca. 500 000 Euro. 

Sie sehen also, meine Damen und Herren Koalitionäre, es gibt
erheblichen Klärungsbedarf. Suchen Sie endlich die Zu-
sammenarbeit mit den Fachleuten und Betroffenen. Wir, die
DVU-Fraktion, werden einer Überweisung an den Ausschuss
für Wissenschaft, Forschung und Kultur zustimmen. - Ich be-
danke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Nonninger. - Ich erteile
der Fraktion der CDU das Wort. Herr Abgeordneter Niekisch,
bitte sehr. Bevor Herr Niekisch beginnt, möchte ich noch junge
Gäste im Landtag begrüßen. Sie kommen vom OSZ Branden-
burg an der Havel. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Bitte schön, Herr Dr. Niekisch.

Dr. Niekisch (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum Vertreter der
PDS-Fraktion: Wie kann man so und fortgesetzt wider besseres
Wissen Tatsachen verdrehen und das Gegenteil von dem be-
haupten, was in Wirklichkeit vorkommt und im Gesetzestext
steht?! Ich weiß, das ist Ihre Schule, die Sie bis 1989 genossen
haben und die immer noch Ihr Stil ist. Das hat mit Realität
nichts zu tun. So kann man das Land, eine Stadt, ein Theater
und ein Zukunftsprojekt nicht fortgesetzt schlechtreden. Sie
meinen hier wirklich vertreten zu können, dass das Projekt der
Einrichtung einer Brandenburgischen Kulturstiftung Cottbus
zum Abbau des Mehrspartentheaters des Staatstheaters Cottbus
führen kann? Im Gesetzestext ist ausdrücklich unter dem Stich-
wort Stiftungszweck im § 2 vorgesehen: 

„Zweck der Stiftung ist die Pflege der Kunst und Kultur
durch den Betrieb des Staatstheaters Cottbus als Mehr-
spartentheater und der Brandenburgischen Kultur- und
Kunstsammlungen Cottbus.“

Ich kann Ihnen sagen: Schauen Sie einmal nach Brandenburg
an der Havel zum dortigen Theater, zum Hans-Otto-Theater
nach Potsdam, zu den Uckermärkischen Bühnen in Schwedt

oder zum Staatsorchester nach Frankfurt (Oder). Diese Ein-
richtungen würden sich alle zehn Finger danach lecken, solch
ein Stiftungsprojekt offeriert zu bekommen und eine solche Si-
cherheit zu erhalten. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

Cottbus hat das Glück, dass das Land das Dreispartentheater
und auch die Kunstsammlungen als Landeseinrichtung über-
nommen hat. Dadurch gibt es die Chance und die Möglichkeit,
vor dem Hintergrund der Haushaltszwänge, die wir haben, den
Weg zu gehen, bestimmte Aufgaben Dritten zu übertragen. Si-
cher ist eine Stiftung etwas anderes als eine direkte staatliche
Förderung durch eine Stadt oder durch ein Land. Das verlangt
etwas mehr Phantasie und mehr Kreativität. Sicher gibt es an-
dere finanzielle Risiken, als sie jetzt bestehen. 

(Zuruf der Abgeordneten Konzack [SPD])

Wie die finanziellen Risiken jetzt aussehen, wissen wir ja. Seit
dem Sommer 2000 - ich brauche das nicht weiter zu erläutern -,
seitdem sich die Dinge der Steuerreform nicht so entwickelt
haben, wie wir es erwarteten, ist für Land, Bund und Kommu-
nen der Spielraum kleiner geworden. Die Kassen sind nicht nur
leer, sondern sogar die Kreditrahmen sind weit überzogen. Also
wird sich das auf den gesamten Haushalt bei globalen Minder-
ausgaben - leider auch auf die Kultur - auswirken müssen, weil
wir die kommende Generation nicht mit immer mehr Zinsen
und Zinseszins belasten können.

Wenn man dieses Dreispartentheater, das Staatstheater Cott-
bus, mit den Kultursammlungen herausnimmt und unter das
Dach einer Stiftung stellt und ihm damit eine Sicherheit und ei-
nen Rahmen gibt, ist das, glaube ich, nicht hoch genug zu ver-
anschlagen. Sicher sind die Risiken anders. Dann können zum
Beispiel ver.di und die Gewerkschaften in der Öffentlichkeit
nicht mehr so hineinreden, wie sie es jetzt tun können. Aber es
ist zum Beispiel möglich, dass man Grundstücke einbringt,
dass zugestiftet werden kann, dass Finanzquellen ganz anders
akquiriert werden können. Das verlangt natürlich vom Stif-
tungsrat und vom Vorstand einige Kreativität und Phantasie
und auch Arbeitskraft. Das muss dann natürlich auch gesehen
und genutzt werden, meine Damen und Herren.

Selbstverständlich werden wir das Finanzierungsabkommen
zur Kenntnis nehmen und würdigen. Selbstverständlich werden
wir eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf veranstalten. Wir ha-
ben dafür extra auf Vorschlag von Frau Konzack den nächsten
Ausschuss nach Cottbus einberufen. Dort, denke ich, haben
wir den richtigen Rahmen und vor allen auch alle Fachleute,
die uns bezüglich des einen oder anderen noch einmal ins Ge-
wissen reden bzw. Vorschläge unterbreiten können.

Ich bitte Sie noch einmal herzlich, diese Chance zu ergreifen
und zu sehen, dass zwischen Schwedt und Senftenberg, zwi-
schen Brandenburg an der Havel und Potsdam diese Chance
nicht besteht. Lassen Sie uns etwas Gutes daraus machen. Der
Entwurf ist gut, ist aber noch verbesserungswürdig, wie alles
auf dieser Welt. Wenn wir in Cottbus zusammenkommen, wer-
den wir das miteinander verabreden. 

Wir können eben nicht so verfahren wie in früheren Zeiten,
dass wir sagen: Wir schieben es auf die lange Bank und ma-
chen es in der nächsten Legislaturperiode. Wir alle, die wir hier



sitzen, sind gewählt bis zum 19. September 2004. Bis zu die-
sem Tag habe ich mir, haben unsere Fraktion und auch unser
Koalitionspartner uns jedenfalls vorgenommen zu arbeiten, uns
nicht auf die faule Haut zu legen, Herr Trunschke. Diese Ar-
beitszeit werden wir nutzen. Sie reicht auch aus, um dieses
Projekt zum Erfolg zu führen. 

(Dr. Trunschke [PDS]: Hören Sie auf! - Zuruf von der
CDU: Das hat getroffen!)

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Dr. Niekisch. - Bevor wir zur Ab-
stimmung kommen, erteile ich Ministerin Prof. Wanka das
Wort. Bitte schön.

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Vielen Dank. Ich wollte lieber antworten, als am Anfang lange
zu sprechen.

Frau Konzack, zum Wort Privileg. Das ist, wenn man eine Ge-
samtheit hat und jemanden ein Stück hervorhebt. Privileg be-
deutet nicht, dass der, der jetzt hervorgehoben wird, super ist
oder dass das das Maximum ist. Hier haben wir eindeutig ein
Privileg. Wir haben einen Kulturetat in Brandenburg. Auf die-
sen wirken ja Zwänge, wenn der Haushalt nächstes Jahr enger
wird, Sperren, globale Minderausgaben. In diesem Kulturetat
haben wir einige Bereiche herausgenommen, an die man nicht
heran kann; nicht die Landesregierung, nicht die Ministerin.
Das ist zum Beispiel der Kirchenstaatsvertrag, den wir gerade
beschlossen haben, oder die Stiftung Preussische Schlösser
und Gärten oder die Stiftung Brandenburgische Gedenkstätten.

Der Rest des Geldes, der in dem Etat ist, ist der, auf dem alle
Drücke, Zwänge und Einsparungen lasten. Jetzt nehmen wir
ein großes Stück - wir haben nicht so viel Geld im Kulturbe-
reich -, nämlich 18 Millionen, und sichern das und gehen da
nicht heran. Das heißt, bei der nächsten Kürzung fällt es auf al-
le anderen, aber nicht auf diese. Das ist ein Privileg. Und es
wird Kürzungen geben: das Koch-Steinbrück-Papier prognosti-
ziert 3,5 % Kürzungen im Kulturhaushalt aller Länder im
nächsten Jahr. Das wird hart werden. Wenn wir dort etwas si-
chern, ist das eine Privilegierung. 

Nun kann man sagen - da gebe ich Ihnen Recht -, es wäre bes-
ser, wenn es 20 oder 30 Millionen wären. Aber es ist bei dem,
was wir haben, ein eindeutiges Privileg. Das machen wir mit
Absicht. Dazu hat sich die Landesregierung aufgrund der von
Ihnen geschilderten Bedeutung des Theaters entschlossen, weil
das unsere Konzeption ist.

Wir haben sie im Theaterbereich. Das steht in der Kulturent-
wicklungskonzeption: Ich habe schon oft vertreten: Wir haben
in Brandenburg Theater abgewickelt. Das, was wir jetzt haben,
Uckermärkische Bühnen, Senftenberg, Cottbus, Hans-Otto-
Theater, ist das, was wir brauchen, da können Sie sich auch al-
le Analysen von uns ansehen. Das ist das, was wir halten wol-
len. Ich will kein Theater abwickeln. Ich will nicht mehr Geld
für Cottbus, indem ich woanders etwas abwickle, sondern das

sind die Theater und deswegen habe ich dafür gekämpft, ich
denke, mit Erfolg. 

Cottbus ist der eine Punkt. Wir haben gerade die Verträge für
die Uckermärkischen Bühnen Schwedt und für die Senftenber-
ger Neue Bühne unterzeichnet. Bei all diesen Verträgen - das
können Sie mir glauben - war es schwierig in der Landesregie-
rung, nicht nur aufgrund der Finanzen, Frau Ziegler wird mir
Recht geben, weil das immer bedeutet, Verträge sind über Jahre
gesichert, sondern auch, weil es immer an Finanzierungen der
Städte oder Landkreise hängt. Der Innenminister musste wirk-
lich über seinen Schatten springen, um Cottbus mit seiner de-
solaten Finanzlage zu ermöglichen, sich für das Theater über
fünf Jahre so hoch zu verpflichten, wo die Stadt eigentlich mit
der Finanzierung heruntergehen wollte. Das, denke ich, ist eine
ganz wichtige Leistung. 

Herr Trunschke, Sie haben wahrscheinlich immer Berlin im
Hinterkopf. Wir sind hier nicht in Berlin. Dort wird eine Opern-
stiftung gegründet, um eine Oper abzuwickeln. Bei uns wird
nichts geschlossen. Es wird konsolidiert. 50 000 Euro sind ja bei
18 Millionen Euro nur Peanuts. Das kann ich wirklich sagen. 

(Zuruf von der PDS)

- Vom Land. Ich habe es Ihnen erklärt. Ich bin es eigentlich
leid, das immer wieder zu erklären. Dafür übernehmen wir die
Investitionen und vieles andere. Das heißt, unter dem Strich
kommt sogar noch mehr heraus. 

Man muss auch kritisch sagen: Dieses Staatstheater hat nur die
Hälfte der Einnahmen, die alle vergleichbaren Theater haben.
Die Erwartungshaltung ist sehr wohl, dass das gesteigert wird.
Alles, was sie steigern, können sie selbst behalten. Davon muss
nichts an das Land abgeliefert werden. 

Vizepräsident Habermann:

Frau Ministerin, gestatten Sie ein Zwischenfrage?

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Geht das von meiner Zeit ab?

Vizepräsident Habermann:

Nein, selbstverständlich nicht. - Bitte schön, Frau Abgeordnete
Konzack.

Frau Konzack (SPD):

Frau Ministerin, geben Sie mir Recht, dass zu einer Konzeption
nicht nur gehört, dass ich alles erhalte und nichts schließe, son-
dern auch, dass ich das, was ich erhalte, auch finanziell auf si-
chere Füße stelle?

(Zuruf von der CDU: Das macht sie doch!)

Ministerin Prof. Dr. Wanka:

Da gebe ich Ihnen völlig Recht, Frau Konzack. Dafür haben
wir einen ganz wichtigen Schritt gemacht. Ich gebe Ihnen auch
Recht, wenn Sie sagen, es müsste noch mehr Geld sein, das
wäre gut. Aber das haben wir jetzt geschafft, das ist sicher. 
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Herr Trunschke, das Haushaltssicherungsgesetz ist im Frühjahr
2003 beschlossen worden. Wir sind jetzt im Frühjahr 2004 und
haben es in dieser kurzen Zeit hinbekommen. Sie können na-
türlich gerne - das machen Sie ja häufig - blockieren und sa-
gen: Das machen wir jetzt nicht. - Wissen Sie, was passiert,
wenn wir es jetzt nicht machen? - Wir haben die Haushaltsauf-
stellung für das nächste Jahr und es kann höchstens noch
schlimmer werden. Das Staatstheater Cottbus muss nach der
mittelfristigen Finanzplanung in den nächsten Jahren, wenn es
Landeseinrichtung bleibt, wie es jetzt ist, 1 Million Euro Perso-
nalmittel einsparen. Das verkraftet dieses Theater nicht. Wir
haben jetzt etwas anderes beschlossen. Aber wenn man glaubt,
das blockieren und einfach abwarten zu können, dann ist das
für das Theater ruinös. Das sollte man den Mitarbeitern im
Theater deutlich sagen, für deren Rechte man sich scheinbar
stark macht. Deren Rechte werden nicht beschnitten, eindeutig
nicht. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau  Ministerin Wanka. - Jetzt sind wir end-
lich am Ende der Aussprache angekommen, wobei ich das
„endlich“ nicht als Kritik verstanden haben will, sondern, dass
wir die Rednerliste jetzt wirklich vollständig abgearbeitet ha-
ben. Ich schließe die Aussprache und wir kommen zur Abstim-
mung.

Das Präsidium empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs,
Drucksache 3/7446, an den Ausschuss für Wissenschaft, For-
schung und Kultur. Wer dieser Überweisungsempfehlung folgt,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist einstimmig so beschlossen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 7 und rufe Tagesordnungs-
punkt 8 auf:

1. Lesung des Ersten Gesetzes zur Änderung des
Brandenburgischen Juristenausbildungsgesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 3/7421

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt.

(Zurufe: Keine Debatte!)

Keine Debatte? 

(Klein [SPD]: Darauf hatten wir uns geeinigt!)

Ach ja, heute früh bei der Aufstellung der Tagesordnung. Es ist
mir nicht gekennzeichnet worden und ich habe nicht daran ge-
dacht. Ich bitte um Entschuldigung. Ich schließe die gerade er-
öffnete Aussprache und wir kommen zur Abstimmung.

Das Präsidium empfiehlt die Überweisung der Drucksache
3/7421 an den Rechtsausschuss. Wer dieser Überweisungsemp-
fehlung folgt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist einstimmig so be-
schlossen.

Ich schließe Tagesordnungspunkt 8 und rufe Tagesordnungs-
punkt 9 auf:

Bericht zur aktuellen Luftverkehrspolitik des Landes
Brandenburg
(gemäß Beschluss des Landtages vom 12. Dezember
2003 - DS 3/6742-B)

Bericht
der Landesregierung

Drucksache 3/7346

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der Landesregierung und erteile dem Wirtschafts-
minister das Wort. Bitte schön, Herr Junghanns.

Minister für Wirtschaft Junghanns:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Landtag hatte die Landesregierung beauftragt,
zu verschiedenen herangereiften Fragen der Luftverkehrspoli-
tik Antworten zu geben. Das haben wir mit der Vorlage des Be-
richts, Drucksache 3/7346, getan. Ich möchte entlang dieser
Vorlage kurz dazu Stellung nehmen.

Erstens ging es darum: Welche Veränderungen ergeben sich in
den Rechten und Pflichten der Gesellschaft im Zusammenhang
mit der Fusion der bislang als Holding aufgestellten Gesell-
schaft? Mit dieser Änderung werden die Befugnisse der Ge-
schäftsführung und des Aufsichtsrates der FBS, so heißt die
Firma jetzt, im Vergleich zur früheren BBF in einigen Punkten
eingeschränkt und gleichzeitig die Rechte der Gesellschafter-
versammlung erweitert. Beschlüsse des Aufsichtsrates über
den Wirtschaftsplan und den Erlass von Geschäftsanweisungen
an die Geschäftsführung bedürfen zukünftig zusätzlich der Zu-
stimmung durch die Gesellschafterversammlung. Bei Ge-
schäftsführungshandlungen, die über den gewöhnlichen Be-
trieb der Gesellschaft hinausgehen, ist nunmehr in jedem Ein-
zelfall der Gesellschafterbeschluss notwendig. 

Mit diesen Änderungen wird deutlich, dass die Gesellschafter
ein besonderes Interesse daran haben, an der Willensbildung
der Gesellschaftsorgane teilzunehmen. 

(Frau Tack [PDS]: Das wird ja auch Zeit!)

- Frau Abgeordnete, das haben wir bei Ihnen abgeguckt. Wir
folgen Ihren Empfehlungen.

Mit diesen Änderungen wird deutlich, dass wir auch das Vor-
kaufsrecht für den Fall der Veräußerung von Geschäftsanteilen
im Sinne der Regelungen ändern, die regelmäßig beim Bund
angepasst werden. 

Die Verschmelzungsvorgänge haben eindeutig wirtschaftlichen
Hintergrund. Hier geht es um mehr Transparenz in den wirt-
schaftlichen Beziehungen und in den Abläufen des Unterneh-
mens und sie dienen der Vorbereitung der Finanzierung des
BBI. Die FBS soll in die Lage versetzt werden, einen hohen ei-
genen finanziellen Beitrag zur Realisierung dieses anspruchs-
vollen Projekts zu leisten. 

Die zeitlichen Abläufe, die jetzt anstehen - das möchte ich noch
einmal hervorheben -, werden nicht betroffen sein. Im Hinblick



auf die Unabhängigkeit der Gerichte, die Komplexität der Ma-
terie, die jetzt mit dem Planfeststellungsverfahren auf den Weg
gebracht wird, und die zu erwartenden Klagen erscheint es uns
ratsam, keine Prognosen abzugeben, die unter Umständen auch
als Einflussnahme von dieser Stelle aus falsch interpretiert
werden könnten.

Ein Finanzierungskonzept - damit bin ich beim Kern des Punk-
tes 2 - für den Ausbau des Flughafens Schönefeld zum BBI
wird gegenwärtig erarbeitet. Konkretes Zahlenmaterial liegt
von der Geschäftsführung noch nicht vor. Nach Aussage der
Geschäftsführung der FBS sollte - das möchte ich in aller Of-
fenheit sagen - ein erster Entwurf des Businessplanes mit ei-
nem Finanzierungskonzept bis Ende März 2004 vorgelegt wer-
den. Das hat sich verzögert. Externe Plausibilitätsprüfungen
und eine umfassende Erörterung mit den Gesellschaftern der
FBS schließen sich nunmehr an. Sie dienen dem Ziel, den Bu-
sinessplan im September 2004 im Aufsichtsrat der FBS zu be-
handeln. Nach den Verhandlungen mit den finanzierenden
Banken soll der Start der Projektfinanzierung Anfang 2006 er-
folgen.

Mit den Vorstellungen zum Ausbau des Flughafens Berlin-
Schönefeld werden auch die Anforderungen an die verkehrli-
che Anbindung des Flughafens, sowohl Straße als auch Schie-
ne, beschrieben, womit ich beim dritten Punkt der Anfrage des
Landtages bin. 

Die Planung der Schienenanbindung musste nach Erstellung
der Planfeststellungsunterlagen noch einmal überarbeitet wer-
den. Im laufenden Verfahren stellte sich heraus, dass der Unter-
grund der östlichen Trasse zwischen Flughafenbahnhof und
Görlitzer Bahn stark erschütterungsempfindlich ist. Es wurden
Abschnitte gebildet und die Ostanbindung der Schiene vom
Planfeststellungsverfahren BBI getrennt. Am Gesamtkonzept
wird aber festgehalten. 

Eine Verzögerung des Planfeststellungsverfahrens BBI wird
nicht erwartet. Unsicherheiten durch die Verzögerung des Aus-
baus der Dresdner Bahn, der für die Schienenanbindung zwi-
schen Berlin und dem BBI notwendig wird, werden dadurch
ausgeglichen, dass die DB Netz eine alternative Wegeführung
für die Anhalter Bahn plant. Vorhabenträger für die Schienen-
anbindung sind die DB Netz AG und die DB Station und Ser-
vice AG.

Die bisherigen Kosten in Höhe von 496 Millionen Euro beru-
hen auf einer Schätzung von 1999 und sollen im Rahmen der
Entwurfsplanung aktualisiert werden. Wie Sie in den letzten
Stunden mitverfolgen konnten, befinden wir uns in einer akti-
ven und lösungsorientierten Verhandlung mit dem Bund zur Si-
cherstellung der Finanzierung. Die Verlautbarungen möchte
ich an dieser Stelle noch nicht kommentieren, weil es - das
werden Sie verstehen - dazu weiterhin entsprechender Klarstel-
lungen auf der Arbeitsebene bedarf. 

Schwerpunkte der Straßenanbindung des BBI bilden der Neu-
bau der A 113 zwischen Autobahnkreuz Schönefeld und Lan-
desgrenze mit der neuen Anschlussstelle Flughafen - dieser
soll bis Ende 2006 abgeschlossen sein - sowie der Ausbau der
B 96 und der B 96 a. Die Maßnahme B 96 von der Landesgren-
ze Berlin-Brandenburg bis zur Anschlussstelle Rangsdorf be-
findet sich im Bau. Das Ausbauvorhaben B 96 a befindet sich

im Planfeststellungsverfahren. Der Planfeststellungsbeschluss
wird im II. Quartal 2004 erwartet, sodass der geplante Termin
für den Baubeginn Anfang 2005 voraussichtlich eingehalten
werden kann. 

Die Finanzierung aller Straßenbaumaßnahmen erfolgt aus dem
Bundeshaushalt und dem EFRE-Programm „Verkehrsinfra-
struktur“ des Bundes mit Ausnahme der Anschlussstelle Flug-
hafen. Diese Finanzierung erfolgt durch den Flughafen selbst.
Die DB AG ist im Rahmen von Kreuzungsvereinbarungen
ebenfalls an der Finanzierung beteiligt. 

Ich möchte an dieser Stelle ergänzen, dass ausweislich des Be-
schlusses bzw. der Vereinbarung zwischen Berlin-Branden-
burg/BDLI und der Messe Berlin sichergestellt ist, dass der
Ausbau so Schritt um Schritt erfolgt, dass auch die ILA in den
nächsten Jahren in Verbindung damit durchgeführt werden
kann.

Viertens: Zur Maximierung der Beschäftigungseffekte sowie
zur Vorbereitung der Akquisition ansiedlungsinteressierter
Unternehmen ist Mitte 2001 die Flughafenumfeldentwick-
lungsgesellschaft Berlin-Brandenburg gegründet worden.
Hauptaufgabe der Gesellschaft ist es, gemeinsam mit den Um-
landgemeinden, Landkreisen und anderen Akteuren vor Ort ei-
ne geeignete Voraussetzung für die Flughafenumfeldentwick-
lung zu schaffen. Aufgrund des Scheiterns der Privatisierung
BBF und der eingeschränkten Liquidität des Unternehmens
wurde vom Aufsichtsrat und der Gesellschafterversammlung
im April 2003 beschlossen, den Geschäftsbetrieb zu reduzieren
sowie die gesellschaftlichen Strukturen mindestens bis Ende
2003 - das ist zwischenzeitlich bis 2004 verlängert worden - zu
erhalten.

Die Landesregierung geht davon aus und handelt in diesem
Sinne aktiv, dass mit dem Planfeststellungsbeschluss das Ge-
schäft der Gesellschaft neu aufgestellt werden muss, und ist da-
bei, private Gesellschafter für die Ausrichtung der Gesellschaft
auszuwählen und zu binden.

Fünftens, zu grundsätzlichen Überarbeitungsnotwendigkeiten
der Luftverkehrskonzeption: Die Landesregierung hat wieder-
holt zu diesen Themen Stellung genommen. Ich verweise auf
die Großen Anfragen 63 und 64, in denen die Kontinuität und
die Verlässlichkeit der Luftverkehrspolitik unterstrichen wur-
den. Wir sind in diesen Tagen im Besonderen damit konfron-
tiert, dass von verschiedenen Standorten Entwicklungsbedürf-
tigkeiten und Entwicklungserfordernisse definiert bzw. Erwar-
tungen an die Überarbeitung gerichtet werden.

Wir haben uns in einschlägigen Gutachten mit den Potenzialen
der Entwicklung der Flughafenstandorte befasst. Diese Gut-
achten, die zu sehr unterschiedlichen Einschätzungen gelan-
gen, was man an den Standorten tun und was sich entwickeln
kann, sind für uns aus dieser Sicht noch nicht Grund und Aus-
gangspunkt, diese Luftverkehrskonzeption nach dem jetzigen
Arbeitsstand zu überarbeiten. Wir sehen aber, dass das in der
nächsten Legislaturperiode bestimmt notwendig sein wird. Ich
bitte in diesem Sinne um eine weitere gemeinsame Arbeit für
einen sehr zukunftsträchtigen Bereich unseres Landes. - Dan-
ke.

(Beifall bei CDU und SPD)
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Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Minister Junghanns. - Nun erteile ich der
Fraktion der PDS das Wort. Frau Abgeordnete Tack, bitte.

Frau Tack (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Glückwunsch an
die Regierung, dass sie es geschafft hat, kurz vor Ende der Le-
gislaturperiode - nach fünf Jahren - einen einzigen Bericht zur
Luftverkehrspolitik hier vorzulegen. Immerhin! 

Es gab auch einen mündlichen Bericht des Ministerpräsidenten
im Mai vergangenen Jahres, als er hier sagte, dass er gerade ge-
meinsam mit Herrn Wowereit das Scheitern der Privatisierung
erklärt hat, und uns wissen ließ, alles andere und Nähere soll-
ten wir am nächsten Tag in der Zeitung nachlesen. Verglichen
damit ist es schon ein Fortschritt, dass wir einen Bericht zum
Nachlesen haben. 

Ich will an die wohlwollende Rede, die Herr Junghanns jetzt
gehalten hat, ohne auf Probleme und Konflikte im Wesent-
lichen einzugehen, erinnern. Sie sagen ja immer, es gehe um
das größte Infrastrukturprojekt in Deutschland. So nennen Sie
es. Ich denke, dazu gibt es einiges mehr zu sagen, als in dem
Bericht nachzulesen ist. 

Die PDS-Fraktion hatte gefordert, diesen Bericht in den Land-
tag einzubringen, damit wir diskutieren können. Das hatten Sie
abgelehnt - wenn Sie sich erinnern -, denn Sie wollten es nur in
den Ausschüssen haben. Die Regierung hat es dennoch ge-
macht. Deshalb finden wir es ganz okay, dass wir heute darü-
ber diskutieren können.

Ich kann im Wesentlichen auf meine Rede vom 12. Dezember
vergangenen Jahres verweisen, denn leider bringt Ihr Bericht
nicht viel mehr, als wir damals zu Ihrem Entschließungsantrag
diskutiert haben.

Die maßgeblichen Beschlüsse - auch das haben wir schon im
Dezember gesagt - wurden bereits in der Aufsichtsratssitzung
im Sommer 2003 gefasst. Wer wirklich  erfahren will, wie es
um die Flughafengesellschaft steht, möge in den Aufsichtsrats-
protokollen nachlesen oder auch in der Information, die das
Berliner Abgeordnetenhaus erhalten hat. Sie sind bezüglich der
wirklichen Situation der Flughafengesellschaft und der Luft-
verkehrspolitik in der Region Berlin-Brandenburg weitaus aus-
sagekräftiger. Denn woher, Herr Minister, sollten wir wissen -
Sie haben es gerade ausgeführt, aber im Bericht ist es so nicht
nachzulesen -, dass es die Holding nicht mehr gibt, denn diese
ist schließlich 1991 aufgrund eines Landtagsbeschlusses zu-
stande gekommen, oder dass die FBS eine Tochter hat, nämlich
die Berliner Flughafengesellschaft? Auch das darf man einmal
erwähnen, um zu zeigen, wie die Struktur jetzt aussieht.

Ich habe den Eindruck, meine Damen und Herren der Koali-
tionsfraktionen, dass Sie eher an dem Nichtwissen interessiert
sind und es Sie weniger aufregen kann, wenn man die Proble-
me nicht kennt. Aber ich will Sie erinnern und in Ihre Verant-
wortung nehmen: Es geht hier um eine Gesellschaft mit Lan-
desbeteiligung in Höhe von 37 %. Erfahrungen der vergange-
nen Jahre, wie welche Probleme und welche Risiken mit Lan-
desgesellschaften verbunden sind, haben wir reichlich gesam-
melt. In dieser Gesellschaft gab es ja schon genügend Proble-
me.

Zum ersten Punkt - Umstrukturierungen: Die Restrukturierung
der Holding war immer eine Forderung der PDS-Fraktion eben-
so wie die Verbesserung der wirtschaftlichen Situation durch
die völlige Entschuldung der Baufeld-Ost-Belastungen. Das
steht noch aus. Eine Teilentschuldung hat stattgefunden, aber es
ist notwendig, den Schritt zu Ende zu gehen. Der Minister ist
gerade darauf eingegangen, dass diese Gesellschaft in die Lage
versetzt werden soll, einen finanziellen Beitrag zur Realisierung
des Flughafenprojektes zu leisten. Wie das erfolgen soll, Herr
Minister, haben Sie uns in Ihrer Rede jedoch verschwiegen. Im
Bericht ist diesbezüglich auch nichts nachzulesen.

Was das Unternehmen betrifft, so müssen wir gar nicht lange
darum herumreden. Auch die Verschmelzung bzw. die neue
Struktur der Holding hat nichts daran geändert, dass diese Ge-
sellschaft jedes Jahr Probleme hat, sodass die öffentliche Hand
- so ist diese Gesellschaft angelegt - viele Millionen Euro hin-
einpumpen muss, damit sie von einem zum anderen Jahr ihre
Arbeit überhaupt leisten kann.

Sie haben - auch daran will ich Sie erinnern - für das Haus-
haltsjahr 2004 beschlossen, wieder 46 Millionen Euro Landes-
zuweisungen in die Gesellschaft zu geben, davon allein 36 Mil-
lionen als Gesellschaftermittel und 5 Millionen - nun schon
zehn oder gar zwölf Jahre lang - für die Schulden der Baufeld-
Ost-Belastung. 

In diesem Zusammenhang sei auch daran erinnert, dass die Ge-
sellschaft im vergangenen Jahr ebenso viel Geld gekostet hat.
Zusätzlich 41 Millionen Euro haben die Gesellschafter Berlin,
Brandenburg und der Bund aufbringen müssen, um sich aus
diesem Privatisierungsverfahren gütlich zu verabschieden.

Eines, so denken wir, ist mit der Umstrukturierung positiv ent-
schieden, nämlich dass gleichzeitig die Stärkung der Rechte
der Gesellschafterversammlung stattgefunden hat. Da haben
Sie offensichtlich aus den Untersuchungsausschüssen gelernt,
denn hier kann man wirklich Landesinteresse formulieren und
wahrnehmen.

Zur Finanzierung, Herr Minister, haben Sie gesprochen. Nichts
Genaues weiß man nicht. Im Bericht ist dazu nichts nachzule-
sen. Uns würde schon interessieren, welche Vorstellungen Sie
haben. Halten Sie an der Privatisierung fest? Wie werden die
Chancen für eine Teilprivatisierung bewertet? Welche finan-
ziellen Belastungen für die öffentliche Hand werden in Aus-
sicht gestellt? Wir wollen einfach die Vorstellungen der Regie-
rung erfahren. Ich denke, darauf haben wir ein Recht.

Über Verkehrsverbindungen zu reden habe ich jetzt keine Zeit
mehr. Dazu haben Sie sich, wohl auch in Abstimmung mit dem
Verkehrsminister, gerade ausführlich geäußert.

Auch zur Umfeldgesellschaft kann ich jetzt leider nichts mehr
sagen.

Zur Luftverkehrskonzeption . . .

Vizepräsident Habermann:

Auch nicht mehr, liebe Kollegin!

Frau Tack (PDS):

Abschließend, Herr Präsident, möchte ich daran erinnern, dass
wir auf Antrag der PDS-Fraktion hier mehrere Debatten ge-



führt haben und dass wir eine sofortige Überarbeitung der
Luftverkehrskonzeption gefordert haben, weil diese der realen
Luftverkehrspolitik im Lande nicht mehr entspricht. Die Luft-
verkehrskonzeption muss also überarbeitet werden, und zwar
nicht irgendwann, sondern jetzt. - Vielen Dank, Herr Präsident.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Tack, und erteile der Frak-
tion der SPD das Wort. Bitte, Herr Abgeordneter Dellmann.

Dellmann (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Uns
liegt der Bericht der Landesregierung vor. Man kann schon den
Eindruck haben, dass das, was uns die Landesregierung damit
vorgelegt hat, etwas dünn ist. Auch ich hätte mir also ge-
wünscht, dass wir umfassender informiert und dass auch die
tatsächlichen Probleme angesprochen worden wären. Deshalb
müssen wir überlegen, ob wir den einen oder anderen Punkt -
darauf werde ich im Folgenden noch eingehen - nicht noch ein-
mal intensiver mit der Landesregierung bzw. mit Ihnen, Herr
Junghanns, diskutieren.

Grundsätzlich können wir feststellen - das zeigen diese Tage -,
dass wir optimistisch sein dürfen. Es ist nicht nur die ILA, die
uns klare Horizonte aufzeigt dahin gehend, was Schwerpunkte
einer zukünftigen Entwicklung in Berlin und Brandenburg sein
können. Das ist die Luft- und Raumfahrtindustrie und ist vor
allem auch die sehr erfolgreiche Entwicklung bei der Finanzie-
rung der Schienenanbindung. In diesem Zusammenhang bin
ich sehr dankbar dafür, dass es gestern das Gespräch zwischen
dem Ministerpräsidenten und dem Bundeskanzler gab. Das
muss jetzt festgezurrt werden. Davon dürfen wir nicht ablas-
sen; denn die Finanzierung der Schienen- und Straßenanbin-
dung ist ausgesprochen wichtig.

Sehr gefreut habe ich mich auch darüber, dass es ein klares
Signal aus Berlin gab dahin gehend, dass es wirklich ernst da-
mit ist, dann, wenn der Planfeststellungsbeschluss da ist, Tem-
pelhof zu schließen. Das gehört zu dem Gesamtpaket der Maß-
nahmen in unserer Region.

Ich möchte jetzt noch, wie angekündigt, Punkte erwähnen, die
aus meiner Sicht offen sind. Dabei handelt es sich um das Fi-
nanzierungskonzept und um die Frage der Umfeldentwicklung.
Nach dem Terminhorizont soll das vorgestellt und auch im po-
litischen Raum diskutiert werden in der Sommerpause, also
dann, wenn der jetzige Landtag nicht mehr tagt. Der neue
Landtag wird seine Arbeit unmittelbar im Oktober aufnehmen.
Bekanntlich haben wir gefordert, ja sogar ein Stück weit ver-
einbart, dass das Parlament beteiligt wird. Was da zum Finan-
zierungskonzept auf den Weg gebracht werden soll, Herr Jung-
hanns, ist von so großer Bedeutung, dass eine Beteiligung des
Landtags bzw. eine Beteiligung der betreffenden Landtagsgre-
mien im Vorfeld schlichtweg notwendig ist.

Wenn in dem Bericht mit Datum von Anfang des vergangenen
Monats ausgeführt wird, dass die Geschäftsführung den Finan-
zierungsplan noch nicht vorgelegt hat, dann müssen wir for-
dern - das Land Brandenburg ist Mitgesellschafter, das Wirt-
schaftsministerium hat die Federführung -, dass hier stärker

Druck gemacht wird. Ausreichend Zeit ist vorhanden. Welche
Aufgaben dabei die öffentliche Hand übernimmt, was Private
machen werden, sind Fragen, die uns und natürlich auch die
Öffentlichkeit in hohem Maße interessieren.

Ich möchte eine zweite Frage ansprechen, die aus meiner Sicht
unzureichend beantwortet worden ist. Dabei handelt es sich um
die Umfeldentwicklung und um die Umfeldentwicklungsge-
sellschaft. Ich erinnere mich noch sehr genau an die Diskus-
sion vor zwei oder drei Jahren, in der wir das hier thematisiert
haben und in der aus dem parlamentarischen Raum heraus eine
sehr große Skepsis dahin gehend geäußert wurde, dass das Mo-
dell funktioniert. Es sind Mittel im Landeshaushalt eingestellt
worden und es ist genau das eingetreten, was Kollegen der
CDU, der SPD und der PDS vermutet haben, nämlich dass das
so nicht funktionieren wird. Jetzt wird wieder von ominösen
potenziellen privaten Gesellschaftern gesprochen. Wir wissen
aber nichts Konkretes. Die Gesellschaft liegt sozusagen auf
Eis. Ich meine, hier ist wirklich Zeit verschlafen worden. Man
hätte hier mehr tun können, wenn man es konzeptionell anders
angegangen hätte. In Bezug auf die Umfeldentwicklung be-
haupte ich - im Gegensatz zu Frau Tack -, ist ein stärkeres öf-
fentliches Engagement im Vorfeld erforderlich.

Zum Schluss noch eine Bemerkung zur Luftverkehrskonzep-
tion. Wir haben uns mit den Untersuchungen auch im Ver-
kehrsausschuss ausführlich beschäftigt. Ich teile die Auffas-
sung, dass es, auch angesichts entsprechender Überlegungen
aus dem Cottbusser Raum, aus dem Raum im Nordosten Ber-
lins, notwendig ist, die Luftverkehrskonzeption im Jahre 2005
zu überarbeiten. Ich möchte die Landesregierung deshalb da-
rum bitten und sie auffordern, daran wirklich zügig zu arbeiten.
Minister Szymanski hat ja auch bereits ein klares Signal dahin
gehend gegeben, dass dem Landtag im Jahre 2005 ein neues
Luftverkehrskonzept vorgelegt wird. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Herr Abgeordneter Dellmann, und ich erteile
der Fraktion der DVU das Wort. Bitte, Frau Abgeordnete Hes-
selbarth.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Seit Jahren ist es
jedes Mal dasselbe: Kommen wir in diesem Hause auf die
Luftverkehrspolitik in Brandenburg und auf die Errichtung des
Großflughafens BBI am Standort Schönefeld zu sprechen, geht
es ganz wie in dem Kinderlied: „Lieber Leierkastenmann, fang
noch mal von vorne an!“, PDS-Fraktion dagegen, Landesregie-
rung bewegt nichts, DVU-Fraktion drängt auf konkrete Schritte
zur Verwirklichung.

Ich fasse das noch einmal zusammen:

1991 wurde die BBF gegründet und von diesem Zeitpunkt an
planten die brandenburgischen Landesregierungen die Errich-
tung eines Großflughafens, und zwar seit dem Konsensbe-
schluss vom Mai 1996 am Standort Schönefeld.

(Unruhe im Saal - Glocke des Präsidenten)
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Seit August 1999 - da hob das OLG Brandenburg das erste Ver-
gabeverfahren auf - war zweifelhaft, ob sich das Projekt in pri-
vater Regie verwirklichen lässt. Spätestens von da an bestand
konkret die Möglichkeit eines Scheiterns jeglicher Privatisie-
rungsversuche und man musste davon ausgehen, dass die Er-
richtung des Flughafens nur in Regie der öffentlichen Hand er-
folgen kann.

Seit Mai 2003 - das ist auch schon wieder ein Jahr her - ist dies
nunmehr amtlich. Da scheiterten bekanntlich die letzten Priva-
tisierungsverhandlungen mit dem IVG/Hochtief-Konsortium.

Seit August 1999, also länger, als dieses Parlament hier in sei-
ner gegenwärtigen Zusammensetzung sozusagen das Licht der
Welt erblickte, weiß diese SPD/CDU-Landesregierung, dass
die Privatisierung konkret zu scheitern droht und dass dann nur
eine Errichtung durch die öffentliche Hand in Betracht kommt.

Insgesamt besteht das Problem nun also sichtbar seit fast fünf
Jahren, was der Zeit eines Master-Studiengangs entspricht. Ge-
nauer: Hätten Sie damals, also im August 1999, an der Uni
Potsdam einen Studiengang „Flughafenbau und Umfeldent-
wicklung in Schönefeld“ eingerichtet, wären die Studenten da-
mit jetzt, nach acht Semestern, fertig und hätten ihre Diplom-
arbeit abgeliefert.

Was hat uns die Landesregierung hier abgeliefert? - Schlappe
sechs Seiten.

Sie werden nicht im Ernst behaupten wollen, dass dieses Papier
in puncto Gründlichkeit und Sorgfalt den Anforderungen einer
Diplomarbeit auch nur im Ansatz entspricht. Das ist für fünf
Jahre Studienzeit ein Armutszeugnis und angesichts der Be-
deutung des Flughafens BBI für den Wirtschaftsstandort und
seine Entwicklung eine Katastrophe. Darin wimmelt es von alt-
bekannten Gemeinplätzen. Ein Beispiel: Der Luftverkehr und
die damit verbundenen wirtschaftlichen Entwicklungen im
Umfeld der Flughäfen bleiben trotz ihrer aktuellen Probleme
Motor der Entwicklung der Region. - Diese Erkenntnis ist ein
alter Hut. Das hätte ich Ihnen schon im Jahre 1992 sagen kön-
nen, als die Vorgängerin dieser Landesregierung erste Klimm-
züge in Richtung Flughafen BBI unternahm.

Wovon ist sonst die Rede? - Etwa vom Umbau der Flughafen-
gesellschaften, von Vorstellungen zum Ausbau des Flughafens,
von Kostenschätzungen für die Schienenanbindungen von
1999 und dergleichen mehr. Das Finanzierungskonzept bis En-
de März - Herr Junghanns, auch Sie haben das angesprochen -,
wo ist es denn, meine Damen und Herren auf der Regierungs-
bank? Mittlerweile ist Mai 2004. - Ach so, es hat sich verzö-
gert.

Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang dann noch folgende
Aussage am Ende des Papiers:

Die Landesregierung geht davon aus, dass in der nächsten Le-
gislaturperiode eine Fortschreibung des Luftverkehrskonzepts
notwendig sein kann. Nach bisherigen Vorstellungen sollte im
Verlauf des Jahres 2005 mit den Arbeiten zur Fortschreibung
begonnen werden.

Was soll das konkret heißen? Ist das etwa schon ein Menetekel
künftiger rot-roter Regierungsfantasien, womöglich mit einer
Verkehrsministerin Tack? Dann aber benötigen wir in der Tat

ein neues Flughafenkonzept, aber nicht mehr für den Flughafen
BBI, sondern für einen Flughafen „Wolkenkuckucksheim“. -
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke der Abgeordneten Hesselbarth und gebe der Fraktion
der CDU das Wort. Herr Abgeordneter Senftleben, bitte.

Senftleben (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
werde nicht müde, die Bedeutung des Flughafens Berlin-Schö-
nefeld für unsere Region als ein sehr wichtiges, vielleicht sogar
das wichtigste Projekt der Infrastruktur im Land Brandenburg
hervorzuheben. Heute debattiert das Abgeordnetenhaus von
Berlin fast zeitgleich mit uns über diesen - ich betone: noch -
namenlosen Flughafen. 

(Frau Tack [PDS]: Nein, es gibt einen Namensvorschlag!)

- Noch ist er namenlos, Frau Tack. Dabei geht es um die Frage,
ob der Flughafen Tempelhof wie geplant im Herbst dieses Jah-
res geschlossen wird. Ich appelliere von dieser Stelle aus - ich
denke, gemeinsam mit den Kollegen der Koalition - an die Kol-
leginnen und Kollegen des Berliner Abgeordnetenhauses, sich
auch in der heutigen Abstimmung zum Konsensbeschluss von
1996 zu bekennen. Das heißt, ein eindeutiges Bekenntnis zur
Schließung von Tempelhof an dieser Stelle zu bekräftigen.

Kommen wir zum Bericht der Landesregierung, der uns seit
wenigen Wochen vorliegt. Er macht drei Punkte deutlich. Er-
stens: Das Finanzierungskonzept liegt nicht vor. Zweitens: Der
Zeitplan steht nicht fest. Drittens: Die Fragen der Verkehrsan-
bindung sind ungeklärt.

Genau in dieser Situation hat Herr Platzeck vor einigen Tagen
eine aus meiner Sicht unsinnige Diskussion über einen Namen
für den Flughafen angestoßen. „Willy Brandt“ soll der zukünf-
tige Flughafen nach seiner Auffassung heißen. Für die CDU-
Fraktion möchte ich feststellen, dass wir an einer Lösung der
derzeitigen Probleme, die auch im Bericht vorgelegt wurden,
interessiert sind und uns nicht an der Namensdebatte beteiligen
werden.

(Frau Tack [PDS]: Vor allem hat Willy Brandt das nicht
verdient!)

Ich möchte - Frau Tack, hören Sie zu! - für mich feststellen:
Notfalls kommt auch der Name „Gerhard Schröder“ infrage,
aber nur dann, wenn der Bund seine Verantwortung wahrnimmt,
die offenen Fragen der Verkehrsfinanzierung endlich klärt und -
wie zugesagt - auch die Gesamtkosten übernimmt und nicht nur
einen Teil, wie es gestern angekündigt worden ist.

(Fritsch [SPD]: Wenn er a. D. ist!)

- Wenn er a. D. ist? - Das mag sein, Herr Fritsch, aber es ist
noch etwas Zeit bis dahin. 

Zum Thema! Eigentlich wollte ich in meiner Rede auch einige
andere Schwerpunkte herausstellen, aber nach meiner Lektüre



gestern Abend im Internet muss ich einige  Schwerpunkte heu-
te anders setzen.

Herr Platzeck hat erklärt, dass er sich gemeinsam mit dem
Bundeskanzler und den Ländern Berlin und Brandenburg über
die Finanzierung der Verkehrsanbindung für den Großflugha-
fen Berlin-Brandenburg geeinigt hat. Entsprechend dieser Ver-
einbarung wird der Bund mehr als sage und schreibe 200 Milli-
onen Euro der Kosten übernehmen und die Länder Berlin und
Brandenburg jeweils 80 Millionen Euro. Ich betone: 80 Milli-
onen Euro. Dabei ist festzustellen: Der im Bericht enthaltene
Sachverhalt ist falsch oder die von Herrn Platzeck gefeierte
Vereinbarung ist mit weitreichenden finanziellen Zusagen und
Zugeständnissen des Landes über den Bund verbunden. 

Ich möchte deshalb an der Stelle aus dem Bericht zitieren: 

„Die Finanzierung aller Maßnahmen erfolgt aus dem
Bundeshaushalt und dem EFRE-Programm des Bundes,
mit Ausnahme der Anschlussstelle Flughafen. Diese Fi-
nanzierung erfolgt durch den Flughafen.“ 

Da sich Herr Dellmann gerade ans Mikrofon begeben hat, sage
ich: Wie Sie das als Erfolg feiern bzw. verbuchen können, ob-
wohl vorher klar gesagt worden ist, dass der Bund 100 % der
Kosten übernimmt, und es nun heißt, dass wir als Land 80 Mil-
lionen Euro beisteuern sollen, ist für mich eine sehr fragwürdi-
ge Einschätzung.

Vizepräsident Habermann:

Kollege Dellmann wird vielleicht diesbezüglich fragen wollen.
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Senftleben (CDU):

Natürlich.

Dellmann (SPD):

Lieber Kollege Senftleben, ich habe zwei Fragen. 

Erstens: Woher nehmen Sie die Aussage, dass die brandenbur-
gische Landesregierung erklärt hat, dass sie sich überhaupt
nicht an den infrastrukturellen Kosten beteiligt?

Zweitens: Woher nehmen Sie die eben zitierte Aussage zur Ver-
teilung der Kosten? Ich habe andere Informationen vom Ver-
kehrsministerium.

Senftleben (CDU):

Herr Dellmann, zu Ihrer ersten Frage habe ich gerade aus dem
Bericht zitiert. Das können Sie auf Seite 5, 2. Absatz nachlesen. 

Die zweite Aussage stammt aus den Nachrichten; ich habe mir
diese Textstelle sogar markiert: Der Bund übernehme weit
mehr als 200 Millionen Euro der Kosten, die beiden Länder je-
weils 80 Millionen Euro, teilte Platzeck mit. - Ich habe bis jetzt
keine andere Verlautbarung der Regierung dazu vernommen.
Deswegen muss ich das, was ich als wissbegieriger Abgeordne-
ter herausgesucht habe, an der Stelle verwenden. 

(Dellmann [SPD]: Fragen Sie noch einmal bei Herrn
Platzeck nach!)

Meine Damen und Herren, die Bundesstraßen, die zur Anbin-
dung des Flughafens notwendig sind, sollten eigentlich vom
Bund finanziert werden. Deswegen ist es für mich unverständ-
lich, dass sich das Land Brandenburg jetzt an dieser Stelle be-
teiligen soll. 80 Millionen Euro - das wissen die Verkehrsex-
perten, die hier im Raum sitzen, und auch Herr Meyer als ehe-
maliger Verkehrsminister genau - sind ungefähr das, was wir in
drei Jahren für den gesamten Landesstraßenbedarfsplan ausge-
ben können. Es stellt sich also die Frage: Kommt dieses Zuge-
ständnis aus einem Extratopf, der jetzt aufgemacht wird, oder
bedeutet dies, dass wir drei Jahre lang im Land Brandenburg
keine andere Landesstraße werden ausbauen oder sanieren
können? Darauf erwarten wir als Fraktion der CDU eine klare
Antwort.

Die CDU fordert, dass der Bund seinen finanziellen Verpflich-
tungen für den Bundesstraßenbau nachkommt und selbst ver-
schuldete Einnahmeeinbrüche, die wohl wegen des Mautdesas-
ters als Argument herangezogen werden, nicht auf Branden-
burg, nicht auf Berlin, nicht auf die Länder abwälzt. Zudem
kann man bei den gegenwärtig diskutierten Summen für die
Verkehrsanbindungen noch lange nicht von einer ausreichen-
den Sicherstellung der Gesamtfinanzierung sprechen. 

Kommen wir zum Zeitplan - auch eine entscheidende Frage.
Im Bericht heißt es dazu:

„Im Hinblick auf die Unabhängigkeit des Berichts, die
Komplexität der Materie und die zu erwartenden Klagen
hält es die Landesregierung für nicht sachgerecht, hier
Prognosen abzugeben, die auch als Einflussnahme inter-
pretiert werden könnten.“

Wir haben diese Aussage vor ca. vier Wochen im Bericht
schriftlich vorgelegt bekommen. In demselben Bericht von ge-
stern Abend, den ich für das Zitat bezüglich der Infrastrukturfi-
nanzierung herangezogen habe, wird dann ein Zeithorizont bis
2010 genannt. 

Jetzt stelle ich eine Frage zu einem Sachverhalt, der sich mir
nicht erschließt: Kann man dies uns Parlamentariern, die
daran ein Interesse haben, nicht vier Wochen vorher schrift-
lich mitteilen? Müssen wir es wieder aus den Zeitungen er-
fahren, nachdem der Kanzler den Touristen zugejubelt hat?
Das ist aus meiner Sicht keine Grundlage für einen zukunfts-
weisenden Bericht in einer solch wichtigen Infrastrukturfra-
ge. 

Wir als Fraktion der CDU - das sage ich abschließend - stim-
men dem Zeitplan natürlich zu. Wir stimmen auch dem Projekt
allgemein und insgesamt zu. Wir wollen es gemeinsam zum
Erfolg bringen, gemeinsam im Rahmen der großen Koalition,
vielleicht auch nach den Landtagswahlen. Deshalb hoffen wir,
dass wir neben dem Bericht weitere Detailinformationen aufar-
beiten können, damit dieses Projekt letztendlich auch realisiert
werden kann. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Senftleben und frage die Landes-
regierung, ob sie ihre restliche Redezeit noch in Anspruch neh-
men will. - Bitte sehr, Herr Minister Junghanns.
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Minister Junghanns:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau
Tack, Sie wissen es besser, Sie wissen, dass die Zuschüsse, die
wir gegenwärtig in die Finanzierung der Gesellschaft stecken,
Vorbereitung für Flughafeninvestitionen sind. Das sind völlig
transparente Prozesse. Auf dem Weg der Entschuldung des
Baufeldes Ost gehen wir Schritt für Schritt voran. Das ist auch
hauswirtschaftlich nur vernünftig. 

Zweitens: Ich habe eine ganze Menge Verständnis dafür, dass
man sagt: Legt uns dieses Finanzierungskonzept vor.

(Frau Tack [PDS]: Eigentlich sind es Darlehen!)

Ich werde es aber aushalten wollen und müssen, dass dieses
Haus erst in der Phase mit der Finanzierung befasst wird, wenn
aus der Gesellschaft heraus und in Abstimmung mit allen Ge-
sellschaftern sichergestellt ist, dass es ein schlüssiges Konzept
ist. Vorher werde ich das nicht tun; denn das hielte ich für unse-
riös.

(Frau Tack [PDS]: In der Zeitung stand es!)

An den Spekulationen, die man in diesen Tagen in den Medien
hört und mitmachen darf bzw. muss, wird das auch nichts än-
dern.

(Zuruf der Abgeordneten Tack [PDS])

- Ich schätze Ihre Ungeduld. Diese Ungeduld treibt mich an,
Ihnen so schnell als möglich ein solches Konzept vorzulegen.

Der Zeitplan, den ich jetzt genannt habe, sagt nichts anderes
aus, als dass wir, natürlich mit dem Vorbehalt der damit zu be-
fassenden Gremien - auch des Landtags im Rahmen der Haus-
haltsberatungen -, im Herbst eine solche Beratung durchzufüh-
ren haben.

Sie haben ein Recht auf ein qualifiziertes Konzept, und das
muss in einer neu geschaffenen, neu strukturierten Gesellschaft
auch mit der notwendigen Sachlichkeit vorbereitet werden.

Was die Umfeldentwicklung angeht, darf ich hier noch einmal
mit aller Klarheit sagen: Wir gehen in ein PPP-Projekt hinein,
und es ist nicht so, dass das, was Sie nicht wahrnehmen kön-
nen, Tatsache ist. Tatsache ist, dass wir eine sehr intensive Ar-
beit mit den Umfeldgemeinden leisten, dass wir mit den Bür-
germeistern sprechen, die sich in der Auseinandersetzung mit
der Flughafengesellschaft befinden. Ich sehe gerade in der
Umfeldentwicklungsgesellschaft - unter stärkerer Einbezie-
hung der Kommunen, und das ist die wichtige Ebene - die
Möglichkeit, den Dialog, der sich jetzt mit dem Planfeststel-
lungsverfahren sehr straff entwickeln wird, auch konstruktiv zu
führen. Das ist also nicht nur eine Frage dessen, Umfeldent-
wicklung kommerziell zu betreiben, sondern ich meine, dass
man auf dieser Dialogebene auch den Ausgleich zwischen
Flughafenausbau und Umfeldentwicklung gestalten kann.

Schließlich noch ein Hinweis zur Zeitplanung. Die Art und
Weise, meine sehr verehrten Damen und Herren, wie Sie hier
kritisieren, halte ich für entstellend. Wir sagen auch im Bericht
noch einmal eindeutig, dass die Zeitplanung in Bezug auf den
Ablauf der juristischen Auseinandersetzung zum Planfeststel-

lungsverfahren eine Größe ist, die wir nur schwer einschätzen
können. Wir wissen, dass es eine tief gestaffelte Gegenposition
zum Planfeststellungsbeschluss gibt, und wir können nicht vor-
aussagen, wie  es denn ablaufen wird. Wir sagen aber, dass die
Handhabung des Planfeststellungsbeschlusses und die Ent-
wicklung der Auseinandersetzung uns eine Indikation dafür ge-
ben werden, in welcher Weise dieses Projekt vorangetrieben
werden kann.

Deshalb gehen wir davon aus, dass es teilweise parallel zur
Auseinandersetzung mit dem Planfeststellungsbeschluss zu der
alten Bauzeit von 60 Monaten, beginnend im Jahr 2005, kom-
men kann, sodass der öffentlich diskutierte, übrigens allen be-
kannte Zeitplan - Ausstattung bzw. ready for take-off in dieser
Anlage 2010 - auch erreicht werden kann.

Das ist nichts Neues, aber wir als Regierung sehen unsere be-
sondere Verantwortung darin, die finanziellen Grundlagen jetzt
zu strukturieren. Dazu brauchen wir Zeit. Das geben wir in al-
ler Offenheit zu, auch im Kontext dessen, was jetzt mit dem
Bund beraten werden muss.

Ich möchte noch einmal zur Richtigstellung dessen, was an fi-
nanziellen Vereinbarungen getroffen worden ist, hier sagen:
Der Bund hat sich nach dem gegenwärtigen Stand der Verhand-
lungen aufgeschlossen gezeigt bzw. bereit erklärt, unter der
Überschrift: 496 Millionen Euro Schienenanbindung, Durch-
bindung des Flughafens 310 Millionen Euro in die Finanzie-
rung einzubringen zuzüglich rund 133 Millionen Euro EFRE-
Mittel, die über den Bundeshaushalt laufen. Wir als beteiligte
Länder werden jeweils 30 Millionen Euro - das heißt für jeden
nicht nur 15, sondern 30 Millionen Euro - beizusteuern haben,
um dieses Projekt voranzubringen.

Ich verstehe, dass es in den letzten Tagen ein bisschen hin- und
hergeht,  aber das ist die Grundlage, auf der wir jetzt weiter ar-
beiten. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Danke, Herr Minister Junghanns. - Ich beende die Aussprache
zu diesem Tagesordnungspunkt und stelle fest, dass Sie den
Bericht der Landesregierung in Drucksache 3/7346 zur Kennt-
nis genommen haben.

(Unruhe bei der PDS)

Ich schließe Tagesordnungspunkt 9 und rufe Tagesordnungs-
punkt 10 auf:

Bericht des Ministers des Innern über den Vollzug von
Maßnahmen aufgrund § 33 Abs. 3 des Brandenburgi-
schen Polizeigesetzes (BbgPolG)

Bericht 
der Landesregierung

Drucksache 3/7388

Ich kann Ihnen mitteilen, dass hier zwischen den Fraktionen
vereinbart wurde, keine Debatte zu führen, sodass ich sofort zu
der Feststellung kommen kann, dass Sie den Bericht der Lan-
desregierung zur Kenntnis genommen haben. 



Ich schließe Tagesordnungspunkt 10 und rufe Tagesordnungs-
punkt 11 auf:

Landtag für Potsdam als Kulturhauptstadt Europas
2010

Antrag 
des Hauptausschusses

Drucksache 3/7494 
(Neudruck)

Es wurde zwar hierzu vereinbart, keine Debatte zu führen, aber
zur Begründung des Antrages erhält der Präsident des Landta-
ges das Wort. Herr Dr. Knoblich, bitte schön.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Eine Situa-
tion wie heute hatten wir eigentlich noch nicht; insofern ist sie
ungewöhnlich. Aber ich habe sie heute früh dargestellt.

Die Ursache dafür ist die Einhelligkeit im Verantwortungsbe-
wusstsein der Fraktionen in der Sache dieses Antrags. Eigent-
lich sollte ja nicht debattiert werden. Trotzdem war wohl ein
hörbares Signal gewollt.

Für mich ist es eine Ehre, signalisieren zu  können, dass der
Landtag ohne Wenn und Aber hinter der Bewerbung Potsdams
um den von der Europäischen Kommission ausgelobten Titel
„Kulturhauptstadt Europas 2010“ steht.

Vor dem Hintergrund der Historie unserer Landeshauptstadt er-
übrigte sich eigentlich eine weitere Begründung der Bewer-
bung. Trotzdem ein paar Anmerkungen.

Potsdam spiegelt in einzigartiger Weise Europa wider, wenn es
um seine Historie geht. Das beginnt mit dem Toleranzedikt. Ich
denke da an Sanssouci, die Französische Kirche, an das, was
der Alte Fritz um sich geschart hat, etwa Voltaire, an die lenné-
sche Garten- und Parklandschaft, an das Holländerviertel, an
das Weberviertel in Babelsberg, an Alexandrowka, an viele
Einflüsse etwa italienischer, aber auch anderer Architektur.

Aber Potsdam ist eben nicht allein Historie. Es präsentiert
sich nicht als Museum, sondern es lebt. Wenn Sie den Stadt-
umbau sehen, stellen Sie fest, er ist in vollem Gange. Die
Schiffbauergasse vermittelt eine gelungene Verknüpfung von
Kultur und Wirtschaft. Ich verweise da auf den Theaterstand-
ort, aber auch an das VW-Design-Center. Wenn Sie zum Neu-
en Markt kommen, begegnet Ihnen dort das Zentrum für Eu-
ropäische Aufklärung, das Deutsche Kulturforum „Östliches
Europa“, das Einsteinforum, das Museum für Brandenbur-
gisch-Preußische Geschichte.

Wenn ich zur Mitte Potsdams gehe und deren Neugestaltung
sehe, dann - finde ich - hat dort auch noch ein funktionsfähiger
Parlamentssitz Platz. Er wäre nicht nur eine architektonische
Herausforderung, sondern eine zusätzliche Attraktion für alle
Brandenburger und ihre Hauptstadt.

Potsdam ist lebendige Kultur- und Wissenschaftslandschaft.
Theater, Kabarett, Konzertsaal, Aktivitäten der freien Szene,
die Wiege des europäischen Films belegen das.

Wir haben drei Hochschulen,  über 20 000 Studierende in der
Stadt; über 4 000 Wissenschaftler forschen und lehren hier.
Rund 50 Forschungsinstitute gibt es in dieser Stadt - eine Wis-
senschaftsdichte, die in Deutschland ihresgleichen sucht.

Alle Bewerbungsgründe aufzuzählen scheint mir unmöglich,
aber einen möchte ich gern noch nennen: Bürgerinnen und
Bürger Potsdams unterstützen die Bewerbung mit einem För-
derverein und diese Bürgerschaft hat die Schirmherrschaft
über diese Veranstaltung übernommen!

Der Antrag des Hauptausschusses des Landtages sollte das Sig-
nal für alle Brandenburger sein, ihre Landeshauptstadt bei die-
sem chancenreichen und ehrgeizigen Vorhaben zu unterstützen.
Der Glanz, der bei einem Sieg auf Potsdam fiele, strahlte  für
ganz Brandenburg, für das gesamte Land.

Eines ist sicher: Potsdam ist uns lieb und teuer. Nicht erst seit
der Präsidiumsreise nach Graz und der Darstellung dieser Stadt
als „Kulturhauptstadt Europas 2003“ ist klar, dass nach der -
hoffentlich erfolgreichen - Bewerbung Geld in die Hand ge-
nommen werden muss; denn zum Nulltarif ist dieser Titel nicht
zu haben.

Ich bitte bei der Abstimmung um ein deutliches Signal der
Unterstützung durch den Landtag. - Danke sehr.

(Beifall bei SPD und CDU sowie vereinzelt bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Präsidenten für die Begründung dieses Antrags.
Wie ich vorhin sagte, ist keine Debatte vorgesehen, sodass ich
sofort zur Abstimmung über den Antrag Drucksache 3/7394
(Neudruck) des Hauptausschusses kommen kann.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung gibt, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit hat der Landtag Brandenburg einstimmig diesem Antrag
seine Zustimmung erteilt.

(Allgemeiner Beifall)

Ich schließe Tagesordnungspunkt 11 und rufe Tagesordnungs-
punkt 12 auf:

Bundesratsinitiative zur Volkswahl des Bundespräsi-
denten

Antrag
der Fraktion der DVU

Drucksache 3/7470

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Beitrag der einreichenden Fraktion. Frau Hesselbarth, Sie
haben das Wort.

Ehe Frau Hesselbarth am Rednerpult ist, möchte ich junge
Gäste im Landtag begrüßen, und zwar Schüler des Gymnasi-
ums Senftenberg. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)
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Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.“

So steht es in Artikel 20 Abs. 2 des Grundgesetzes. Und weiter: 

„Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und
durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollzie-
henden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.“ 

Von Parteiengerangel, Lobbyismus, Interpatronage, Personal-
gezänk oder dem unwürdigen Geschiebe und Gezerre um den
Kandidaten für die nächste Wahl des Bundespräsidenten, wel-
che leider wiederum nur indirekt, also nicht durch das Volk er-
folgt, steht im Grundgesetz nichts. 

Man braucht sich also, meine Damen und Herren, angesichts
solch unwürdiger Vorgänge über die derzeit herrschende Poli-
tik- und sogar Demokratieverdrossenheit weiter Teile des deut-
schen Volkes und insbesondere hier in Brandenburg nicht zu
wundern. Nicht die so genannten bösen Rechten oder sonst wer
sind es, die unsere verfassungsmäßige Ordnung beschädigen,
sondern das politisch-gesellschaftliche Establishment,

(Beifall bei der DVU)

ja genau die, die die Grundwerte unseres Grundgesetzes fast
täglich buchstäblich mit Füßen treten. Ein Zitat:

„Die Demokratie beruht auf dem Recht jedes Einzelnen,
sich an der Führung der öffentlichen Angelegenheiten zu
beteiligen.“

Dies erklärte Dr. Heptulla, Mitglied des Indischen Oberhauses
und Präsident des Interparlamentarischen Rates, anlässlich des
50. Geburtstages unseres Grundgesetzes am 23. Mai 1999.
Doch dieses Prinzip wird leider seit Jahr und Tag durch die po-
litische Wirklichkeit in unserem Lande konterkariert. 

Sozial verantwortbare Demokratie der größtmöglichen politi-
schen Freiheit für alle kann nach allen bisherigen theoretischen
und praktischen Erkenntnissen nur in Form und auf der Basis
einer Parteiendemokratie bestehen. Darin sind wir uns ja durch-
aus mit Ihnen einig. Gefordert ist somit eine repräsentativ-par-
lamentarische Grundstruktur, die jedoch durch plebiszitäre Ele-
mente wie Volksbegehren, Volksentscheide sowie Volkswahl
des Bundespräsidenten grundsätzlich erweitert werden muss. 

Die repräsentative Demokratie als unabdingbare, aber zugleich
auch unzureichende Form der Realisierung demokratischer
Prinzipien erweist sich insbesondere dort als unzureichend, wo
in Schicksalsfragen eines Volkes keine direkte demokratische
Mitwirkungsmöglichkeit gegeben ist. Direkte demokratische
Mitwirkungsmöglichkeiten oder direkte Demokratie in
Deutschland, wozu auch die Wahl des Bundespräsidenten
durch das Volk gehört, müssen komplementär zur repräsentati-
ven Verfassung hinzutreten, um der zunehmenden Politikver-
drossenheit weiter Teile unserer Bevölkerung entgegenzutre-
ten. Insbesondere darf das Amt des Bundespräsidenten nicht,
wie kürzlich das Gerangel um den Bundespräsidentschaftskan-
didaten bewies, zum Spielball der Parteien werden. Stattdessen
sollte der Bundespräsident fernab jeder Parteipolitik ein Volks-

präsident und höchster Repräsentant unseres Staates sein, wel-
cher seine Befugnisse auf eine breiteste Mehrheit der Bürgerin-
nen und Bürger unseres Staates stützt.

Aus diesen Gründen fordern wir als DVU-Fraktion in Überein-
stimmung mit führenden Verfassungsrechtlern, Politikern der
Bundestagsparteien sowie der überwiegenden Mehrheit unse-
rer Bürgerinnen und Bürger eine Grundgesetzänderung zur
Einführung der Volkswahl des Bundespräsidenten. - Zunächst
bedanke ich mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhalten die Koalitionsfraktionen. Für sie spricht der
Abgeordnete Homeyer.

Homeyer (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
Frage einer etwaigen Änderung des Artikels 54 Grundgesetz
mit dem Ziel, den Bundespräsidenten künftig unmittelbar vom
Volk wählen zu lassen, ist so bedeutsam und vielschichtig, dass
wir eine grundlegende und ausführliche Debatte darüber füh-
ren müssten, um diesem diffizilen verfassungsrechtlichen The-
ma gerecht zu werden. Der vorliegende DVU-Antrag ist dafür
jedenfalls nicht geeignet. Es kann im Augenblick nur um eines
gehen, nämlich, der DVU klarzumachen: So nicht! 

Dieser Antrag, meine Damen und Herren, ist mit der heißen
Nadel genäht, unqualifiziert, unvollständig, nur auf populisti-
sche Effekthascherei gerichtet. Ich will das kurz begründen.
Die Debatte um die Wahl des Bundespräsidenten wird seit dem
vergangenen Jahr wieder außerordentlich kontrovers geführt.
Die Hintergründe dafür sind allen klar. 

Dafür, dass die Auffassungen weit auseinander gehen, sollen
hier nur zwei Beispiele genannt werden. Altbundespräsident
Roman Herzog ist strikt gegen eine Direktwahl und sprach so-
gar drastisch von - ich zitiere - „Blödsinn wie das Ungeheuer
von Lochness“. Der amtierende Bundespräsident Johannes Rau
befürwortet eine Direktwahl, plädiert aber für eine siebenjähri-
ge Amtszeit ohne die Möglichkeit der Wiederwahl. 

Weitestgehend einig sind sich alle hinsichtlich der Forderung,
nicht nur über den Wahlakt zu diskutieren, sondern auch die
Kompetenzen und Aufgaben des Bundespräsidenten in die
Überlegungen einzubeziehen. Dies ist vor dem historischen
Hintergrund unserer Verfassung ein außerordentlich komplexes
Thema. Der Blick auf die Historie kommt der DVU in ihrer
kurzsichtigen Betrachtungsweise völlig abhanden. 

Im Übrigen, meine Damen und Herren von der DVU, sind Ihnen
beim Verfassen des Antrags peinliche Fehler unterlaufen. Anstatt
von einem „Wahlbewerber“ zu sprechen, wird ein „Wahlwerber“
erwähnt. Schlimmer noch: Der neue Absatz 3 des Artikels 54
schafft größtmögliche juristische Unklarheit im Hinblick auf den
zweiten Wahlgang. Der Gipfel der Zumutung allerdings ist je-
doch folgender: Ein Blick ins Internet genügte, um festzustellen,
dass zum Teil wörtliche Formulierungen des rechtsextremen Po-
pulisten Rolf-Josef Eibicht übernommen wurden.



Mein Fazit und meine Empfehlung an das Parlament: Ableh-
nung des Antrags. - Ich danke Ihnen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei CDU und SPD sowie des Abgeordneten
Domres [PDS])

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort erhält die PDS-Fraktion. Für sie spricht der Abgeord-
nete Vietze.

Vietze (PDS):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Alle Macht geht
vom Volke aus.“ - „Mehr Demokratie wagen.“ - Es ist schon
so: Wenn es künftighin um die Inkraftsetzung einer europäi-
schen Verfassung geht, nicht nur um die Inkraftsetzung der
Brandenburger Verfassung - da durfte das Volk die Entschei-
dung treffen - lohnt es sich, über mehr Mitwirkungsmöglich-
keiten des Volkes in dieser Demokratie nicht nur zu reden, son-
dern auch Entscheidungen herbeizuführen.

Ich weiß - und ich nehme an, auch die Kollegen der DVU wis-
sen es -, dass dieser ganze Themenkomplex Gegenstand der
Beratungen der Föderalismuskommission ist, die gegenwärtig
mit Länderparlamentariern und Bundesparlamentariern zusam-
men tagt, um eine Entscheidung vorzubereiten, möglicher-
weise auch für die künftige Wahl von Bundespräsidenten in der
Bundesrepublik Deutschland. Denn das hat ja etwas damit zu
tun, welche Kompetenzen ein solcher hat. Ich gehe davon aus,
dass auch wir in diesen Prozess einbezogen werden. Weil er
gegenwärtig im Arbeitsstadium einer Kommission ist, sehe ich
den Behandlungsbedarf in diesem hohen Hause nicht. 

Ich gehe darüber hinaus davon aus, dass Ihnen nicht entgangen
ist, dass der nächste Bundespräsident oder die nächste Bundes-
präsidentin in diesem Monat gewählt wird und damit erst ein-
mal diese Initiative für den Zeitraum der nächsten fünf Jahre
die entsprechende parlamentarische Begleitung finden kann.
Ich würde mir wünschen, wir fänden die Kraft, einmal darüber
zu reden, und zwar zu einer Zeit, wo dafür auch durch die
Bund-Länder-Kommission für Föderalismus die entsprechende
Arbeitsgrundlage gegeben ist. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt
sehen wir diese nicht gegeben; der Antrag der DVU ist jeden-
falls keine. Wir lehnen ihn ab. - Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Präsident Dr. Knoblich:

Die Landesregierung? - Sie verzichtet. Damit hat erneut die
DVU-Fraktion das Wort. Bitte, Frau Hesselbarth.

Frau Hesselbarth (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Homeyer hat
schnell den Saal verlassen. Ich werde das nicht kommentieren.
Und, Herr Vietze, sicherlich reden wir gern darüber.

Denn das Volk soll entscheiden, und zwar auch und gerade
über die Wahl des höchsten Repräsentanten der Bundesrepu-
blik Deutschland. Das fordern wir als DVU-Fraktion ebenso
wie die Einführung von Volksbegehren und Volksentscheiden
auf Bundesebene, seitdem wir hier in diesem Landtag sitzen;
das fordert die DVU seit ihrer Gründung.

Dass wir mit diesen Forderungen beileibe nicht allein stehen,
zeigt die kürzlich durchgeführte Debatte über die Direktwahl des
Bundespräsidenten. Über Parteigrenzen hinweg fordern Politiker
aller Parteien eine Direktwahl des Bundespräsidenten. Der
Bundestagsabgeordnete Joseph Winkler von den Grünen und Pe-
ter Gauweiler, CSU, haben in einer gemeinsamen Erklärung vor
zwei Monaten eine Grundgesetzänderung gefordert, um den
Bundespräsidenten in Zukunft vom Volk direkt wählen zu lassen. 

Die  Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer von den Grünen
verlangte - so wörtlich -, „aus dem Geschachere um die Kandi-
datur Konsequenzen zu ziehen“. Sie bezeichnete den Vorgang
bezüglich der Kandidatensuche als eine - so wörtlich - „demo-
kratische Beleidigung“. Dies sei nur möglich gewesen, weil
sich die Parteichefs darauf verlassen könnte, - so Frau Vollmer
sinngemäß weiter -, dass die Vertreter der Bundesversammlung
wie Zinnsoldaten dastünden.

Auch die Generalsekretärin der FDP, Cornelia Pieper, äußerte
sich in gleicher Weise. Der „Sächsischen Zeitung“ erklärte sie,
die FDP habe bereits vor drei Jahren eine entsprechende über-
parteiliche Initiative gestartet, aber sehr wenig Reaktion erhal-
ten. Ihre Partei habe auch Bundespräsident Johannes Rau zu ei-
ner überparteilichen Initiative aufgerufen, um eine Direktwahl
zu ermöglichen. 

Die FDP-Politikerin Hildegard Hamm-Brücher, welche jahr-
zehntelang die Politik der FDP an entscheidender Stelle mitge-
prägt hat, bezeichnete in einer Diskussionsrunde des Bayeri-
schen Fernsehens das Nominierungsverfahren eines gemeinsa-
men Kandidaten von Union und FDP als schädlich für die De-
mokratie und als - so wörtlich - „Parteienoligarchie“ und trat
vehement für die Volkswahl des Bundespräsidenten ein.

Der Fraktionsvorsitzende der Grünen im baden-württembergi-
schen Landtag, Winfried Kretschmann, schließlich erklärte am
3. März dieses Jahres wörtlich: 

„Wir beteiligen uns grundsätzlich nicht an diesem unwür-
digen und beschämenden Vorgang, der nur dazu beiträgt,
das Ansehen des Amtes zu beschädigen.“

In der Folge dieses Parteienstreites - so Kretschmann weiter -
müsse man ernsthaft eine Volkswahl des Bundespräsidenten ins
Auge fassen. Dies mache aber nur Sinn, wenn es zu einer mäßi-
gen Erweiterung der Befugnisse des Bundespräsidenten komme. 

All dem, meine Damen und Herren, haben wir als DVU-Frak-
tion eigentlich nichts hinzuzufügen. Wir als DVU-Fraktion je-
denfalls glauben, dass der allgemeinen Politikverdrossenheit
durch eine Volkswahl des obersten Repräsentanten entgegenge-
wirkt werden könnte. 

In Frankreich, Russland, Polen, Österreich und vielen anderen
Ländern wird das Staatsoberhaupt vom Volk gewählt. Es ist al-
so durchaus nicht so, dass nur die präsidialen oder semipräsidi-
alen Systeme, in denen die realen Machtbefugnisse beim
Staatsoberhaupt liegen - Beispiel Frankreich -, dieses durch
Volkswahl gewählt wird, sondern zum Beispiel auch in Öster-
reich der dortige Bundespräsident, obwohl in Österreich bei
stabilen Mehrheitsverhältnissen die wirkliche Macht beim
Bundeskanzler und nicht beim Bundespräsidenten liegt.

Machen wir es also den Österreichern nach, welche kürzlich
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ihren Bundespräsidenten, übrigens den Sozialdemokraten Fi-
scher, meine Damen und Herren von der SPD, direkt vom Volk
wählen ließen, und führen wir endlich auch in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Volkswahl des Bundespräsidenten ein!

Der Souverän, das deutsche Volk, wird es uns danken, und Sie
dürfen sich namentlich äußern. 

(Beifall bei der DVU)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir sind am Ende der Rednerliste und kommen zur Abstim-
mung. Die DVU hat frist- und formgerecht namentliche Ab-
stimmung über den Antrag in Drucksache 3/7470 beantragt.
Deshalb bitte ich die Schriftführer um einen vernehmlichen Na-
mensaufruf und die jeweils Votierenden um ein klares Votum. 

(Namentliche Abstimmung)

Hatte jemand der Anwesenden keine Gelegenheit zu votieren?
- Dann bitte ich um einen kurzen Moment Geduld für die Aus-
zählung. 

Ich gebe Ihnen das Ergebnis bekannt: Für den Antrag stimmten
fünf Abgeordnete, dagegen 58. Da sich niemand der Stimme
enthielt, heißt das: Mehrheitlich abgelehnt! 

(Abstimmungslisten siehe Anlage S. 6725)

Ich kann damit Tagesordnungspunkt 12 schließen und rufe Ta-
gesordnungspunkt 13 auf:

Zukunftssicherung für Brandenburger Milchviehbe-
triebe

Antrag
der Fraktion der PDS

Drucksache 3/7474

Dazu liegt Ihnen der Entschließungsantrag der Fraktionen von
SPD und CDU in der Drucksache 3/7532 vor. 

Ich eröffne die Aussprache mit dem Beitrag der PDS-Fraktion.
Frau Wehlan, bitte schön. 

Frau Wehlan (PDS):

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Unser An-
trag zur Zukunftssicherung der Brandenburger Milchviehbe-
triebe ist eine Initiative, um über den Landtag und damit die
Stimmen Brandenburgs im Bundesrat das Agrargesetz zur Um-
setzung der gemeinsamen Agrarpolitik in entscheidenden
Punkten zu verändern. 

Sie erinnern sich, am 26. Juni 2003 wurden die Grundsätze zur
Reform der gemeinsamen europäischen Agrarpolitik beschlos-
sen. Der von Agrarkommissar Fischler beschworene „Beginn
einer neuen Ära“ ist es aber nicht, wird doch die Liberalisie-
rungspolitik mit der weiteren Weltmarktausrichtung der Land-
wirtschaft unbeirrt fortgesetzt. Wirklich neu ist ein verändertes
Instrumentarium  für die zukünftige Verteilung der Agrarförde-
rung. Kernelement ist die Entkopplung der Einkommensstüt-

zung der Landwirte von der Produktion. Künftig wird daran
stärker die Einhaltung von Umwelt-, Tierschutz- und Qualitäts-
vorschriften gebunden. 

Dieser Systemwechsel in der Agrarförderung, der die Land-
wirtschaft wettbewerbsfähiger und marktgerechter machen so-
wie umweltgerechte Erzeugungsverfahren sicherstellen soll, ist
notwendig. Gleichermaßen müssen aber die nationalen Ent-
scheidungsspielräume besser genutzt werden - so meinen wir -,
damit die Umschichtungen nicht abrupt, sondern in einem
mehrjährigen Übergang erfolgen. Diese Chance hätte Deutsch-
land mit dem Agrargesetz zur nationalen Umsetzung der
Agrarreform. Nur so kann Arbeit und Einkommen im länd-
lichen Raum gesichert werden. 

Diese besonders für die Brandenburger Rindfleischproduzenten
und die Milchviehbetriebe so wichtige Antwort gibt das rot-grü-
ne Gesetz zur nationalen Umsetzung der Agrarreform nicht.
Damit konterkariert Rot-Grün seine eigene Koalitionsaussage,
sich „für einen höheren Tierbestand in Ostdeutschland einzuset-
zen, um Wertschöpfung wieder verstärkt in ländlichen Regio-
nen Ostdeutschlands anzusiedeln.“ Das ist ein Wortbruch, der
besonders die strukturschwachen ländlichen Regionen Bran-
denburgs trifft und für Rindfleisch- und Milchproduzenten an-
gesichts des Preiskampfes auf dem Milchmarkt doppelt wirkt. 

Auf der Protestkundgebung der über 1 500 Bäuerinnen und
Bauern in Paaren/Glien wurde die Rechnung aufgemacht: 

So fiel Anfang 2004 der Milchpreis für die Erzeuger auf 
27,7 Cent je Kilogramm Milch und damit auf den niedrigsten
Wert seit 1977. Das sind 4,3 Cent je Kilogramm weniger als
noch vor drei Jahren. Es entstand ein Verlust von rund 58 Milli-
onen Euro für Brandenburger Milchbauern.

Weitere Einkommensverluste drohen, da Discounter und der
Lebensmitteleinzelhandel eine absolut aggressive Preispolitik
betreiben. So sind beispielsweise die Preise für Butter,
Schmand und Sahne seit Anfang des Jahres um jeweils 7 bis 10 %
gesunken. Damit droht ein weiterer Einkommensverlust bei
Milch von 1,5 Cent je Kilogramm. 

Parallel zum Preissturz sind für die Erzeuger die Kosten für
Energie, Futtermittel und Sozialbeiträge drastisch angestiegen.
Diese Preisschere treibt Brandenburger Milchbauern in den
Ruin. Man braucht kein Landwirt zu sein, um das zu begreifen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe bereits in der Ak-
tuellen Stunde zum Verbraucherschutz auf das eigentliche Pro-
blem aufmerksam gemacht. Denn von einem gerechten Preis-
verhältnis zwischen den Aufkaufpreisen, die der Landwirt er-
hält, und den Verkaufspreisen, die der Verbraucher zu entrich-
ten hat, kann schon lange keine Rede mehr sein. Dazwischen
liegen die eigentlichen Verdiener: hoch monopolisierte, inter-
national verflochtene Handelsketten. So werden Verbraucher-
preise für Nahrungsmittel auf Kosten der Landwirte bewusst
niedrig gehalten, um den Absatz zu sichern und um Verarbei-
tungs-, Lagerhaltungs-, vor allem aber Handelsmonopolen, wie
die Statistiken zeigen, steigende Profite zu sichern. 

Höhere Qualität wird gleich gar nicht honoriert. So verweisen
die Milchbauern der Erzeugergemeinschaft Fläming-Milch mit
Recht darauf, dass sie zwar mit der Produktion der Milch der
Klasse „S“ einen höheren Kostenaufwand haben, dieser sich



aber nicht - und das trotz höherer Standards - im Preis wider-
spiegelt. Es liegt auf der Hand: In der Kombination von markt-
orientierten, begründeten Erzeugerpreisen, Leistungspreisen
für ökologische und landeskulturelle Dienste und direkten Sub-
ventionen in ungünstigen Gebieten liegt letztendlich der
Schlüssel zum Erfolg. Hier ist vor allem die Politik gefordert.
Das wäre zugleich auch eine Antwort, um Ausgleichszahlun-
gen der EU zu begrenzen bzw. schrittweise abzubauen, ohne
damit die Existenz auch Brandenburger Bäuerinnen und Bau-
ern bzw. landwirtschaftlicher Unternehmen zu gefährden. 

Aber nicht nur diese Antwort bleibt Frau Künast schuldig.
Schwer wiegt die rot-grüne Position im Agrargesetz, mit der
Abschmelzung der betriebsindividuellen Prämienanteile für
Tier- und Milchprämien auf die regional einheitliche Flächen-
prämie bereits ab 2007 zu beginnen. Die Milchviehbetriebe
sind von der Agrarreform gleich dreifach betroffen: durch
Interventionspreissenkung, durch eine Milchprämie, mit der
die Preissenkung nur teilweise kompensiert wird, und durch
negative Umverteilungseffekte aus der Abschmelzung der Prä-
mie.

Hinzu kommt die von mir bereits beschriebene katastrophale
Situation bei den Milcherzeugerpreisen. Deshalb ist die vom
Bundesrat verlangte Verschiebung des Beginns der für 2007
vorgesehenen Prämienangleichung auf 2010 geboten. Diese
würde den Betrieben die Anpassungszeit für ihre künftige
Wettbewerbsfähigkeit und zur Vermeidung der Entwertung von
Investitionen und Gesellschafteranteilen geben. 

(Beifall bei der PDS)

Über eine progressive Gestaltung des Abschmelzungsprozesses
der Milchprämie könnte der auf den Betrieben lastende hohe
Anpassungsdruck weiter vermindert werden. Das ist für die
Betriebe besonders wichtig, die im Vertrauen auf die Politik ih-
re Milchproduktion mit erheblicher Kreditaufnahme moderni-
siert haben. Es ist geboten, einen plötzlichen Liquiditätsentzug
in großem Ausmaß zu vermeiden, da dieser nicht nur Betriebe
mit unzureichender Rentabilität, sondern gerade die Milchpro-
duktion in modernen, zukunftsfähigen Betrieben gefährden
würde. Dem dient Punkt 1 unseres Antrags.

Zum Punkt 2 unseres Antrags: Nicht alle Betriebe mit Milch-
viehhaltung werden in der Lage sein, die künftigen Rentabili-
tätsanforderungen zu meistern. Sie werden deshalb gezwungen
sein, aus der Milchproduktion auszusteigen. Da diese Betriebe
jedoch in aller Regel im Vertrauen auf die Politik und angereizt
durch die staatliche Unterstützung auch erhebliche Fördermit-
tel investiert haben, ist es ihnen nicht zuzumuten, die Folgen
des Systemwechsels in der Agrarförderung allein zu tragen.

Immerhin müssen sie schon für den Kapitaldienst der für die
Milchproduktion aufgenommenen Kredite aufkommen und be-
nötigen zugleich auch Liquidität für den Aufbau von Produk-
tionsalternativen anstelle der aufgegebenen Milchviehhaltung.
Eine Rückforderung von Fördermitteln wäre unter diesen Be-
dingungen politisch, aber auch wirtschaftlich unvertretbar. 

Gestatten Sie mir abschließend noch einige Worte zum Ent-
schließungsantrag der Koalition:

Der Konkretisierung zum rot-grünen Agrargesetz ist nichts
hinzuzufügen; sie findet natürlich unsere Unterstützung. So

gesehen haben wir für die heutige Initiative der parlamentari-
schen Diskussion und den inhaltlichen Input gesorgt und Sie
für die Konkretisierung unseres ersten Antragspunktes. 

Dass Sie aber unseren zweiten Punkt zur Aufnahme des Grund-
satzes, dass von Landwirtschaftsbetrieben, die ihre Milchpro-
duktion wegen reformbedingter Liquiditätsprobleme einstellen
müssen, keine Fördermittel für Investitionen in die Milchvieh-
haltung zurückgefordert werden, einfach ausblenden, kann ich
Ihnen nicht einfach durchgehen lassen. Schließlich sind das
Forderungen Brandenburger Milchbetriebe an die Politik und
ich denke, die Brisanz dieser Problematik wird uns in der nächs-
ten Woche auf dem Landesbauerntag mit aller Deutlichkeit
aufgezeigt werden.  - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Ihnen, Frau Abgeordnete Wehlan. - Ich gebe das
Wort der Fraktion der SPD, Herrn Abgeordneten Dr. Woidke. 

Dr. Woidke (SPD): *

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Frau Wehlan, ich habe mich schon sehr über
den Antrag gefreut, habe aber auch bei mir gedacht, die PDS
wandelt hier auf einem schmalen Grat, da sie zumindest mit ei-
nem Satz ihre Oppositionszulage riskiert. Den Satz möchte ich
zitieren, weil er doch zu  schön ist:

„Punkt 1. Die Landesregierung hat an ihrer Position fest-
zuhalten.“

Das hatten wir noch nicht allzu oft, dass die Opposition die
Landesregierung bittet, doch in ihrer Haltung stark und fest zu
bleiben.

(Klein [SPD]: Auffordert! - Zurufe von der PDS)

Ich denke, alle die im Ausschuss für Landwirtschaft, Umwelt-
schutz und Raumordnung sitzen,

(Zuruf des Abgeordneten Vietze [PDS])

haben keinen Zweifel daran, dass der Minister für Landwirt-
schaft, Umweltschutz und Raumordnung Wolfgang Birthler
und seine Verwaltung an diesen Positionen festhalten werden.
Mit dieser Position - das möchte ich auch einmal erwähnen,
das wurde vergessen - haben wir ostdeutschlandweit wieder
einmal in einem Punkt im landwirtschaftlichen Bereich die
Meinungsführerschaft übernommen. Dafür möchte ich ihm
noch einmal ganz besonders danken.

(Vereinzelt Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Gestatten Sie eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Woidke?

Dr. Woidke (SPD):

Aber bitte, Frau Wehlan.
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Frau Wehlan (PDS):

Herr Dr. Woidke, ist Ihnen entgangen, dass der Minister die
Antwort auf eine Anfrage auf der Protestdemonstration der
Milchbauern leider schuldig geblieben ist und wir mit großer
Erwartung und Spannung eigentlich diese Rede erwarten?

(Klein [SPD]: Ja.)

Dr. Woidke (SPD): *

Der Minister hat auf der Protestdemo viele Fragen beantwortet.

(Frau Wehlan [PDS]: Aber die eine nicht!)

Es wurden auch viele Fragen gestellt. Es ist mir jetzt nicht er-
innerlich, worauf er nicht geantwortet hat. Aber ich denke, er
wird nachher zum Gesamtthema auch noch Stellung nehmen.

Erstens: Es ist richtig, dass die Milchproduktion durch die Re-
form der gemeinsamen Agrarpolitik in der Europäischen
Union in voller Härte getroffen wurde. Es ist auch richtig, dass
sich die Milchpreise in diesem Jahr auf einem Niveau be-
wegen, das sie seit 1995 nicht mehr hatten. Sie sind derart nied-
rig wie zuletzt vor neun Jahren.

Die Gründe hierfür sind hinreichend bekannt. Es herrscht euro-
paweit eine Überproduktion von ca. 15 %. Deshalb ist eine Auf-
stockung der Quote, wie sie von der EU momentan geplant ist,
natürlich kontraproduktiv. Der Export von Milchprodukten aus
Deutschland ist relativ schwach. Nicht zu vergessen ist die zu-
nehmende Monopolisierung des Lebensmitteleinzelhandels, der
die Erzeuger und auch die Molkereien massiv unter Druck setzt.

Zweitens: Minister Birthler und meine Fraktion sind sich darü-
ber einig, dass wir weiterhin in den Punkten, die vorhin von
Frau Wehlan schon ausführlich erläutert wurden, Druck in
Richtung Brüssel machen werden. Wir wollen eine Ausstiegs-
regelung für Milchbauern und vor allen Dingen, dass, wenn
Milchbauern ausgestiegen sind, keine Saldierung erfolgt. Das
heißt - für die, die sich nicht so gut auskennen -: Der eine Bau-
er schafft 200 Rinder ab und der andere stallt sie wieder auf;
die Überproduktion bleibt erhalten.

Drittens müssen weiterhin mit dem Lebensmitteleinzelhandel
Gespräche geführt und die Verbraucher informiert werden.
Hier hätte ich auch gern Frau Künast noch einmal an ihr Ver-
sprechen vor vier, fünf Jahren erinnert. Sie hat damals beklagt,
dass Schindluder mit Produkten der deutschen Landwirtschaft
getrieben wird. Dieses Schindluder wird momentan mit der
Milch getrieben. Es ist an der Zeit, dass Frau Künast einmal ein
Wort darüber verliert.

(Klein [SPD]: Ein klares Wort!)

Viertens müssen wir weiterhin die Rahmenbedingungen für die
Landwirtschaft hier im Lande auf den Prüfstand stellen und
versuchen, weitere Belastungen auszuschließen oder abzubau-
en. Die Milchwirtschaft ist eine wichtige Säule in der branden-
burgischen Veredelungswirtschaft. Sie schafft Arbeitsplätze
und ist ein wichtiger Faktor zum Erhalt der flächendeckenden
Landwirtschaft in Brandenburg.

(Zuruf des Abgeordneten von Arnim [CDU])

Frau Wehlan, ich hätte mich sehr gefreut, wenn wir diesen An-
trag heute als Antrag des Ausschusses, in dem wir uns bekann-
termaßen alle zu diesem Thema weitgehend einig sind, hätten
behandeln können, sodass mit einem Votum des Hauses ein
Beschluss ergangen wäre. Für Wahlkampf eignet sich dieses
ernste Thema bei der Situation der Milchwirtschaft in Bran-
denburg nicht. - Danke sehr.

(Beifall bei der SPD sowie vereinzelt bei der CDU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Dr. Woidke und erteile der Frak-
tion der DVU das Wort, Herrn Abgeordneten Claus.

Claus (DVU):

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Brandenburgs
Bauern steht das Wasser bis zum Hals.

(Klein [SPD]: Die Milch!)

Nicht nur die Milch - so lautet die Aussage des brandenburgi-
schen Bauernpräsidenten Udo Folgart, und zwar bei der letzten
Demo in Paaren/Glien. Uns allen muss aber doch an einer leis-
tungsstarken, wettbewerbsfähigen Landwirtschaft gelegen sein,
die hochwertige Lebensmittel produziert, wie es in Branden-
burg der Fall ist.

Um eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft auf Dauer zu si-
chern, benötigen unsere Bauern aber Planungssicherheit für ih-
re Investitionen. Diese rechnen sich zum Teil erst nach vielen
Jahren. Ständig kürzere Zeitabstände zwischen Agrarreformen
schaffen aber keine Planungssicherheit. War es im Jahr 1992
Mc Sharry, im Jahre 2000 die „Agenda 2000“, so folgt in den
nächsten Jahren bestimmt eine neue Reform.

Uns allen ist doch klar, dass ein Kuhstall erst nach 20 bis 25
Jahren richtig abgeschrieben ist. Weiterhin sind für unsere
Landwirte auch faire Wettbewerbsbedingungen erforderlich.
Hier darf es auch durch die EU-Erweiterung nicht zu weiteren
Wettbewerbsverzerrungen kommen, die unserer auf gutem Ni-
veau produzierenden Landwirtschaft zusätzliche Nachteile
bringen. Außerdem tragen auch nationale Alleingänge wie die
mit Beginn des Jahres 2003 in Deutschland eingeführte Modu-
lation zur einseitigen Benachteiligung bei. Das Vorziehen der
Milchmarktreform der „Agenda 2000“ auf die Jahre 2004/2005
wird aber - das ist jetzt schon festzustellen - zu erheblichen
Einbußen in der Landwirtschaft führen, und das vor dem
Hintergrund der schon im letzten Jahr gefallenen Milchpreise.
Das sind die Fakten, meine Damen und Herren.

Unsere Milchbauern beklagen sich über sinkende Erzeuger-
preise. Derzeit erhält ein Landwirt nur 23 bis 27 Cent pro Liter.
Die Produktionskosten liegen bei 30 bis 34 Cent. Das ist aber
noch nicht das Ende der Fahnenstange, meine Damen und Her-
ren. Experten prophezeien bis zum Jahresende einen weiteren
Absturz um mindestens 1 Cent. Einige werden denken, 1 Cent
ist nicht viel. Aber fragen Sie die Milchbauern hier in ihren
Fraktionen. Die werden Ihnen bestimmt sagen: Auf die Masse
gerechnet ist das sehr viel Holz.

Ein Grund für die niedrigen Preise ist der Preiskampf der Ein-
zelhandelsdiscounter, die den Molkereien dementsprechend



weniger für ihre Produkte zahlen. Der Bauernverband macht
aber auch das unflexible Quotensystem der Europäischen
Union verantwortlich. Hierdurch kommt es zu einer massiven
Überproduktion, die die Preise weiter drückt.

Unsere Landwirtschaft kämpft aber auch gegen eine ständig
zunehmende Bürokratie. Anträge über Anträge sind im Laufe
eines Jahres zu stellen, um den Betrieb führen und die ver-
schiedenen Beihilfen erhalten zu können. 

Unsere Fraktion sagt klipp und klar: Eine europäische Agrar-
politik muss sich zukünftig stärker an den Prinzipien der sozia-
len Marktwirtschaft und der Nachhaltigkeit orientieren. Der
unternehmerische Landwirt muss im Mittelpunkt der Überle-
gungen stehen, vom bürokratischen Gängelband und von büro-
kratischen Marktregulierungen befreit werden, damit er sich
zum Unternehmer entwickeln kann. Der Landwirt muss ohne
Wenn und Aber in die Lage versetzt werden, einen wesent-
lichen Teil seines Einkommens durch seine Arbeit am Markt zu
erzielen. 

Die brandenburgische Landwirtschaft, die ihre Hausaufgaben
gemacht hat und leistungsfähige Strukturen nachweist, darf
deshalb nicht durch übertriebene EU-Gängeleien noch bestraft
werden. - Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der DVU)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Claus. - Das Wort geht an die
Fraktion der CDU, Herrn Abgeordneten Helm.

Helm (CDU):

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Die Agrarbetriebe
Brandenburgs befinden sich bereits seit längerer Zeit in äußerst
schwerem Fahrwasser. Ich kenne Ihre Meinung, die da lautet:
Wann ist sie das nicht? Aber ich muss hier klar und deutlich sa-
gen, dass wir in den letzten Jahren gravierende negative Ereig-
nisse hatten, die den Berufsstand vor nicht gekannte Probleme
stellen und ihn nicht zur Ruhe kommen lassen. Nach Hochwas-
ser und Dürre, gegen deren Auswirkungen wir uns wenigstens
noch versichern können, ist die politische Katastrophe mit den
Namen Künast und Trittin viel gravierender. 

(Beifall bei der CDU)

Wir können diese Situation auf eine Frage reduzieren, die da
lautet: Wollen wir noch Landwirtschaft oder nicht? Wenn ja,
muss klar sein, dass diese nicht umsonst zu haben ist. Beant-
worten muss diese Frage die Gesellschaft selbst. 

Der Landwirt und Bauer ist eigentlich von Hause aus zurück-
haltend, zumindest in Deutschland, pflichtbewusst, zeichnet
sich durch überlegtes Handeln, von der Natur geprägt, aus und
auch die wichtigste Funktion für die Gesellschaft, die Ernäh-
rung zu sichern, übernimmt er gern, das zu Bedingungen, die
für viele in der Gesellschaft nicht zumutbar sind. Wenn der
Bauer allerdings von der Gesellschaft nicht mehr ernst genom-
men wird, seine Produkte zur Hitliste der Billiganbieter degra-
diert wurden und werden, dies vom Verbraucher toleriert wird,
ständig neue Hindernisse besonders durch die Bundespolitik
aufgebaut werden, die ein Wirtschaften fast vereiteln, dann ist

Schluss mit lustig. Wer 365 Tage im Jahr wie zurzeit zum Teil
in der Tierproduktion umsonst arbeitet und den Verlust seines
gesamten Eigentums vor Augen hat, der gibt die öffentliche
Zurückhaltung auf. Wir brauchen uns nicht zu wundern, dass
das dann in sehr wirksamer, bisher nicht gekannter Weise er-
folgt. 

Die gesamte Situation lässt sich trefflich darstellen durch einen
Ausspruch, den ich nach dem Hochwasser 2002 an einem Haus
in Meißen lesen konnte: Und aus dem Chaos sprach eine Stim-
me zu mir: Lächle und sei froh, es könnte schlimmer kommen.
Und ich lächelte und war froh. Und es kam schlimmer. - Das
„kam schlimmer“ ist die Kombination der Maßnahmen der EU
und der Bundespolitik inklusive der aktuellen Situation. Es ist
auch klar und deutlich: Die Ursachen sind vielfältig.

(Unruhe im Saal)

Die Politik, der Berufsstand selbst, die Wirtschaft und die Ver-
braucher - alle haben ihren Anteil und wir alle müssen unsere
Hausaufgaben machen. 

(Unruhe im Saal)

Aber einige scheint das nicht zu interessieren. Sie werden ja
immer satt, ohne zu hinterfragen, wem sie das zu verdanken
haben. 

(Beifall bei der CDU sowie Zurufe)

- Herr Klein, Sie gehen sicherlich auch zu Aldi.

(Zurufe)

Wichtig ist, wie dieser Prozess mit dem Ziel, die Milchproduk-
tion insbesondere standorttypisch zu erhalten, begleitet wird. 

Der Ministerpräsident hat gestern in der Aktuellen Stunde die
zentrale Rolle der Landwirtschaft zum Erhalt der ländlichen
Räume dargelegt. Ich muss dabei betonen, dass wir mit dieser
Feststellung, die wichtig ist, nicht leichtfertig umgehen. Denn
es ist bereits zu erkennen, dass wir auf dem besten Wege sind,
diese Rolle auch abzuschaffen. 

Unser Koalitionsantrag hat das Ziel, dass die EU-Politik nur in
Kombination mit der Bundespolitik zu ändern und auszurich-
ten ist. Die Betriebe sind dabei in einem Reformprozess bis hin
zum Ausstieg aus bestimmten Produktionsbereichen, be-
sonders auch der Milchproduktion, zu begleiten. Frau Wehlan,
wir blenden das nicht aus, wir sehen es ganz genauso, dass die
Förderkriterien angepasst werden müssen. Gegenwärtig wird
in der Milchproduktion mit einem Kostensatz von 110 bis 120 %
gearbeitet. 20 % in etwa sind zu viel auf dem Markt. 

Die Diskussion in diesem Hause wäre eigentlich nicht nötig,
wenn auf dem Milchbauerntag letzten Mittwoch in Paaren von
Minister Birthler eine klare Antwort über das Stimmverhalten
der Landesregierung, wie vom Berufsstand auch erwartet, ab-
gegeben worden wäre. Herr Birthler, es wäre besser gewesen,
dem Rat von Herrn Woidke zu folgen und keinen Wahlkampf
zu machen. Leider haben Sie die Bühne zu einem Angriff auf
die Nachwendeagrarpolitik der damaligen Bundesregierung
missbraucht, der völlig deplatziert und auch falsch war. Sie ha-
ben vergessen, dass die großzügigen Anpassungshilfen das
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Überleben und die Umstrukturierung der Landwirtschaftsbe-
triebe überhaupt ermöglicht haben. Kollege Nieschke ist Zeit-
zeuge dieser Entscheidung. Er hat mit dafür gesorgt, dass rund
3 Milliarden DM dafür bereitgestellt wurden, das Doppelte von
dem, was vom Berufsstand erwartet worden war. Vielleicht in-
formieren Sie sich noch einmal genauer, falls das an Ihrem
Wissensstand vorbeigegangen ist. - Ich bin gleich fertig, Herr
Präsident. 

Unklar ist auch die einheitliche Meinung des Ministeriums,
wenn ich feststellen muss, dass am gleichen Tage auf dem
Rapstag in der Uckermark ein Mitarbeiter Ihres Hauses den
Hinweis gegeben hat, die Milchbauern sollten sich doch in Po-
len informieren, dort würde für 22 Cent Milch produziert. Da-
mit wurde unterstellt, dass es an den Milchbauern liegt, dass
sie zu teuer produzieren und selbst an der Situation schuld
sind. Das kann es nicht sein. 

Deshalb sind dieser Antrag in diesem Hause und das Votum
notwendig, um morgen im Bundesrat die entsprechenden Be-
schlüsse bzw. Festlegungen zu treffen, wenn es sein muss, auch
den Vermittlungsausschuss anzurufen. 

Vizepräsident Habermann:

Kommen Sie bitte zum Schluss, Herr Abgeordneter!

Helm (CDU):

Ich bitte, unserem Entschließungsantrag zuzustimmen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke dem Abgeordneten Helm. - Das Wort geht an die
Landesregierung. Herr Minister Birthler, bitte.

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die fachlichen Zu-
sammenhänge sind von Frau Wehlan und Herrn Dr. Woidke
korrekt dargestellt worden. Ich muss sie deshalb nicht wieder-
holen. Mit der Wahlkampfpolemik, die Herr Helm hier abgezo-
gen hat, schadet er dem Berufsstand. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf des Abgeordneten Helm
[CDU])

Ich möchte nur eine Bemerkung zu Frau Wehlan machen. Viel-
leicht versteht es auch Herr Helm, da muss man mal gucken.
Es ist übliche Praxis in der Landesregierung, dass Anträge, die
wir in den Bundesrat einbringen ...

Vizepräsident Habermann:

Herr Minister, ich darf Sie einmal unterbrechen. Ich möchte Ih-
nen mitteilen, dass ich es grundsätzlich nicht ausstehen kann,

wenn an der Intelligenz der Abgeordneten gezweifelt wird.
Sparen Sie sich solche Bemerkungen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Minister Birthler:

Ja. - Anträge, die die Landesregierung in den Bundesrat ein-
bringt, werden in der Regel auch dort von uns vertreten. Das ist
ja wohl selbstverständlich. 

(Helm [CDU]: Dann tun Sie das auch in der Öffentlich-
keit!)

- Das tue ich bei jeder Gelegenheit und deshalb war die Reak-
tion sowohl hier im Plenum auf Ihre Rede als auch beim Milch-
forum entsprechend. 

Es ist nur die Frage: Mit welchem Antrag unterstützen wir das
gemeinsame Ziel, das auch im Ausschuss formuliert wurde, am
besten? Hier kann ich nur den Entschließungsantrag der Koali-
tion empfehlen; denn neben den Inhalten, die sich mit der
Milch beschäftigen, gibt es auch bei dem PDS-Antrag einige
fachliche Fehler, insbesondere in Ziffer 2. Bei der Förderung
keine förderrechtlichen Bestimmungen zurückzuverfolgen ver-
stößt gegen nationales und gegen EU-Recht. Deshalb sollten
wir von der bisherigen Praxis nicht abweichen, dass, wenn Ge-
bäude, Einrichtungen oder Maschinen, die im Landwirtschafts-
betrieb bleiben und weiter genutzt werden, für diese jeweils ei-
ne sorgfältige Einzelfallbewertung stattfindet. 

Ich empfehle Ihnen die Annahme des Antrags und ich empfeh-
le Ihnen insbesondere in der nächsten Woche eine Teilnahme
am Landesbauerntag in Paaren/Glien.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Habermann:

Ich danke Herrn Minister Birthler. - Meine Damen und Herren,
wir sind am Ende der Aussprache zu diesem Tagesordnungs-
punkt angekommen. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich rufe zuerst den Antrag der Fraktion der PDS, der Ihnen in
Drucksache 3/7474 vorliegt, zur Abstimmung auf. Wer dem
Antrag der PDS seine Zustimmung gibt, den bitte ich um sein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit
ist der Antrag mehrheitlich abgelehnt worden.

Ich rufe als Zweites den Entschließungsantrag der Fraktionen
von SPD und CDU zur Abstimmung auf. Er liegt Ihnen in
Drucksache 3/7532 vor. Wer diesem Entschließungsantrag sei-
ne Zustimmung gibt, den bitte ich um sein Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Ent-
schließungsantrag einstimmig angenommen worden.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 13 und ich schließe die
96. Sitzung des Landtages Brandenburg. Ich wünsche Ihnen
noch einen angenehmen Nachmittag und Abend.

Ende der Sitzung: 15.50 Uhr



Anlagen

Gefasste Beschlüsse 

TOP 11:

Landtag für Potsdam als „Kulturhauptstadt Europas
2010“

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 96. Sitzung am 13. Mai
2004 folgenden Beschluss gefasst:

„Der Landtag Brandenburg unterstützt die Bewerbung
der Landeshauptstadt Potsdam als 'Kulturhauptstadt Eu-
ropas 2010'. Der Landtag stellt sich hinter diese ehrgeizi-
ge und chancenreiche Bewerbung und wird dafür bei den
Bürgerinnen und Bürgern, bei der Wirtschaft, bei Verei-
nen und den unterschiedlichen Multiplikatoren im Lande
werben.

Der Landtag bittet die Landesregierung, die Potsdamer
Bewerbung weiterhin intensiv zu begleiten. Insbesondere
gegenüber der Bundesregierung sowie über die Vertre-
tung des Landes Brandenburg bei der Europäischen
Union sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um die
Potsdamer Bewerbung zu unterstützen.

Wenn Potsdam den Zuschlag als 'Kulturhauptstadt Euro-
pas 2010' erhält, wird sich das Land mit einem angemes-
senen Beitrag an der Finanzierung dieses Projekts beteili-
gen.“

TOP 13:

Zukunftssicherung für Brandenburger Milchviehbetriebe

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 96. Sitzung am 13. Mai
2004 folgende Entschließung angenommen:

„Die Landesregierung ist gefordert, auf die Bundesregie-
rung dahin gehend Einfluss zu nehmen, dass diese sich
dafür einsetzt, die von der EU-Kommission bereits ab
2006 beschlossene Anhebung der Milchquoten um 1,5 %
auszusetzen und die Saldierung der Milchquoten zu be-
grenzen.

Die Landesregierung ist aufgefordert, im Bundesrat bei
der Behandlung und Beschlussfassung des Gesetzes zur
Umsetzung der Reform der gemeinsamen Agrarpolitik
sich dafür einzusetzen, dass

- der Beginn des Nivellierungsprozesses (Gleitflug)
von 2007 auf 2010 verschoben wird,

- die Tierprämien, insbesondere die Milchprämien, zu
100 % bis 2010 betriebsindividuell zuzuweisen
sind,

- das Grünlanderhaltungsgebot in den Betrieben nicht
parzellenscharf umzusetzen ist,

- die 'Cross Compliance Vorschriften' nicht zu einer
Verschärfung geltenden nationalen Fachrechts ge-
nutzt werden,

- die Einvernehmlichkeitsregelung mit dem Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit, dem Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit und dem Bundesministerium der Finan-
zen beim Erlass der Bundesverordnung zur Cross-
Compliance-Umsetzung gestrichen wird,

- keinen Regelungen zugestimmt wird, die Branden-
burger Landwirte benachteiligen.“

Ergebnis der namentlichen Abstimmung zu Tagesord-
nungspunkt 12 - Bundesratsinitiative zur Volkswahl des
Bundespräsidenten - Antrag der Fraktion der DVU -
Drucksache 3/7470

Folgende Abgeordnete stimmten mit Ja:

Claus (DVU)
Frau Fechner (DVU)
Frau Hesselbarth (DVU)
Nonninger (DVU)
Schuldt (DVU)

Folgende Abgeordnete stimmten mit Nein:

von Arnim (CDU)
Bartsch (CDU)
Birthler (SPD)
Bischoff (SPD)
Frau Blechinger (CDU)
Bochow (SPD)
Dombrowski (CDU)
Domres (PDS)
Frau Dr. Enkelmann (PDS)
Frau Faderl (PDS)
Frau Förster (SPD)
Freese (SPD)
Fritsch (SPD)
Görke (PDS)
Frau Gregor (SPD)
Frau Große (PDS)
Habermann (CDU)
Hammer (PDS)
Frau Hartfelder (CDU)
Helm (CDU)
Homeyer (CDU)
Frau Kaiser-Nicht (PDS)
Dr. Kallenbach (SPD)
Karney (CDU)
Klein (SPD)
Kliesch (SPD)
Dr. Knoblich (SPD)
Frau Konzack (SPD)
Kuhnert (SPD)
Lunacek (CDU)
Frau Marquardt (CDU)
Frau Melior (SPD)
Frau Angela Müller (SPD)
Müller (SPD)
Frau Uta-Brigitte Müller (SPD)
Muschalla (SPD)
Neumann (CDU)
Nieschke (CDU)
Frau Osten (PDS)
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Frau Richstein (CDU)
Frau Schellschmidt (SPD)
Schönbohm (CDU)
Schrey (CDU)
Frau Dr. Schröder (SPD)
Frau Schulz (CDU)
Schulze (SPD)
Senftleben (CDU)
Frau Stark (SPD)
Frau Stobrawa (PDS)
Vietze (PDS)
Dr. Wagner (CDU)
Warnick (PDS)
Frau Wehlan (PDS)
Werner (CDU)
Dr. Wiebke (SPD)
Dr. Woidke (SPD)
Frau Wolff-Molorciuc (PDS)
Zimmermann (SPD)

Schriftliche Antworten der Landesregierung auf mündliche
Antworten in der Fragestunde im Landtag am 13. Mai 2004

Frage 2102
Fraktion der CDU
Abgeordneter Alard von Arnim
- Brückenbau an der L 24 -

Im Zuge der Verkehrswegesicherung und -erneuerung sind an
der L 24 in der Uckermark Brückenbaumaßnahmen eingeleitet
worden. Die L 24 ist eine wichtige Ost-West-Verbindung in der
Uckermark, besonders wegen der Autobahnanschlussstelle.
Die Arbeiten an der Eisenbahnbrücke scheinen gut im Zeitplan
zu liegen, sodass Ende August die Fertigstellung gegeben er-
scheint. Nun ist aber noch der Autobahnbrückenbau angelau-
fen.

Ich frage die Landesregierung: Ist die Arbeitsabfolge zwischen
den beiden Maßnahmen so abgestimmt, dass der Endtermin
gehalten werden kann?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Stadtentwickung, Wohnen und Verkehr 
Szymanski

Die beiden Baumaßnahmen - Erneuerung der Brücke im Zuge
der L 24 und Erneuerung der Anschlussstelle Pfingstberg der
A 11 - sind aufeinander abgestimmt worden.

Beide Maßnahmen liegen im Zeitplan. Die notwendige und
angekündigte Vollsperrung für den Zeitraum von sieben Mo-
naten wird nach jetzigem Kenntnisstand eingehalten. Die
Befahrbarkeit der L 24 ist ab August dieses Jahres wieder
möglich.

Für die Erneuerung der Anschlussstelle, die direkt im An-
schluss an die Baumaßnahme L 24 vorgesehen ist, wird nur ei-
ne halbseitige Sperrung der L 24 notwendig. Die einspurige
Verkehrsführung wird dann vorübergehend mit Baustellenam-
peln sichergestellt. 

Die Gesamtbaumaßnahme, das heißt der Neubau der An-
schlussstelle, ist bis Oktober 2005 abgeschlossen.

Frage 2103
Fraktion der DVU
Abgeordnete Birgit Fechner
- Legalisierung von weichen Drogen? -

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat mit den Stimmen der SPD,
Grünen, FDP und der PDS den Umgang mit so genannten
leichten Drogen jetzt liberalisiert. Bisher war der Besitz von
bis zu 6 Gramm Cannabis von der Strafverfolgung ausgenom-
men. Die Grenze wurde nun nach oben verschoben auf bis zu
15 Gramm. Bei einer Menge von bis zu 30 Gramm kann die
Staatsanwaltschaft von einer Strafverfolgung absehen. Im Land
Brandenburg gilt eine Höchstgrenze der so genannten leichten
Drogen von 6 Gramm.

Ich frage die Landesregierung: Welche Vor- und Nachteile hat
diese Liberalisierung nach ihrer Ansicht?

Antwort der Landesregierung 

Ministerin der Justiz und für Europaangelegenheiten 
Richstein

Die durch das Berliner Abgeordnetenhaus beschlossene Li-
beralisierung beim Umgang mit Cannabis-Produkten deutet
auf den ersten Blick auf eine Entkriminalisierung von Can-
nabis-Konsumenten hin. Sie lässt möglicherweise darüber
hinaus den allerdings unzutreffenden Eindruck entstehen, die
Verschiebung der Höchstgrenze auf bis zu 15 bzw. 30
Gramm führe wegen einer zu erwartenden Abnahme von Er-
mittlungsverfahren zu einer Verringerung bürokratischen
Aufwandes.  

Auf den zweiten Blick ist keiner dieser vermeintlichen Vorteile
tatsächlich gegeben. Da es sich bei der beschlossenen Verschie-
bung der Höchstgrenze nicht um eine Freigabe oder Legalisie-
rung von Cannabis-Produkten handelt, besteht für die Strafver-
folgungsbehörden unverändert die gesetzliche Verpflichtung
zur Verfahrenseinleitung. Verändern wird sich künftig lediglich
die Einstellungspraxis.  

Darüber hinaus birgt die beschlossene Liberalisierung - ebenso
wie eine vollständige Legalisierung - die Gefahr der Verharm-
losung der Drogenproblematik in sich. Der Betäubungsmittel-
konsum einschließlich des Konsums des verharmlosender-
weise häufig als weiche Droge bezeichneten Cannabis ist mit
gesundheitlichen Risiken verbunden. Psychische Abhängig-
keit, teilweise auch körperliche Abhängigkeit sind häufig die
Folge. Verantwortliche Drogenpolitik muss deshalb den Ein-
druck vermeiden, Cannabis-Konsum sei im Grunde unproble-
matisch. Eine Legalisierung oder Entkriminalisierung setzt so-
mit ein falsches Signal. Das Interesse des Gesundheitsschutzes,
insbesondere von Kindern und Jugendlichen, muss den Vor-
rang behalten vor dem Interesse regelmäßiger Cannabis-Kon-
sumenten an der Liberalisierung oder Legalisierung ihres Ver-
haltens.

Die Justizpolitik im Land Brandenburg versucht daher auch
mit den Mitteln des Strafrechts  ihren Beitrag dafür zu leisten,
dass insbesondere jugendliche Menschen nicht zum Drogen-
konsum verleitet werden. Die Landesregierung sieht keine Not-
wendigkeit, von ihrer Drogenpolitik abzuweichen.



Frage 2104
Fraktion der CDU
Abgeordneter Sven Petke
- Wahlbeteiligung im Rahmen der Umsetzung der gesetz-

lichen Gemeindegebietsreform -

Im Rahmen der politischen Diskussion über den Erfolg der ge-
setzlichen Gemeindegebietsreform wird immer wieder kolpor-
tiert, dass die niedrige Wahlbeteiligung am 26.10.2003 ein Zei-
chen für Ablehnung der gesetzlichen Neugliederungen in der
Bevölkerung sei.

Ich frage die Landesregierung: Wie hoch war die Wahlbeteili-
gung in den ehemaligen Gemeinden und jetzigen Ortsteilen
des Landes Brandenburg bei der Kommunalwahl am
26.10.2003?

Antwort der Landesregierung 

Minister des Innern Schönbohm

Der Landesregierung liegen nicht alle Daten zu einer umfas-
senden Beantwortung vor, um in der für die Beantwortung
mündlicher Anfragen vorgesehenen Frist eine umfassende Ant-
wort zu geben. Es fehlen Daten, die sich auf das Wahlverhalten
in Gemeinden beziehen, die in kreisangehörige Gemeinden
eingegliedert worden sind. Dessen ungeachtet liegen doch Er-
kenntnisse vor, die für eine politische Diskussion bedeutsam
sein könnten:

In den aufgrund der Gesetze zur landesweiten Gemeindege-
bietsreform vom 24. März 2003 (GVBl. I S . 66) 17 neu gebil-
deten Gemeinden haben bei den Wahlen zu den Gemeindever-
tretungen vom 26. Oktober 2003 insgesamt 55 026 Wähler von
108 515 Wahlberechtigten ihre Stimmen abgegeben. Dies ent-
spricht einer Wahlbeteiligung von durchschnittlich 50,71 %.
Im Einzelnen schwankte die Wahlbeteiligung von höchstens
77,55 % in der amtsangehörigen Gemeinde Schwielowsee
(Amt Lieberose/Oberspreewald) bis mindestens 43,74 % in der
amtsfreien Gemeinde Schönefeld.

In den übrigen kreisangehörigen Gemeinden betrug die Wahl-
beteiligung durchschnittlich 46,66 %. Damit lag die Wahlbe-
teiligung in den 17 neu gebildeten Gemeinden rund 4 Pro-
zentpunkte höher als in den übrigen kreisangehörigen Ge-
meinden.

In den bisherigen Gemeinden, die aufgrund der Gesetze zur
landesweiten Gemeindegebietsreform in eine kreisfreie Stadt
eingegliedert worden sind, haben bei den Wahlen zu Stadtver-
ordnetenversammlungen kreisfreier Städte insgesamt 6 169
Wähler von 14 722 Wahlberechtigten ihre Stimmen abgegeben.
Dies entspricht einer Wahlbeteiligung von durchschnittlich
41,90 %. In den übrigen Stadt- oder Ortsteilen der kreisfreien
Städte war die Wahlbeteiligung mit durchschnittlich 40,05 %
um 0,9 Prozentpunkte geringfügig niedriger.

Bezüglich der Wahlbeteiligung in den bisherigen Gemeinden,
die aufgrund der Gesetze zur landesweiten Gemeindegebiets-
reform in eine größere kreisangehörige Gemeinde eingeglie-
dert worden sind, liegen der Landesregierung keine entspre-
chenden Wahldaten vor. Sie konnten auch in der Kürze der
Zeit nicht mehr von den betroffenen Gemeinden angefordert
werden.

Bereits die vorliegenden Wahldaten belegen, dass die ver-
gleichsweise niedrige Wahlbeteiligung bei den landesweiten
Kommunalwahlen am 26. Oktober 2003 nicht ursächlich auf
die vom Landesgesetzgeber vorgenommenen Gemeindeneu-
gliederungen zurückgeführt werden kann. Vielmehr hat der
Städte- und Gemeindebund Brandenburg zu Recht darauf hin-
gewiesen, dass „die gleichzeitige Wahl hauptamtlicher Bürger-
meister und Gemeindevertretungen in neu gebildeten Gemein-
den sogar zu einer überdurchschnittlichen Wahlbeteiligung ge-
führt hat“ (Geschäftsbericht des Städte- und Gemeindebundes
Brandenburg zur Mitgliederversammlung am 24. April 2004,
Potsdam 2004).

Frage 2105
Fraktion der PDS
Abgeordnete Dr. Dagmar Enkelmann
- Insolvenz des SVZ Schwarze Pumpe -

Das Sekundärrohstoff-Verwertungszentrum Schwarze Pumpe
hat vor wenigen Tagen beim Amtsgericht Cottbus Insolvenz
angemeldet. Wieder einmal ist bei einem der ostdeutschen
„Leuchttürme“ das Licht ausgegangen. In diesem Fall trifft es
ein hochmodernes Unternehmen der Wachstumsbranche Um-
welttechnologie. Die Ursachen dafür sind sicher vielfältig. Mit
der Insolvenz sind 1 000 Arbeitsplätze in einer ohnehin arg ge-
beutelten Region gefährdet. Zur Verhinderung eines endgülti-
gen Aus ist die Politik gefordert. Auch wenn das Unternehmen,
das sich auf der Landesgrenze zwischen Sachsen und Branden-
burg befindet, seinen Sitz 1999 nach Sachsen verlegt hat, gilt
das auch für Brandenburg.

Ich frage die Landesregierung: Welche Vorstellungen hat sie,
um das Unternehmen gemeinsam mit dem Freistaat Sachsen zu
retten?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Wirtschaft Junghanns 

Die Landesregierung ist aktiv tätig. Gemeinsam mit der Staats-
regierung Sachsen und dem Insolvenzverwalter wird das Ziel
verfolgt, die Technologie in neuer privater Hand am Standort
zu halten und zu stärken. Dafür hat der vorläufige Insolvenz-
verwalter der SVZ GmbH sowohl das sächsische Staatsminis-
terium für Wirtschaft und Arbeit als auch das brandenburgische
Ministerium für Wirtschaft um einen Kredit über einen Ge-
samtbetrag in Höhe von 26 264 000 Euro als Liquiditätsbedarf
für acht Monate gebeten. 

Zur Rettung des Unternehmens gibt das Land Brandenburg als
zusätzliche Sicherheit eine Verlustdeckungszusage zu der von
der sächsischen Staatsregierung und der sächsischen Aufbau-
bank gewährten Bürgschaft. Die Verlustdeckungszusage deckt
ein Drittel des gesamten Darlehensbetrages ab, der dem vorläu-
figen Insolvenzverwalter der SVZ Schwarze Pumpe GmbH
über die sächsische Staatsregierung gewährt worden ist. 

Frage 2106
Fraktion der CDU
Abgeordneter Rainer Neumann
- Unterschutzstellung der A 14-Trasse -

Die Landesregierung beabsichtigt, in der Prignitz im Raum
Karstädt/Groß Warnow - das ist der Raum, durch den die A 14
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gebaut werden soll - ein Vogelschutzgebiet auszuweisen. Ob-
wohl der Untersuchungsraum für dieses bedeutende Infrastruk-
turprojekt seit mindestens zwei Jahren bekannt ist, wurden die
Grenzen für das Vogelschutzgebiet so gewählt, dass alle bisher
ermittelten Varianten für die Linienführung der Autobahn über-
deckt sind.

Ich frage die Landesregierung: Welche Gründe haben sie dazu
bewogen, die weiteren Planungen und den Bau der A 14 infra-
ge zu stellen?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung Birthler

Die weiteren Planungen und der Bau der A 14 werden durch
die Landesregierung nicht infrage gestellt.

Das Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr
und das Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und
Raumordnung haben zur Abgrenzung des zur Nachmeldung
vorgesehenen SPA - Special Protection Area - Nr. 7015 „Agrar-
landschaft Prignitz-Stepenitz“ Einvernehmen erzielt.

Die festgelegte Abgrenzung trägt dem Erfordernis der Pla-
nungssicherheit für das Vorhaben Bau der A 14 Rechnung. Die
gemäß europäischer Rechtsprechung in einem faktischen Vo-
gelschutzgebiet bestehende Veränderungssperre wird in einem
förmlich ausgewiesenen Vogelschutzgebiet durch die Möglich-
keit zur Prüfung auf Verträglichkeit gemäß Artikel 6 Abs. 3 und
4 Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie ersetzt. Auf diese Weise wird
der Bau der A 14 ermöglicht. 

Zur Verdeutlichung der besonderen Schutzwürdigkeit der
„Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz“ möchte ich das Erfor-
dernis der Nachmeldung kurz skizzieren. Das Gebiet ist ein
bedeutender Lebensraum für Brut- und Zugvögel, insbeson-
dere hat das Gebiet EU-weite Bedeutung als Brutgebiet von
Ortolan, Neuntöter, Schwarzstorch und Kranich. Für den Or-
tolan ist das Gebiet das wichtigste Brutgebiet in Branden-
burg. 

Das Gebiet mit der Flächengröße von rund 31 011 Hektar setzt
sich aus Teilgebieten zusammen. Es wird durch eine struktur-
reiche Agrarlandschaft mit prägenden Waldinseln, Gehölz-
gruppen, Alleen und Baumreihen, ergänzt durch das Flusssys-
tem der Stepenitz und ihren Nebengewässern mit Erlensäumen
und Grünlandbereichen, charakterisiert.

Frage 2107
Fraktion der PDS
Abgeordneter Christian Görke
- Verminderte Ausbildungsquote in der brandenburgischen

Justiz -

Nach Informationen der ver.di Fachgruppe Justiz plant das
MdJE, in diesem Ausbildungsjahr deutlich weniger Ausbil-
dungsplätze im Bereich der Serviceeinheiten mittlerer Dienst
auszuweisen als in den Vorjahren. Für die Ausbildung zum/zur
Justizfachangestellten sind nur 16 Ausbildungsplätze vorgese-
hen. Dies wäre seit 1991 der Tiefstand. Die Ausbildung von
Justizsekretäranwärterinnen und -anwärtern wird möglicher-
weise gänzlich wegfallen

Ich frage die Landesregierung: In welchem Umfang wird das
MdJE in diesem Jahr Ausbildungsplätze anbieten?

Antwort der Landesregierung 

Ministerin der Justiz und für Europaangelegenheiten 
Richstein

Die Zahl der Ausbildungsplätze in der brandenburgischen Jus-
tiz ist ganz entscheidend durch die Haushaltssituation be-
stimmt. Das Haushaltssicherungsgesetz lässt eine Einstellung
von auszubildenden Anwärtern nur zu, wenn diese nach Ab-
schluss der Ausbildung in Beamtenverhältnisse übernommen
werden können. 

Aufgrund des auch von der Justiz zu erbringenden Stellenab-
baus stehen in den kommenden Jahren keine freien Stellen im
Bereich des mittleren Dienstes zur Verfügung. Im Gegensatz zu
den zurückliegenden Jahren ist es daher sowohl im Jahre 2004
als auch voraussichtlich im Jahr 2005 nicht möglich, die Aus-
bildung zum Justizsekretär anzubieten. 

Auch im Bereich der Justizfachangestellten wird eine unbefris-
tete Übernahme in die brandenburgische Justiz nach Abschluss
der Ausbildung nicht in Betracht kommen. Für auszubildende
Justizfachangestellte fordert das Haushaltssicherungsgesetz je-
doch nicht, dass deren Übernahme gesichert sein muss. Daher
ist es möglich, trotz fehlenden Bedarfs die Ausbildung anzu-
bieten. 

Die Zahl der Ausbildungsverhältnisse für Justizfachangestellte
orientiert sich an der Klassenstärke, die von der Berufsschule
vorgegeben wird. Daher sind bei den Planungen für das Jahr
2004 zunächst 16 Ausbildungsplätze zugrunde gelegt worden.
Es wird derzeit geprüft, ob die Zahl der Ausbildungsverhält-
nisse auf 20 erhöht werden kann. Eine noch größere Zahl an
Auszubildenden kann nicht eingestellt werden, da hierfür in
den kommenden Jahren nicht die erforderlichen Stellen zur
Verfügung stehen werden. 

Darüber hinaus werden im Jahre 2004 zehn Anwärter die Aus-
bildung zum Rechtspfleger beginnen können. Auch in den
kommenden Jahren sollen Anwärter für die Laufbahn des ge-
hobenen Justizdienstes eingestellt werden.  

Frage 2108
Fraktion der CDU
Abgeordneter Ingo Senftleben
- Entwicklungsperspektive für das Umfeld des EuroSpeed-

way Lausitz -

Die wechselhafte Entwicklung des EuroSpeedway Lausitz hat
und wird uns nach wie vor beschäftigen. Mit der Gründung der
neuen Pachtgesellschaft scheint sich die Entwicklung zu stabi-
lisieren. So füllen unter anderem zahlreiche Motorsportveran-
staltungen und das Konzert von Herbert Grönemeyer den Ver-
anstaltungskalender und sorgen für positive Schlagzeilen für
die Lausitz. Aber auch wirtschaftlich ist die Anlage zu einem
wichtigen Faktor in der Region geworden.

Ich frage daher die Landesregierung: Welche Entwicklungsper-
spektive sieht das Land Brandenburg für das Umfeld des Eu-
roSpeedway Lausitz?



Antwort der Landesregierung 

Minister für Wirtschaft Junghanns

Die Entwicklung der den Lausitzring umgebenden Region
wird wesentlich von der Entwicklung des Lausitzrings selbst
abhängen.  Hier - auch Dank Ihrer engagierten Mitarbeit - sind
wir auf einem guten Weg. 

Durch die Gründung der EuroSpeedway Lausitz GmbH und das
Engagement des Landes ist es gelungen, den Lausitzring finan-
ziell und organisatorisch zu konsolidieren. Der attraktive Ver-
anstaltungskalender 2004 zeigt, dass Irritationen über die Zu-
kunft des EuroSpeedway ausgeräumt werden konnten, die Ver-
anstalter von Motorsport- und Entertainmentevents diese Kon-
solidierungsleistung würdigen und den Lausitzring als attrakti-
ven Veranstaltungsort wiederentdecken.  

In einem zweiten Schritt wird es nun darauf ankommen, ab
2005 noch mehr Veranstaltungen als 2004 an den Ring zu ho-
len.  

Die Chancen hierfür stehen nicht schlecht: ADAC und AvD
überlegen, ihr Engagement zu intensivieren und unter Umstän-
den Veranstaltungen, die bislang an anderen Orten stattfanden,
an den Lausitzring zu verlegen. Wird das Grönemeyer-Konzert
im Juni zu einem Erfolg, hätte sich der Lausitzring als attrakti-
ver Veranstaltungsort zwischen Berlin und den sächsischen
Ballungszentren etabliert. Dies würde mit Sicherheit dazu füh-
ren, dass ab 2005 noch mehr Musikveranstaltungen an den
Ring geholt werden können.  

Über die durch Motorsport- und Entertainmentveranstaltungen
geschaffenen Arbeitsplätze hinausgehend, ist es natürlich unser
Ziel, durch attraktive gewerbliche Ansiedlungen weitere Ar-
beitsplätze am Lausitzring zu schaffen.  

Die planerischen und organisatorischen Voraussetzungen hier-
für sind vorhanden: Der Lausitzring selbst umfasst eine Fläche
von 370 ha. Hinzu kommen noch einmal 200 ha Industrie- und
Gewerbeflächen, die an den Lausitzring grenzen, aber nicht der
Lausitzring-Betreiber-Gesellschaft, sondern der EuroSpeedway
Lausitz Entwicklungs GmbH - ESE -, einer 100%igen Tochter
der Bankgesellschaft Berlin, gehören. 

Diese Flächen können bei konkretem Ansiedlungsinteresse
kurzfristig erschlossen werden.  Ich bin sicher, dass die Ent-
wicklung der vergangenen Monate, insbesondere die durch die
Konsolidierung geschaffene Rechts- und Planungssicherheit
sowie die deutlich positiver gewordene Wahrnehmung des Lau-
sitzrings  mittelfristig dazu führen werden, dass sich Investoren
für eine Ansiedlung entscheiden werden.  

Dass Gewerbegebiete im Umfeld von Rennstrecken für Unter-
nehmen interessant sind, zeigt das Gewerbegebiet am Nürburg-
ring. Dieses ca. 100 ha große Areal  wurde Mitte der 90er Jahre
entwickelt, benötigte eine Anlaufphase von zwei Jahren, in de-
nen es keine Ansiedlungen gab, ist aber zwischenzeitlich fast
vollständig ausgelastet.   

Dass die Landesregierung, ILB und ZAB sich nach Kräften da-
für einsetzen werden, dass das Gewerbegebiet am Lausitzring
eine ähnliche Entwicklung erfährt, ist für mich selbstverständ-
lich.

Frage 2109
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Teilnahme an Anhörung im Innenausschuss -

Am 22.04.2004 fand im Ausschuss für Inneres die Anhörung
zum Entwurf des Gesetzes über den allgemeinen Finanzaus-
gleich mit den Gemeinden und Gemeindeverbänden im Land
Brandenburg (Brandenburgisches Finanzausgleichsgesetz -
BbgFAG) statt. Eingeladen waren die kommunalen Spitzen-
verbände und weitere Vertreterinnen und Vertreter von Kom-
munen.  Dieses Gesetz ist nach Angaben der Landesregie-
rung eines der wichtigsten Gesetzesvorhaben in dieser Le-
gislaturperiode. Zur gleichen Zeit fand die Eröffnung der
Brandenburger Spargelsaison statt, an der nach Medienbe-
richten sowohl der zuständige Minister für Landwirtschaft,
Umweltschutz und Raumordnung als auch der Innenminister
teilnahmen.

Ich frage die Landesregierung: Welche Gründe gab es, dass der
Innenminister nicht an der Anhörung im Innenausschuss, son-
dern an der Eröffnung der Spargelsaison teilnahm?

Antwort der Landesregierung 

Minister des Innern Schönbohm

Anhörungen in den Fachausschüssen dienen dazu, den Abge-
ordneten die Sicht der Betroffenen bzw. der Fachleute zu erläu-
tern. Der Landesregierung kommt hierbei allenfalls eine beob-
achtende Rolle zu. Daher habe ich die Teilnahme nicht von mir
aus eingeplant, sondern Herrn Staatssekretär Lancelle um die
Sitzungsvertretung gebeten.

Selbstverständlich wäre ich einer Teilnahmebitte gerne nachge-
kommen, wenn sie in angemessenem zeitlichen Abstand an
mich herangetragen worden wäre. Dies war nicht der Fall, viel-
mehr erreichte mich eine entsprechende Aufforderung einer
Fraktion, nicht des Ausschusses, erst zu einem Zeitpunkt, als
anderweitige Termine bereits fest vereinbart waren.

Sie dürfen davon ausgehen, dass ich eine gemeinsam verbrach-
te Anhörung jedem kulinarischen Genuss vorziehen würde. 

Frage 2110
Fraktion der CDU
Abgeordneter Dr. Wieland Niekisch
- Zentralabitur 2005 -

Die gesamte Schülervertretung eines bekannten Potsdamer
Gymnasiums hat in einem öffentlichen Schreiben an den Bil-
dungsminister die nach ihrer Meinung völlig unzureichenden
Vorbereitungen der zentralen Abiturprüfungen im Jahr 2005
mit vielen fachlichen Belegen kritisiert: keine konkreten Leitli-
nien für viele Fächer, kaum Hinweise zum geforderten Lernin-
halt, vollständig ausgearbeitete Lehrpläne für die Klassenstufe
13 stehen erst ab Sommer 2004 zur Verfügung etc. Da die
Schülervertretung „ein ähnliches desaströses Ergebnis wie bei
den ersten zentralen Prüfungen der 10. Klassen“ befürchtet,
fordern sie die Verschiebung des Zentralabiturs mindestens für
die gesellschaftswissenschaftlichen Fächer.

Ich frage daher die Landesregierung: Nimmt sie diese Kritik
ernst, ohne dass der Schule deswegen Nachteile entstehen?
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Antwort der Landesregierung 

Staatssekretär im Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport Gorholt

Ihre Frage bezieht sich auf einen Sachverhalt, der sich in der
Realität völlig anders darstellt. 

Es handelt sich nicht um die „gesamte Schülervertretung eines
bekannten Potsdamer Gymnasiums“, sondern um sechs Kurs-
sprecher der Jahrgangsstufe 12 und einen Schülersprecher des
bekannten Gymnasiums.

Die Kritik an der Vorbereitung des Zentralabiturs ist keines-
wegs durch „fachliche Belege“ untersetzt, sondern basiert
nachweislich auf Fehlinformationen, wie mittlerweile auch der
Schulleiter dieses Gymnasiums bestätigt hat.

Zu Ihrer Frage kann ich grundsätzlich bestätigen, dass mein
Haus jede Kritik ernst nimmt, so auch in diesem Falle. Der
Schulleiter hat bestätigt, dass die Lehrkräfte seiner Schule
„jegliche Kompetenz besitzen, das erste zentrale Abitur im
Land Brandenburg fachlich fundiert vorzubereiten“.

Gestatten Sie mir dazu aber noch eine allgemeine Bemerkung:
In der Sitzung des Bildungsausschusses am 29. April dieses
Jahres ist von der Vorsitzenden dieser Vorgang bereits ange-
sprochen worden und der zuständige Mitarbeiter meines Hau-
ses hat detaillierte Informationen gegeben, die für alle anwe-
senden Ausschussmitglieder zufriedenstellend waren, da kei-
nerlei Fragen unbeantwortet geblieben sind.

Dort wurde auch ausdrücklich bestätigt, dass die Vorbereitung
des ersten Zentralabiturs im Jahr 2005 durch das MBJS auf ei-
nem guten Wege ist. Tragen wir bitte gemeinsam dazu bei,
nicht unnötige Verunsicherung zu verbreiten, und unterstützen
wir die Lehrkräfte vielmehr dabei, das Zentralabitur im Unter-
richt optimal vorzubereiten. 

Frage 2111
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Haltung der Landesregierung zum Kommunalen Op-

tionsgesetz -

Am 29.04.2004 hat der Deutsche Bundestag das Gesetz zur op-
tionalen Trägerschaft von Kommunen nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch - Kommunales Optionsgesetz - beschlossen.
Am 14.05.2004 soll im Bundesrat dieses Gesetz beraten und
beschlossen werden. Da die Landesregierung im Dezember
2003 dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt zugestimmt hat, sind die Abstimmungsgründe zum
Optionsgesetz von Interesse.

Ich frage die Landesregierung: Wie wird sie im Bundesrat ab-
stimmen?

und

Frage 2112
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Haltung der Landesregierung zum Entschließungsantrag

im Bundesrat -

Das Land Hessen hat für die Sitzung des Bundesrates am
14.05.2004 einen Entschließungsantrag zur Umsetzung des

Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt eingebracht. In dieser Entschließung soll unter anderem
festgestellt werden, dass das Vierte Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt - Hartz IV - in der verabschiedeten
Fassung für die Kommunen finanzielle Risiken enthält, die
nicht mit der erklärten Absicht, die Kommunen zu entlasten,
vereinbar sind. Weiter soll in besagter Entschließung die
Bundesregierung aufgefordert werden, konkrete Vorschläge für
gesetzliche Änderungen vorzulegen, welche die gewollte kom-
munale Entlastung ermöglichen.

Ich frage die Landesregierung: Wie wird sie sich im Bundesrat
zu dieser Entschließung positionieren?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
Baaske

Wir hatten das Thema bereits ausführlich in der letzten Sitzung
und seitdem hat sich unsere Haltung dazu grundsätzlich nicht
verändert. Allerdings: Der Zeitdruck ist mit Blick auf den 
1. Januar 2005 gewachsen und wir müssen den ALG-II-Emp-
fängern und den Kommunen endlich Sicherheiten geben. Das
Hin und Her in den Ausschüssen ist da nur schädlich und nützt
den Langzeitarbeitslosen in diesem Land gar nichts. Das sollte
auch die Opposition bedenken, wenn sie weiterhin auf einer
nicht mehrheitsfähigen Grundgesetzänderung beharrt und ein
„reines Optionsgesetz“ favorisiert. Man kann doch nicht jedes
Mal die Verfassung ändern, wenn es im Gebälk knirscht, zumal
das Notwendige auch im Rahmen des Kooperationsmodells ge-
leistet und umgesetzt werden kann.

Wir brauchen Lösungen, die Spielräume wahren und eine ver-
nünftige Zusammenarbeit von BA und Kommunen ermög-
lichen. Die Betreuung soll möglichst aus einer Hand erfolgen;
„Verschiebebahnhöfe“ müssen passé sein. Das SGB II kann er-
folgreich nur in engem Zusammenwirken der Arbeitsverwal-
tung und der Kommunen umgesetzt werden, denn beide Seiten
verfügen über besondere Kompetenzen, die, auf „gleicher Au-
genhöhe“ und gebündelt eingesetzt, den Hilfeempfängern zu-
gute kommen sollen.

Die so genannte Organleihe - wie sie die Bundesregierung nun
im Optionsmodell vorsieht - ist meines Erachtens grundsätz-
lich geeignet, diesem Anliegen gerecht zu werden. Sie erfüllt
das Versprechen aus dem Vermittlungsausschuss, den Kommu-
nen Sicherheiten und Spielräume für die Ausführung des 
SGB II zu geben, ohne das Grundgesetz ändern zu müssen. In
enger, vertraglich abgestimmter Zusammenarbeit mit der
Bundesagentur eröffnet sich mit der Optionsregelung den
Kommunen die Möglichkeit, von der BA die Aufgaben nach
SGB II übertragen zu bekommen. Das lehnt die Opposition
weiterhin strikt ab.

Dabei berührt die Frage, in welcher Form sie ihre Option künf-
tig ausüben, die Kommunen weniger als das Problem, wie sie
angesichts der finanziellen Belastungen die SGB-II-Aufgaben
überhaupt wahrnehmen sollen. Die Befürchtung, dass sie fi-
nanziell überfordert sind, wenn die derzeit gehandelten Zahlen
eintreten und es nicht zu der errechneten Entlastung in Höhe
von 2,5 Milliarden Euro kommt, stellt sich viel realer. Deshalb
sollten wir im weiteren Verfahren zur Hartz-IV-Gesetzgebung
Ideen und Kräfte darauf lenken, dass der Bund Regelungen



vorlegt, die die von allen gewollte kommunale Entlastung si-
cherstellen. 

Was in diesem Zusammenhang die Haltung der Landesregie-
rung zur Entschließung des Bundesrates auf Antrag Hessens -
und damit die MA 2112 - betrifft:

Aus den eben dargelegten Gründen wird deutlich, dass wir
dringend eine klare gesetzliche Regelung zur Wahrnehmung
der kommunalen Aufgaben von Hartz IV brauchen und sie
auch herbeiführen wollen. In diesem Sinne werden wir uns
auch weiterhin auf Bundesebene engagieren und auf entspre-
chende Änderungen und Ergänzungen des Regelwerks drän-
gen. Ziel muss es sein, dass es zu den gewollten kommunalen
Entlastungen kommt, die Kommunen dafür nicht in Vorleistun-
gen gehen müssen und Hartz IV letztlich termingerecht umge-
setzt werden kann. 

Frage 2113
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Windfarm in den Gemarkungen Porep und Jännersdorf -

Gegenwärtig gibt es unter anderem in den Orten Drenkow,
Jännersdorf, Redlin, Suckow und Porep heftige Diskussionen
um den Bau einer Windfarm von 32 Windkraftanlagen mit ei-
ner Höhe von 150 m. Mit einem Genehmigungsbescheid vom
27.02.2004 hat das Landesumweltamt Brandenburg bereits ei-
ne immissionsrechtliche Genehmigung erteilt. Mittlerweile
fanden verschiedene Informations- und Protestveranstaltun-
gen statt, auf denen Bürgerinnen und Bürger ihre Kritik zu
diesem Vorhaben vorgebracht haben. Auch die Regionale Pla-
nungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel hat die Nichtverein-
barkeit des Vorhabens mit dem regionalplanerischen Grund-
satz der konfliktminimierten Planung und Errichtung von
Windenergieanlagen gegenüber dem Orts- und Landschafts-
bild festgestellt und beklagt, dass die regionalplanerischen Be-
lange nicht ausreichend berücksichtigt wurden. Als problema-
tisch erweist sich die Lage an der Landesgrenze zu Mecklen-
burg-Vorpommern.

Ich frage die Landesregierung: Welche Möglichkeiten sieht sie,
den Konflikt um die Windfarm beizulegen?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung Birthler

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Wind-
farm Porep-Jännersdorf wurde nach Durchführung eines
förmlichen Verfahrens unter Beteiligung der Öffentlichkeit
vom Landesumweltamt erteilt. Die zuständigen Behörden des
Landes Mecklenburg-Vorpommern wurden wie auch die zu-
ständigen Behörden im Land Brandenburg an dem Verfahren
beteiligt und haben zu dem Vorhaben Stellung genommen.
Auch die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberha-
vel ist im Genehmigungsverfahren beteiligt worden. Das Vor-
haben wurde sowohl in Mecklenburg-Vorpommern als auch
in Brandenburg in der örtlichen Presse öffentlich bekannt ge-
macht. In der Zeit vom 09.07.2003 bis 22.08.2003 hatten so-
wohl betroffene Bürger als auch die Gemeinden Gelegenheit,
Einwendungen gegen das Vorhaben bei der Genehmigungsbe-
hörde zu erheben. 

Es wurde in dieser Zeit nur eine Einwendung vom Amt Putlitz-
Berge erhoben, die später wieder zurückgenommen wurde. Al-
le übrigen Betroffenen, die nun ihre Bedenken gegen das Vor-
haben vorbringen, haben die gesetzlich verankerte Möglich-
keit, sich an dem Verfahren durch Einwendungen zu beteiligen,
nicht genutzt. Für diesen Fall regelt das Bundes-Immissions-
schutzgesetz abschließend, dass eine Ausschlusswirkung ge-
genüber verspätet erhobenen Einwendungen eintritt. 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden in beiden Bundes-
ländern wurden keine Belange vorgetragen, die zu einer Ableh-
nung oder Änderung des Vorhabens hätten führen müssen. Ins-
besondere wurde auch das gemeindliche Einvernehmen von al-
len beteiligten Gemeinden erteilt. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel hat
die Fläche, auf der die Anlagen errichtet werden sollen, als
Eignungsgebiet für die Windkraftnutzung ausgewiesen und da-
mit die prinzipielle Raumverträglichkeit solcher Anlagen auf
diesem Standort regionalplanerisch festgelegt.  

Der im Regionalplan nur als Grundsatz der Raumordnung auf-
genommene Gedanke der Minimierung der Eingriffe in das
Orts- und Landschaftsbild, auf den in der Anfrage abgestellt
wird, ist als Grundsatz der Raumordnung ein überwindbarer
Abwägungsbelang, aber keine bindende Vorgabe für die Ent-
scheidung der Genehmigungsbehörde. 

Die Genehmigung vom Landesumweltamt wurde rechtmäßig er-
teilt. Insofern sehe ich jetzt keine weiteren Möglichkeiten, den
vorgebrachten Bedenken noch Rechnung zu tragen. Insbesonde-
re kommt zu diesem Zeitpunkt eine Änderung oder gar Rück-
nahme der Genehmigung nicht mehr in Betracht, weil der Inha-
ber der Genehmigung auf deren Bestand vertrauen darf. Im Falle
der Rücknahme würden außerdem Schadensersatzansprüche in
erheblichem Umfang auf das Land Brandenburg zukommen. 

Frage 2114
Fraktion der DVU
Abgeordneter Markus Nonninger
- Verurteilte Iraker durften ausreisen -

Im August 2002 besetzten vier Iraker die Botschaft ihres Lan-
des und nahmen Geiseln. Das Berliner Landgericht verurteilte
die Geiselnehmer zu mehrjährigen Haftstrafen. Aufgrund eines
Revisionsverfahrens wurde die Vollstreckung des Urteils unter
strengen Auflagen ausgesetzt. Die vier Iraker aus einem
Spremberger Asylbewerberheim sind nun vor zwei Monaten
nach Ablehnung ihres Asylantrages mithilfe des Landkreises
Spree-Neiße in den Irak zurückgereist. Eine Sprecherin des
Berliner Landgerichts räumte ein, dass das Landgericht die
Brandenburger Behörden nicht über den Prozessausgang infor-
miert habe, weil das Urteil noch nicht rechtskräftig war. Nach
den Irakern wird nun gefahndet.

Ich frage die Landesregierung: Welche Konsequenzen wird das
Land Brandenburg daraus ziehen, damit sich eine solche Pein-
lichkeit nicht wiederholt?

Antwort der Landesregierung 

Minister des Innern Schönbohm

Die Ausreise der Iraker konnte nur deshalb erfolgen, weil der
Landkreis Spree-Neiße durch das Landgericht Berlin weder
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über die erlassenen Meldeauflagen noch überhaupt über die
Tatsache der Verurteilung und den dieser Verurteilung zugrun-
de liegenden Sachverhalt informiert worden ist. Das Gericht
wäre hierzu aber nach § 76 Abs. 4 Satz 1 des Ausländergeset-
zes ohne Anforderung verpflichtet gewesen. Darüber hinaus
waren die Berliner Justizbehörden bereits nach Nr. 42 Abs. 1
der Anordnung über Mitteilung in Strafsachen - MiStra - ver-
pflichtet, die zuständige Ausländerbehörde über die Einleitung
eines Strafverfahrens und den Ausgang des Verfahrens zu in-
formieren. 

Die Ausländerbehörden sind auf diese Informationen angewie-
sen, damit sich vergleichbare Fälle nicht wiederholen können.
Insofern geht es nicht um Konsequenzen auf Brandenburger
Seite, sondern um Folgerungen bei den Berliner Justizbehör-
den. Ich bin sicher, dass das Land Berlin die richtigen Konse-
quenzen aus dem Vorgang ziehen wird. 

Frage 2115
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Kostenausgleich für Wohngeldausgaben nach Hartz IV -

Mit der Umsetzung des Vierten Gesetzes für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt sind die Landkreise und die kreis-
freien Städte zur Übernahme der Kosten der Unterkunft für
künftige Arbeitslosengeld-II-Empfänger verpflichtet. In der
Anhörung zum FAG wurde von den Kommunen gefordert,
dass die Einsparungen des Landes bei den bisherigen Wohn-
geldausgaben an die Kommunen zum Ausgleich der Mehrkos-
ten weitergegeben werden sollen.

Wie wird sich der Kostenausgleich neben den schon angekün-
digten 190 Millionen Euro SoBEZ-Mitteln für die Brandenbur-
ger Kommunen darstellen?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
Baaske

Wenn die dem Land zugesagten 190 Millionen Euro SoBEZ-
Mittel im Brutto tatsächlich kommen, werden wir sie auch im
Netto in dieser Höhe an die Kommunen weiterreichen. Gleich-
wohl geht auch die Landesregierung davon aus, dass diese
Mittel nicht ausreichen werden, die mit dem Hartz-IV-Gesetz
verbundenen kommunalen Belastungen auszugleichen. Zwar
können die tatsächlichen Belastungen derzeit nicht exakt bezif-
fert werden, doch alle bisherigen Erhebungen sprechen dafür. 

Niemand muss Sorge haben, dass das Geld nicht dorthin
kommt, wo es gebraucht wird, und Verwendung findet, wofür
es gedacht ist. Das Land wird seine Beteiligung an den Mehr-
belastungen des Bundes aus dem Arbeitslosengeld II in Höhe
von rund 30 Millionen Euro mit den Einsparungen beim Wohn-
geld, voraussichtlich ca. 33 Millionen Euro jährlich, verrech-
nen und seine Mehrbelastungen nicht von den 190 Millionen
Euro SoBEZ-Mitteln abziehen.

Fazit: Wir wollen den Kommunen eine verlässliche Planungs-
grundlage geben und sie nicht mit komplizierten, langwierigen
Einzelabrechnungen belasten. Deshalb sieht der jetzige Ent-
wurf des Finanzausgleichsgesetzes von vornherein die „Brutto-
durchreichung“ der gesamten 190 Millionen Euro SoBEZ-

Mittel an die Kommunen vor. Bei einer punktgenauen Berück-
sichtigung der Wohngeldeinsparungen des Landes hätten die
Kommunen zunächst nur über den „Nettobetrag“ in Höhe von
ca. 160 Millionen Euro verfügen können und dann erst nach-
träglich, etwa quartalsweise, die tatsächlichen Wohngeldein-
sparungen des Landes erhalten. 

Frage 2116
Fraktion der PDS
Abgeordneter Thomas Domres
- Ausweisungsverfahren NSG Wittenberge-Rühstädter Elb-

niederung -

Im Rahmen der Diskussion um die Erarbeitung der Verordnung
zur Ausweisung des NSG „Wittenberge-Rühstädter Elbniede-
rung“ gab und gibt es neben den Landwirten auch von Angler-
vereinen erhebliche Kritik an den vorgesehenen Nutzungsein-
schränkungen im Naturschutzgebiet. Auf dieser Grundlage
wurde gefordert, die Notwendigkeit der für die Angelfischerei
vorgesehenen Beschränkungen im Zusammenhang mit der Er-
reichung des im Verordnungsentwurf § 3 festgelegten Schutz-
zweckes näher darzulegen. Diese Anforderung wurde bisher
nicht erfüllt.

Ich frage die Landesregierung: Wie begründet sie die Notwen-
digkeit der im NSG-Verordnungsentwurf vorgesehenen Nut-
zungseinschränkungen, insbesondere in dem dort niedergeleg-
ten Umfang, für die Angelfischerei zur Erreichung des in § 3
festgelegten Schutzzweckes?

Antwort der Landesregierung 

Minister für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raum-
ordnung Birthler

Das geplante Naturschutzgebiet „Wittenberge-Rühstädter Elb-
niederung“ liegt im Biosphärenreservat Flusslandschaft Elbe-
Brandenburg und umfasst einen Kernbereich des Vogelschutz-
gebietes „Unteres Elbtal“ sowie Teile von zwei FFH-Gebieten.
Seine Größe beträgt rund 2 150 ha und es setzt sich aus Teilen
der seit 1990 bestehenden NSG „Elbdeichvorland“ und „Elb-
deichhinterland“ zusammen.

Schutzzweck ist insbesondere die Erhaltung und Entwicklung
des Gebietes als Lebensraum von Arten nach Anhang I der Vo-
gelschutzrichtlinie wie beispielsweise Eisvogel, Fischadler,
Seeadler, Flussseeschwalbe, Kranich, Schwarzstorch, Weiß-
storch, Sperbergrasmücke und Wachtelkönig einschließlich ih-
rer Brut- und Nahrungsbiotope. Es dient als Durchgangs-,
Rast- und Überwinterungsgebiet für Zugvogelarten wie bei-
spielsweise Sing- und Zwergschwan, nordische Gänse und
zahlreiche Enten- und Limikolenarten.

Daneben erfolgt auch die dauerhafte Sicherung und Erhaltung
von Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-Richtlinie wie
zum Beispiel unterschiedliche Gewässer, Brenndolden-Auen-
wiesen oder magere Flachland-Mähwiesen. Arten wie Fischot-
ter, Biber, Bachneunauge, Bitterling, Flussneunauge, Lachs,
Meerneunauge, Rapfen, Schlammpeitzger, Weißflossiger
Gründling und Steinbeißer sind als Tierarten des Anhangs II
der FFH-Richtlinie zu schützen. 

Der Verordnungsentwurf wurde im Anschluss an zahlreiche
Gespräche mit betroffenen Landnutzern, also auch den Ang-



lern und Fischern, im Frühjahr dieses Jahres überarbeitet. Hin-
sichtlich der Fischerei und der Angelfischerei ist nunmehr le-
diglich vorgesehen, dass der Fischbesatz nur mit heimischen
Arten zulässig ist und dass ein Zufüttern der Fische unzulässig
ist. Die Gewässer im Elbdeichvorland und im Elbdeichhinter-
land bleiben zur Angelnutzung freigestellt, ebenso wie der
größte Teil des Elbufers. Lediglich für vier Kilometer entlang
der Elbe im hoch sensiblen Rühstädter Bogen ist noch ein Ver-
bot der Angelfischerei vorgesehen. Der Fischereibetrieb soll
hierzu Ausgleichszahlungen für den entgangenen Nutzen aus
dem Angelkartenverkauf erhalten.

Der Angelverein Rühstädt hat erklärt, dass er durch freiwillige
Vereinbarungen zum Schutz der sensiblen Gewässer im Deich-
vorland beitragen will. Das ursprünglich vorgesehene Verbot
der Angelfischerei an drei Gewässern soll daher nicht mehr in
die Verordnung aufgenommen werden.

Die Regelungen zum Fischbesatz und zur Fütterung sind zum
Schutz der so genannten FFH-Arten unverzichtbar. Das Angel-
verbot an Teilflächen der Elbe dient hingegen der Beruhigung
und damit dem Schutz von rastenden und brütenden Vögeln

vor Störungen. Gerade in diesem Bereich sind weitere Maß-
nahmen zur Beruhigung, zum Beispiel das Verbot der Jagd auf
Wasservögel, vorgesehen.

Der Verordnungsentwurf sieht weiterhin vor, dass zum Schutz
vor Störungen das Befahren von Wegen, die nicht dem öffent-
lichen Verkehr gewidmet sind, unzulässig ist. Gleichzeitg wer-
den einige Wege und Parkplätze speziell für die Angelnutzung
festgeschrieben.

Die Abteilung 8 meines Hauses hat mit Unterstützung des
Landkreises in den vergangenen Wochen weitere Gespräche
mit den unterschiedlichen Nutzergruppen geführt und insbe-
sondere im Bereich Fischerei und Angelnutzung wird deutlich,
dass zwar grundsätzliche Bedenken gegen eine NSG-Verord-
nung vorgebracht werden, dass die in der Verordnung vorgese-
henen Regelungen in der Sache jedoch abgestimmt werden
konnten.

Ergänzend weise ich darauf hin, dass noch im April zahlrei-
chen Betroffenen eine ausführliche Begründung zur Erforder-
lichkeit des NSG-Verfahrens zugeleitet wurde.
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